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Erfolgsbranche Waffenhandel 

Die BRD gehört nach den USA und Russland zu den 
führenden Waffenexporteuren der Welt, ungefähr 
gleichauf mit Frankreich und China. 

Seite 8 



Wer beherrscht die EU? 

Die Vier-Parteien-Konferenz kommunistischer Par¬ 
teien in Münster analysiert gründlich und umfas¬ 
send Charakter und Bedeutung der EU 

Seiten 12 und 13 



Thema der Woche 


Kampf dem Atomtod 

Steht die Atomkriegsgefahr wieder verstärkt 
auf der Tagesordnung? Es scheint heute alles 
möglich, was bis 1989/90 noch in langwieri¬ 
gen Verhandlungen und Verträgen der beiden 
großen Atommächte als menschheitsvernich¬ 
tende Kriegsgefahr eingedämmt werden konn¬ 
te. In den 1950er Jahren stand diese Frage 
für die Friedensbewegung schon einmal an 
erster Stelle. 

Aktuell weigert die Bundesregierung, sich für 
die Forderung nach einem vollständigen Verbot 
von Atomwaffen einzusetzen. 
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Verbrecherische 

Eskalation 

Der US-Militärschlag gegen Syrien beinhaltet die dramatische Gefahr der Eskalation des Krieges 
zu einem Flächenbrand. 

Dieser Militärschlag ist völkerrechtswidrig. Dieser Militärschlag zielt gegen Syrien und Russ¬ 
land. Die Menschheit kann froh sein, dass beide die Eskalation bislang nicht fortsetzen. Wie leicht 
kann die Situation völlig außer Kontrolle geraten. 

Die Beweggründe für diesen Militärschlag? Das Gefasel vom Giftgasangriff als Ursache ist 
Unsinn. Syrien hatte eine unabhängige Untersuchung angeboten, die Vereinten Nationen haben 
noch kein Ergebnis. Allerdings, „Bild“ wusste Bescheid und forderte Krieg, die Kriegstreiber in 
den USA, der NATO und der EU stimmten ein. 

Mit Sicherheit ist davon auszugehen, dass die wesentlichen Gründe für Trumps Attacke die 
innenpolitischen Schwierigkeiten seiner Regierung sind. Es ist eine schlimme Tradition von US- 
Präsidenten, in solchen Fällen in den Krieg zu ziehen. 

Die EU, Merkel, Gabriel stimmen enthusiastisch in den Chor der Kriegstreiber ein. Schon be¬ 
ginnt das nächste Abenteuer. US-Flugzeugträger sind unterwegs in Richtung der koreanischen 
Halbinsel. Die führenden Imperialisten spielen mit dem Feuer - strategisch geht es ihnen um die 
Einkreisung von Russland und der VR China - das ist die Hauptkriegsgefahr. Die NATO ist das 
Hauptinstrument und Deutschland vorne mit dabei. Diese Welt taumelt am Abgrund. 

Die Menschheit muss den Kriegern und Kriegstreibern in den Arm fallen. 

Frieden mit Russland und China. Verhindert weitere Überfälle auf Syrien. 

Kein weiterer US-Aufmarsch um die koreanische Halbinsel. 

Raus aus der NATO. 

Raus auf die Straße - die Ostermärsche müssen ein Anfang sein. 

PK 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Anne Rieger zum i. Mai des DGB 


Wir sind viele und eins 


Unser 1. Mai ist untrennbar mit dem 
Kampf um Arbeitszeitverkürzung, 
Lohnerhöhung und Frieden verbun¬ 
den. Dass die DGB-Spitze nun aus¬ 
gerechnet Andrea Nahles eingeladen 
hat, auf der Hauptkundgebung des 
DGB in Gelsenkirchen ein „Gruß¬ 
wort“ zu sprechen, ist Verhöhnung un¬ 
seres jahrzehntelangen Kampfes. Die 
Arbeitsministerin, Mitglied der neoli¬ 
beralen Koalition, hat im November 
ihre Pläne zur Lockerung bei den Ar¬ 
beitszeitschutzvorschriften vorgelegt. 
In einer zweijährigen Probephase will 
sie Arbeitgebern und Gewerkschaften 
mehr Flexibilität gestatten, als es das 
Arbeitszeitgesetz vorsieht. Über die 
Arbeitszeit solle in Betrieben verhan¬ 
delt werden. 



Wir sind viele. Wir sind verschieden, 
aber wir kämpfen gemeinsam für unse¬ 
re Interessen. Wir kämpfen für Arbeits¬ 
zeitverkürzung bei vollem Lohn- und 
Personalausgleich, denn wir sind gegen 
Arbeitslosigkeit, prekäre Beschäfti¬ 
gung und ungewollte Teilzeitarbeit, ge¬ 
gen Leiharbeit, Befristungen und Hartz 
IV. Wir kämpfen für einen höheren ge¬ 
setzlichen Mindestlohn, höhere Löhne, 
eine gesetzliche Mietobergrenze, gegen 
jegliche Privatisierung, auch bei Rente 
und Autobahnen. Wir kämpfen für so¬ 
ziale Rechte und bessere Lebensbedin¬ 
gungen für alle Menschen. Damit kön¬ 
nen wir den Einfluss rechtsextremer 
Parteien zurückdrängen. Die reichsten 
zehn Prozent besitzen die Hälfte der 
Vermögen, deswegen fordern wir einen 
höheren Spitzensteuersatz und Vermö¬ 
genssteuern. 

Wir kämpfen gegen Aufrüstung und 
für Rüstungskonversion, sowie gegen 
Bundeswehreinsätze. Gemeinsam mit 
100 Bundesverdienstkreuzträgern for¬ 


dern wir den Stopp der Rüstungsexpor¬ 
te und der Verhandlungen über Frei¬ 
handelsabkommen. So sind Fluchtur¬ 
sachen zu bekämpfen. Und wir wollen 
ein Verbot von Bundeswehroffizieren 
an den Schulen. 

Wir kämpfen für die Interessen 
der abhängig Beschäftigten, der Solo- 
Selbstständigen, der Arbeitslosen, 
Rentner und Rentnerinnen, der zu uns 
Geflüchteten, aller Marginalisierten 
der Welt, man könnte auch sagen der 
Arbeiterklasse und ihrer Bündnispart¬ 
ner. Wir kämpfen gegen die Konzern¬ 
herren, die Regierung, die EU-Kom- 
mission, die Ausbeuter dieser Welt, 
man könnte auch sagen die Kapitalis¬ 
tenklasse und ihre Helfershelfer. 

Wir wollen am 1. Mai über unse¬ 
ren Begriff von sozialer Gerechtigkeit 
sprechen. Das sind die alten Forderun¬ 
gen der Arbeiterbewegung: grundsätz¬ 
lich gleiche soziale Bedingungen und 
Möglichkeiten für die freie und all¬ 
seitige Entwicklung des Menschen, es 
geht um gerechte Verteilung materiel¬ 
ler Güter der Gesellschaft, um Gleich¬ 
behandlung, Gleichberechtigung, Ver¬ 
bot jeglicher Diskriminierung, gleiche 
Bildungschancen und Frieden für alle 
Menschen auf der Welt. Deswegen 
müssen Parteien verboten werden, die 
Rassenhass, Antisemitismus und Into¬ 
leranz verbreiten. 

Deswegen gehen wir gemeinsam am 
1. Mai auf die Straße. Aber wir lassen 
aus dem Kampftag der Arbeiterklasse 
keine Wahlveranstaltung für die neo¬ 
liberale Sozialabbau-Spitze der SPD 
machen. Wir sind nicht eins mit Nahles 
und Hannelore Kraft. Sie haben als Ver¬ 
treterinnen der Sozialabbau-Regierung 
zwei Wochen vor der Wahl in NRW auf 
unseren Abschlusskundgebungen als 
Rednerinnen nichts zu suchen. Ihre 
Meinung erfahren wir tagtäglich aus 
den Medien. Ja, wir rufen alle auf, wäh¬ 
len zu gehen: wählt Parteien, die unse¬ 
re Interessen konkret vertreten - schon 
heute, und nicht irgendwann. 

Wir haben die zum Tode verurteil¬ 
ten Arbeiter nach den Demonstratio¬ 
nen am 1. Mai 1886 in Chicago für einen 
Acht-Stunden-Arbeitstag - für eine 
Verkürzung der Arbeitszeit nicht ver¬ 
gessen. Auch heute steht die Forderung 
wieder auf der Tagesordnung. Arbeits¬ 
zeitverkürzung kam nie durch Wahlen, 
sondern durch unser gemeinsames ent¬ 
schlossenes Auftreten zustande. 

Wir sind viele. Kämpfen wir ge¬ 
meinsam für unsere Interessen. 


Tarifrunde bei der Postbank 

ver.di fordert mehr Geld und Sicherheit für die Beschäftigten 


Die Vereinte Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft (ver.di) ging mit den Arbeitge¬ 
bern der Postbankunternehmen in die 
erste Verhandlungsrunde über einen 
neuen Tarifvertrag, ver.di fordert eine 
Verlängerung des Kündigungsschutzes 
bis Ende 2022, die Erhöhung der Ge¬ 
hälter um 5 Prozent bei einer Laufzeit 
von 12 Monaten, eine deutliche An¬ 
hebung der Ausbildungsvergütungen 
sowie einen neuen Zukunftstarifver¬ 
trag und weitere unternehmensspezi¬ 
fische Forderungen. Verhandelt wird 
für rund 18 000 Beschäftigte bei der 
Postbank, Postbank Filialvertrieb so¬ 
wie der BHW Gruppe und weiterer 
Tochterunternehmen (Betriebscenter 
für Banken, PB Service, PB Direkt, 
BHW KSG, PB Firmenkunden AG) 
in Bonn. 

„Die Beschäftigten der Postbank 
sind lange Zeit im Ungewissen gelas¬ 
sen worden, weil Gerüchte und Spe¬ 
kulationen um die Zukunft der Bank 
zu starken Verunsicherungen geführt 
haben. Jetzt muss es bei einer Integra¬ 
tion in die Deutsche Bank Sicherheit 
für die Beschäftigten geben“, betont 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied und 
Verhandlungsführer Christoph Meis¬ 
ter. „Wir wollen Klarheit über die Si¬ 
cherheit der Arbeitsplätze schaffen 
und fordern die Verlängerung des 
Kündigungsschutzes bis Ende 2022.“ 


Der Personalabbau habe schon jetzt 
die Grenzen der Belastbarkeit er¬ 
reicht. 

Die Beschäftigten müssten bei im¬ 
mer größerer Arbeitsverdichtung un¬ 
ter immer anspruchsvolleren Tätig¬ 
keiten zusätzliche Anforderungen er¬ 
füllen. „Egal in welchem Bereich, die 
Beschäftigten leisten hervorragende 
Arbeit, die zu einer guten Entwicklung 
der Postbank führen. Das muss hono¬ 
riert werden, deshalb muss es eine an¬ 
gemessene Gehaltserhöhung und ein 
Sicherheitsversprechen für die Zu¬ 
kunft geben“, so der Gewerkschafter. 
Deshalb fordert ver.di den Abschluss 
eines Zukunftstarifvertrages. Mit die¬ 
sem Tarifvertrag sollen die Verände¬ 
rungen der Arbeitsbedingungen ins¬ 
besondere durch die Digitalisierung 
mitgestaltet werden. Neben Arbeits¬ 
bedingungen zum alternsgerechten 
Arbeiten soll der Tarifvertrag auch 
Regelungen zum vorzeitigen Aus¬ 
scheiden aus dem Berufsleben ent¬ 
halten. Dies biete jungen Menschen, 
insbesondere den Auszubildenden, die 
Möglichkeit einer verbindlich festge¬ 
legten Übernahme bei der Postbank. 
In diesen neuen Tarifvertrag sollen 
auch Weiterbildungsansprüche und 
Regelungen zur arbeitnehmerorien¬ 
tierten Arbeitszeitgestaltung aufge¬ 
nommen werden. 


Sonntags shoppen? 

Widerstand gegen Aufweichen von arbeitsfreien Tagen 



„Sonntags shoppen? Kommt nicht in die Tüte!“ Ideenreicher Protest in Bad 
Kreuznach. 


D ie Auseinandersetzungen um 
den freien Sonntag nehmen zu. 
Es formiert sich zunehmend Wi¬ 
derstand dagegen, den Sonntag in ei¬ 
nen normalen Arbeitstag für fast alle 
umzuwandeln, wobei die obersten Ge¬ 
richte hier positiv urteilen. Zugleich 
nehmen die Sonntagsöffnungen im 
Einzelhandel zu, wenn es lokal keinen 
Widerstand gibt. Die Rechtslage dürf¬ 
te den Kommunen längst bekannt sein. 
Aber nach dem Motto: wo kein Kläger, 
da kein Richter, sind viele den Einzel¬ 
handelskonzernen zu Diensten auch in 
der Hoffnung, die eigenen Kassen et¬ 
was zu Lasten der Nachbarschaft füllen 
zu können. Drei Beispiele vom 2. April 
zeigen Aktion, Erfolg, aber auch Miss¬ 
achtung von Gerichtsurteilen. 

Erfolg in Hessen 

Das hessische Weiterstadt ist seit Jah¬ 
ren ein Zentrum der Auseinanderset¬ 
zungen. Dort gibt es weit außerhalb 
der Stadt das Einkaufszentrum Loop 
5, u.a. mit dem Möbelhaus Segmüller, 
dessen Eigner seinen offensichtlichen 
Einfluss auf die SPD-geführte Stadt¬ 
verwaltung hier immer wieder geltend 
macht. Nach den erfolgreichen Klagen 
von ver.di und der evangelischen Kir¬ 
che, da die gesetzlich geforderte An- 
lassbezogenheit fehlte, versuchte man, 
eben Anlässe zu schaffen. So z.B. mit 
einer „Gesundheitsmesse“ in einem 
400 m 2 großen Zelt. Das Bundesver¬ 
waltungsgericht verlangt aber u. a„ dass 
der Anlass selbst mehr Menschen an¬ 
ziehe als alleine die Geschäftsöffnung, 
auch dass ein räumlicher Zusammen¬ 
hang bestehe. 

Für den 2. April hatte Weiterstadt 
eine Sonntagsöffnung anlässlich eines 
Automobilsalons genehmigt, wogegen 
geklagt wurde. In der ersten Instanz 
mit einen Teilerfolg. Die Geschäfte im 
Umfeld hätten öffnen dürfen, die im 
Gewerbegebiet nicht. Dagegen ging 
die Stadt in Berufung. Ergebnis: Der 
hessische Verwaltungsgerichtshof un¬ 
tersagte sämtliche Öffnungen. 

Allianz gegen Sonntagsarbeit 
in Rheinland-Pfalz 

Zwar gelten in Rheinland-Pfalz auch 
höchstrichterliche Urteile, da aber im 
Gesetzestext der Anlassbezug fehlt, 
glauben viele Kommunalverwaltungen, 
bis zu vier Sonntagsöffnungen einfach 
so genehmigen zu können. Dagegen 
klagte ver.di anlässlich einer Sonntags¬ 
öffnung in Worms. Man erwartet, dass 
das Bundesverwaltungsgericht noch 


2017 darüber grundsätzlich entschei¬ 
den wird. 

Nicht auf ein Urteil wartend, orga¬ 
nisiert die vor zwei Jahren gegründete 
lokale Allianz für den freien Sonntag 
in Bad Kreuznach politischen Protest 
dagegen, dass Verkäuferinnen und 
Kassiererinnen, denn betroffen sind 
zumeist Frauen, am 2. April arbeiten 
sollen. Am 31. März, zwei Tage vor dem 
Shoppingrummel, gingen haupt- und 
ehrenamtliche Gewerkschafter von 
DGB, ver.di und weiteren Gewerk¬ 
schaften sowie Geistliche und Laien 
der großen Kirchen und der Katholi¬ 
schen Arbeitnehmerbewegung gemein¬ 
sam auf die Straße. „Sonntags shop¬ 
pen? Kommt nicht in die Tüte!“, stand 
auf 500 Einkaufstüten aus Baumwolle, 
die von rund 25 Beteiligten an Passan¬ 
ten und Passantinnen verteilt wurden, 
„gefüllt“ mit einem Flugblatt der Alli¬ 
anz. An diesem Freitagnachmittag war 
die Resonanz weit überwiegend posi¬ 
tiv. Die Allianz weist immer darauf hin, 
dass es nicht „nur“ um vier Sonntage 
gehe, sondern um die Verhinderung der 
sukzessiven Umwandlung des Sonntags 
zum Arbeitstag. 


Polizeieinsatz in Niedersachsen 

Dass einige Unternehmer glauben, al¬ 
lein was ihnen nütze, sei Recht und Ge¬ 
setz, den Eindruck gewinnt man nach 
Presseberichten aus dem niedersächsi¬ 
schen Garbsen. Dort klagte ver.di er¬ 
folgreich gegen eine Sonntagsöffnung, 
was aber u.a. das Möbelhaus Hesse 
und den Herrenausstatter Maica nicht 
davon abhielt, ab 13.00 Uhr zu öffnen. 
Die von ver.di herbeigerufene Polizei 
weigerte sich, Hesse zu schließen, da es 
sich um eine zivilrechtliche Angelegen¬ 
heit handele. Selbst der juristische Laie 
schüttelt da ungläubig den Kopf, ver.di 
kündigte an, ein Ordnungswidrigkeits¬ 
verfahren einleiten zu lassen und nöti¬ 
genfalls zu klagen. 

Auch bezüglich von Sonntags¬ 
öffnungen bestätigt sich die gewerk¬ 
schaftliche Erfahrung, dass Schutz¬ 
rechte zweimal durchgesetzt werden 
müssen: zum einen gesetzlich oder per 
Tarifvertrag, zum anderen dann in der 
Praxis; denn viele Unternehmer, aber 
auch Kontroll- und Genehmigungsbe¬ 
hörden, reagieren nur dann, wenn es 
betrieblichen und öffentlichen Druck 
gibt. Volker Metzroth 


Automobilindustrie - wie weiter? 

Konferenz der DKP Bezirke Niedersachsen und Ruhr-Westfalen 


Angesichts des Umbaus der Automo¬ 
bilindustrie, der nicht abnehmenden 
Belastung der Luft in den Innenstäd¬ 
ten, des täglichen Verkehrs-Chaos, an¬ 
gesichts des Flächenverbrauchs durch 
fließenden und ruhenden Verkehr, so¬ 
wie der Entscheidung zur Subventio¬ 
nierung von Elektroautos ist eine Dis¬ 
kussion über „Mobilität der Zukunft“ 
überfällig. 

Die Konzerne und ihre Handlan¬ 
ger in der Regierung arbeiten schwer¬ 
punktmäßig an alternativen Antrieben 
und versuchen den Individualverkehr 
und ihr profitables Geschäftsmodell zu 
retten. Aus Angst um die Arbeitsplät¬ 
ze und im Wissen um die Notwendig¬ 
keit schneller Lösungen, kommt auch 
die Diskussion in Gewerkschaften und 
Betrieben um eine nachhaltige Mobili¬ 
tät nicht in Schwung. 

Wir meinen, die Forcierung alterna¬ 
tiver Antriebe greift deutlich zu kurz. 
Die Auseinandersetzung um die Frage 
Öffentlicher Verkehr gegen Individu¬ 
alverkehr muss geführt werden. Wer 
einen effektiven, bezahlbaren und da¬ 
mit attraktiven (Nah) Verkehr will, wird 
den Individualverkehr zurückdrängen 
müssen. Für beides ist weder Geld noch 
Fläche da! 


Die Frage der Sicherung von Ar¬ 
beitsplätzen gehört im Kapitalismus 
immer auf die Tagesordnung. 

Angesichts der Veränderungen 
am Produkt Auto, der zunehmenden 
Share-Konzepte, der Staus in den Me¬ 
tropolen, der veränderten Prioritäten 
bei der Jugend, der fortschreitenden 
Digitalisierung und der weiter not¬ 
wendigen Rationalisierung sind sie 
schon heute bedroht! Zeit für einen 
Meinungsaustausch! 

Konferenzablauf: 

10.30 Uhr bis 12.30 Uhr 

„Automobilindustrie - wie weiter?“ 
Einführung: Uwe Fritsch, BR-Vorsit¬ 
zender VW Braunschweig, Mitglied 
des Parteivorstandes der DKP 
„Weltklima - Weltautogesellschaft - 
weltweite Alternativen. Unsere Ver¬ 
antwortung“ Einführung: Winfried 
Wolf, Journalist, Chefredakteur Luna- 
park21 

13.00 Uhr bis 15.00 Uhr 

Arbeitsgruppen und Berichterstattung: 
„E-Mobilität, Ausweg aus der Umwelt¬ 
krise?“ mit Dr. Alfred Hartung, Wolfs- 
bürg 


„Bedingungen und Akteure für die 
Durchsetzung alternativer Mobilitäts¬ 
konzepte ! “ mit Achim Bigus, VK-Leiter 
VW Osnabrück 

„Weltklima - Weltautogesellschaft - 
weltweite Alternativen. Unsere Ver¬ 
antwortung“ mit Winfried Wolf 

15.00 Uhr bis 16.30 Uhr 

Podiumsdiskussion: „Zukunft der Au¬ 
tomobil-Industrie - wer nimmt Ein¬ 
fluss - wohin geht die Reise?“ 
mit: Uwe Fritsch, Anne Rieger, 
Winfried Wolf 

Es laden ein: 

DKP Bezirk Niedersachsen, 

DKP Bezirk Ruhr-Westfalen 
DKP Betriebsgruppe VW 
Braunschweig/Wolfsburg 

Samstag, 24. Juni 2017, 

10.30 Uhr bis 16.30 Uhr 
Veranstaltungszentrum 
otation in den ver.di-Höfen 
Goseriede 10,30159 Hannover, 

(10 min. Fußweg vom Hbf.) 
Anmeldungen an: 
bv@dkp-niedersachsen.de 
Unkostenbeitrag: 15 Euro 
(u.a. für Essen und Trinken) 
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Flexibel und robust 

Stamokap bei Rheinmetall 



Rheinmetall wirbt:„Mit dem Gladius-System und der Summe seiner Eigenschaften setzt sich die Bundeswehr in der 
Ausrüstung ihrer infanteristischen Kräfte auch im internationalen Vergleich an die Spitze vor allem in puncto Vernetzung, 
Führungsfähigkeit und Effizienz im Einsatz.“ 


D er Einfluss der Rüstungsindus¬ 
trie auf die Politik ist - am Bei¬ 
spiel Rheinmetall - neu flankiert 
worden: Franz Josef Jung (CDU), zu¬ 
nächst Gefreiter des Flugabwehrbatail¬ 
lons 7 in Unna und dann von 2005 bis 
2009 Bundes“verteidigungs“minister, 
soll am 9. Mai von der Hauptversamm¬ 
lung der Aktionäre in den Aufsichtsrat 
der Rüstungsschmiede Rheinmetall ge¬ 
wählt werden. 

Mit dieser Wahl sichert der Konzern 
seine Rolle an der Spitze deutscher 
Rüstungskonzerne ab. Die Zahlen las¬ 
sen frohlocken: Im Geschäftsjahr 2016 
gab es einen satten Gewinn im Be¬ 
reich „Defence“ (Waffenproduktion). 
Spiegel-online berichtete von einer 
Gewinnsteigerung um 63 Prozent auf 
147 Millionen Euro, beim Umsatz um 
300 Millionen Euro auf 2,9 Milliarden 
Euro. Der Auftragsbestand stieg auf 6,7 
Milliarden Euro. 

Ob Jung im Rheinmetall-Aufsichts¬ 
rat der beste Kontrolleur des Vorstan¬ 
des sein wird, das mag bezweifelt wer¬ 
den, denn lang ist die Liste der Pein¬ 
lichkeiten in seiner Verantwortung als 
Minister. Sein Nachfolger, Karl Theo¬ 
dor zu Guttenberg, war markanter als 
Jung - aber auch kein Ruhmesblatt an 
Ehrlichkeit. 

Jung vertritt eine andere „Philoso¬ 
phie“. Er ist robust und gleichzeitig lo¬ 
yaler. Für seinen zeitweiligen Chef, Mi¬ 
nisterpräsident Roland Koch (CDU), 
hielt er den Kopf hin, als eine Spen¬ 
denaffäre in Zusammenhang mit Wahl¬ 
kampf und Schwarzgeld ruchbar wurde. 
Er trat als Landesminister zurück. War 
es eine Belohnung für diese Selbstlo¬ 
sigkeit, dass Angela Merkel den Gefrei¬ 
ten 2005 zum „Verteidigungsminister 
machte? 

Aber auch auf diesem Ministerses¬ 
sel saß er nicht lange. Am 28. Okto¬ 
ber 2009 endete seine Amtszeit. Von 


Für Aufsehen im - vorwiegend rechten - 
Blätterwald sorgte eine „Handlungshil¬ 
fe für den Umgang mit Rechtspopu¬ 
listen im Betrieb und Verwaltung“ des 
ver.di-Landesbezirks Niedersachsen/ 
Bremen. Die rechte Szene mokierte 
sich. Bespitzelungsvorwürfe gegen die 
Gewerkschaft und ver.di als verfas¬ 
sungsfeindliche Organisation sind noch 
die harmlosesten Vorwürfe. Natürlich 
nehmen es AfD-Gliederungen zum 
Anlass, um sich als Opferlamm darzu¬ 
stellen oder gar Anzeigen gegen ver.di 
zu starten. Schließlich sah sich der ver. 
di-Bundesvorstand genötigt, gegen die 
Veröffentlichung Stellung zu nehmen. 

„ver.di nehme die politische Ausein¬ 
andersetzung mit der AfD an, weil es 
notwendig sei, die freiheitliche, vielfäl¬ 
tige, gleichberechtigte und offene de¬ 
mokratische Gesellschaft zu erhalten“ 
heißt es in einer Mitteilung. Vorsitzen¬ 
der Frank Bsirske betonte: „Mitglieder 
wegen ihrer politischen Haltung auszu¬ 
schnüffeln, entspricht dabei nicht dem 
Selbstverständnis von ver.di und kann 
und wird für die Organisation niemals 


der Kanzlerin wurde er, ebenfalls am 
28. Oktober, als Minister für Arbeit 
und Soziales berufen. Am 27. Novem¬ 
ber 2009 trat er auch von diesem Amt 
zurück. Da hat er wirklich nicht ganz 
lange durchgehalten. 

Offensichtlich ist Jung jedoch ein 
Stehaufmännchen, dessen Verdienste 
von den verschiedenen Führungsriegen 
nicht vergessen werden. Es geht um sei¬ 
ne Robustheit. Dazu zählt seine Bereit¬ 
schaft, im Konfliktfall auch zivile Passa- 


handlungsleitend sein“. Hierüber lässt 
sich allemal streiten, da auch die Ge¬ 
werkschaften sich in der Vergangenheit 
oft anders verhalten haben. Der Vor¬ 
gang selbst aber ist Ausdruck einer De¬ 
batte in den Gewerkschaften um eine 
angemessene Reaktion gegen rassisti¬ 
sche, antidemokratische oder gewerk¬ 
schaftsfeindliche Organisationen, wie 
die rechtskonservative AfD. 

Die Feststellung von ver.di, dass die 
Positionen der AfD und Äußerungen ih¬ 
rer Führungsspitze sich gegen die Inte¬ 
ressen der Werktätigen, Erwerbslosen 
oder Rentner richten - ganz gleich ob 
es um die Anhebung des Rentenalters 
gehe, die Abschaffung der gesetzlichen 
Rentenversicherung, die Absage an 
Vermögensbesteuerung oder um frem¬ 
denfeindliche Positionen im Umgang 
mit Migranten gehe, reicht als Reakti¬ 
on allein offensichtlich nicht aus. Denn 
trotzdem müssen die Gewerkschaften 
feststellen, dass bei den letzten Wahlen 
häufig der Anteil der Gewerkschaftsmit¬ 
glieder an den AfD-Wählern über dem 
Durchschnitt in der Bevölkerung lagen. 


gierflugzeuge von der Bundesluftwaffe 
abschießen zu lassen. Oder sein flexib¬ 
les Verfassungsverständnis von „tech¬ 
nischer Amtshilfe“ zum Einsatz der 
Bundeswehr im Innern bei Naturka¬ 
tastrophen und Unglücksfällen: Zwei 
Tornados ließ er 2007 wieder knapp an 
der Verfassung vorbei und auch unter 
500 Fuß (152,4 Meter) Höhe über die 
Protestierer gegen den G-8-Gipfel in 
Heiligendamm donnern. 

Flexibilität und Robustheit sind 
Führungseigenschaften, die perso¬ 
nalpolitisch und waffentechnisch bei 
Rheinmetall eine wichtige Rolle spie¬ 
len. Dazu gehört eine Verbesserung der 
Exportbedingungen. Schon vor zehn 
Jahren, im April 2007, hatte Jung in Ja¬ 
pan deutsche U-Boote, Hubschrauber 
und den Eurofighter in die Diskussi¬ 
on gebracht. Aktuelle Qualitätszuord¬ 
nung durch die „Welt“: „Ein Rheinme- 
tall-Sprecher begründete die geplante 
Berufung mit der besonderen Experti¬ 
se von Jung im Verteidigungsbereich.“ 
Mit „Expertise“ hat der Sprecher wohl 
„Fachwissen“ gemeint. Was das mit 
Blick auf Jung und Rheinmetall kon¬ 
kret bedeutet, hat er nicht einmal an¬ 
klingen lassen. 

In der Auseinandersetzung mit den 
saftigen Etatforderungen von Donald 


Betrieb? 


Der Argumentationsansatz ist 
dabei der Richtige. Die Frage, die 
den meisten Gewerkschaftern aber 
zwangsläufig folgen sollte ist, was an 
der Politik von SPD, Grünen, FDP oder 
CDU sich grundsätzlich von den AfD- 
Forderungen unterscheidet. Eine Aus¬ 
einandersetzung mit wirtschaftstheo¬ 
retischen Vorstellungen wird sehr 
schnell zu dem Ergebnis führen, dass 
die Wirtschaftspolitik in Deutschland 
seit Jahrzehnten unabhängig von den 
Regierungskonstellationen und auch 
schon früher in Westdeutschland mehr 
oder weniger an neoliberalen Vorstel¬ 
lungen ausgerichtet waren. Eine pas¬ 
sende Antwort kann daher nur sein, 
dass die soziale Frage kompromisslos 
in den Mittelpunkt der Politik von Ge¬ 
werkschaften gehört und eine radika¬ 
le Umverteilung die Forderungen be¬ 
stimmen müssen. Auch das kann im 
Betrieb ohne Probleme Gegenstand 
von Forderungen sein. 

Explizit gegen rechts tätig zu wer¬ 
den, zählt aber faktisch zu den originä¬ 
ren Aufgaben von Betriebsräten. Das 


Trump für das Militär wird von deut¬ 
schen Politikern die „Entwicklungshil¬ 
fe“ als pazifistische Alternative ins Spiel 
gebracht. Auch dieser „Ausgleich“ zwi¬ 
schen beiden Seiten muss von den Rüs¬ 
tungsproduzenten beherrscht werden. 
Rheinmetall holte sich dafür 2015 den 
passenden Fachmann: Dirk Niebel 
(FDP), zuvor Bundesminister für wirt¬ 
schaftliche Zusammenarbeit und Ent¬ 
wicklung, wurde Cheflobbyist des Rüs¬ 
tungskonzerns. 

Nicht jeder ist allerdings für diese 
Jobs geeignet. Ludwig-Holger Pfahls 
war von 1987 bis 1992 als Staatssekre¬ 
tär im „Verteidigungs“ministerium zu¬ 
ständig für Beschaffung und Export 
von Waffen. Sein Kontaktmann war der 
Waffenhändler Karlheinz Schreiber. 
Das Ende dieser Verbindung: Pfahls 
floh um die halbe Welt nach Formosa, 
wurde später in Frankreich verhaftet, 
ausgeliefert und in Augsburg wegen 
Vorteilsnahme (Bestechlichkeit) zu ei¬ 
ner Gefängnisstrafe verurteilt. Er hätte 
es besser wissen müssen, war er doch 
zuvor Richter, Staatsanwalt und Prä¬ 
sident des Verfassungsschutzes“. Die 
CSU kündigte seine Mitgliedschaft, 
weil er zuletzt keine Beiträge gezahlt 
hatte. Soviel zum Einfluss des Kapitals 
auf die Politik. Uwe Koopmann 


Betriebsverfassungsgesetz formuliert 
hierzu eindeutig, dass Betriebsräte 
„Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
im Betrieb (...) beantragen“ müssen 
(BetrVG §88 Nr. 4). In vielen Bestim¬ 
mungen des Gesetzes wird dies zudem 
noch ausgeführt und erweitert. So hat 
der Betriebsrat das Recht Einstel¬ 
lungen zu verweigern, wenn von dem 
Bewerber rassistische oder fremden¬ 
feindliche Betätigung zu erwarten ist 
bzw. kann er die Entlassung von Mit¬ 
arbeitern aus den gleichen Gründen 
verlangen. Diesem Auftrag kann ein 
Betriebsrat nur gerecht werden, wenn 
er aufmerksam seine Umwelt beach¬ 
tet und sehr wohl registriert, wer aktiv 
in derartigen Organisationen ist. Zur 
Unterstützung dieser Maßnahmen 
gibt es - ebenso langjährig - konkre¬ 
te Handlungshilfen für Aktionen und 
Durchsetzung der Forderungen u.a. 
von der gewerkschaftlich orientierten 
Organisation „Mach meinen Kumpel 
nicht an“! 

Rainer Perschewski 


Reichtum umverteilen 

Die Westfälische Hochschule und 
ver.di laden zu einer Veranstaltung 
in Recklinghausen mit dem Thema 
„Reichtum umverteilen - öffentliche 
Einnahmen stärken - Investitionen 
steigern“ ein. Die Referenten sind 
Prof. Dr. Heinz- J. Bontrup von der 
Westfälischen Hochschule und Uwe 
Foullong von ver.di Düsseldorf. In 
der Einladung heißt es: 

„Die Finanzpolitik der Haus¬ 
haltskonsolidierung hat zu einem er¬ 
heblichen Investitionsstau sowie zu 
sozialen Missständen (z.B. zu wenig 
bezahlbarer Wohnraum, zu wenig Ki¬ 
tas, zu wenig Lehrpersonal, zu wenig 
Pflegepersonal in den Kliniken, zu 
geringes Rentenniveau u.a.) geführt. 
Andererseits konzentrieren sich 
mehr als 10 Billionen Euro privates 
Vermögen in nur wenigen Händen. 
Wie diese Ungleichheiten und so¬ 
zialen Ungerechtigkeiten sogar der 
Wirtschaft schaden und wie sie durch 
eine alternative Wirtschafts- und Fi¬ 
nanzpolitik beseitigt werden können, 
wird in beiden Referaten vorgetragen 
und diskutiert.“ 

Mittwoch 26. April 2017 
Beginn: 18:00 Uhr 
Westfälische Hochschule 
Campus Recklinghausen 
August-Schmidt-Ring 10 
Gebäude III, Hörsaal D 

Tarifvertrag und 
gesunde Arbeit 

Am Weltgesundheitstag (7. April 
2017) haben die Beschäftigen an 
den Amazon-Standorten Rheinberg, 
Werne, Bad Hersfeld und Koblenz er¬ 
neut die Arbeit nieder gelegt. Ama- 
zon verweigert seinen Beschäftigten 
bisher grundsätzlich einen Tarifver¬ 
trag. 

„Der Arbeitsalltag bei Amazon 
ist geprägt von hohem Druck, Het¬ 
ze und Kontrollen, überdurchschnitt¬ 
lich hohe Krankenraten sind die Fol¬ 
ge. Doch statt mehr für die Gesund¬ 
heit der Beschäftigten zu tun, führt 
Amazon Gesundheitsprämien ein, 
die Kranke unter Druck setzen und 
das Misstrauen der Beschäftigten 
untereinander fördern. Tarifverträ¬ 
ge sind dafür da, existenzsichernde 
Löhne, gute und damit auch gesund¬ 
heitsfördernde Arbeitsbedingungen 
verbindlich zu garantieren“ sagte ver. 
di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie 
Nutzenberger. 

Tarifforderung für 
das Kfz-Handwerk 

Die IG Metall fordert fünf Prozent 
mehr für die Kfz-Handwerker. Mit 
ihrer verlässlichen Tarifpolitik hat die 
IG Metall in den vergangenen Jahren 
mit dazu beigetragen, dass die deut¬ 
sche Wirtschaft stabil wächst. Des¬ 
halb wird die IG Metall diesen Kurs 
weiter verfolgen. 

Weiterhin fordert die Gewerk¬ 
schaft ein klares Bekenntnis zur Ta¬ 
rifautonomie. Im Kfz-Handwerk ver¬ 
folgen viele „Arbeitgeber“ eine Bil¬ 
ligstrategie. Durch Tarifflucht sind 
in den letzten Jahren die Tarifstruk¬ 
turen im Handwerk immer brüchi¬ 
ger geworden und dadurch die Ein¬ 
kommens- und Arbeitsbedingungen 
mancherorts schlechter. Ein Arbeit¬ 
nehmer im Kraftfahrzeuggewerbe 
verdient ohne Tarif im Schnitt 23 
Prozent weniger als seine Kollegin¬ 
nen und Kollegen in einem tarifge¬ 
bundenen Unternehmen. 

Ein Euro mehr und volle 
Ost-West-Angleichung 

Die Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) hat die 
Forderung für die Tarifrunde im Ge¬ 
bäudereiniger-Handwerk aufgestellt. 
Für die rund 600 000 Beschäftigten in 
der Branche soll es einen Euro mehr 
pro Stunde geben. 

Für den Osten besteht die IG BAU 
zudem auf Lohnangleichung Ost- 
West bis spätestens 2019. Das hat die 
IG BAU-Bundestarifkommission an 
diesem Wochenende in Frankfurt/ 
Main beschlossen „Wir wollen end¬ 
lich raus aus dem Niedriglohn“, sagte 
IG BAU-Bundesvorstandsmitglied 
und Verhandlungsführerin Ulrike 
Laux. 



Rheinmetall wirbt: „Oerlikon Skyshield® ist ein Allwetter-Nahbereichs-Flugab- 
wehrsystem zum Schutz hochwertiger Einrichtungen.“ 


Was tun gegen rechts im 

AfD fühlt sich als Opferlamm 
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Warum ich für die DKP zum 
Bundestag kandidiere 



Gisela Vierrath ist 65 Jahre alt, nun 
Rentnerin. Zuvor arbeitete die gelernte 
Maschinenführerin viele Jahre lang als 
Kundenbetreuerin. Sie hat zwei Kinder 
großgezogen und wohnt in Cottbus. Sie 
ist Direktkandidatin der DKP im Bun¬ 
destagswahlkreis 64 (Cottbus - Spree- 
Neiße). 

„Ich bin in der Cottbuser Grund¬ 
organisation organisiert. Unsere Lan¬ 
desorganisation wählte mich in das 
Sekretariat des Landesvorstandes der 


DKP. Auf dem letzten Parteitag wur¬ 
de ich in den Parteivorstand der DKP 
gewählt. 

Meine Lebensmaxime ist: Frie¬ 
de auf Erden und den Menschen ein 
Wohlgefallen. ALLEN. 

Ich setze mich für dieses Ziel in der 
DKP ein, weil 

- die DKP Ross und Reiter nennt, wa¬ 
rum es auf dieser Erde immer noch 
Kriege gibt, 

- die DKP keine leeren Wahlverspre¬ 
chen abgibt, sondern Wege aufzeigt, 
wie finanzielle Ungerechtigkeiten in 
diesem deutschen Lande und auf der 
Welt beseitigt werden können. 

Weil der Frieden nicht vom Him¬ 
mel fällt, setze ich mich für Sie und 
für dieses Ziel im Rahmen der DKP 
und in der Friedensbewegung in Cott¬ 
bus ein. Das hieß bisher Initiierung 
und Organisation des 1. Cottbuser 
Ostermarsches. Daraus formierte sich 
unter meiner Mitwirkung eine Frie¬ 
denskoordination in Zusammenarbeit 
mit der Friedensinitiative, die sich seit 
mehr als zwei Jahren in Cottbus kon¬ 
sequent jeden Montag für den Frieden 
einsetzt.“ 



Martina Krümmling ist 58 Jahre alt und 
wohnt in Neuruppin. Hier arbeitet die 
diplomierte Sozialpädagogin als Leh¬ 
rerin. Ihre Kinder sind erwachsen. Sie 
kandidiert für die DKP im Wahlkreis 
56 (Prignitz - Ostprignitz-Ruppin - Ha¬ 
velland I). 

„Nach dem Abschluss der Päda¬ 
gogischen Fachschule arbeitete ich 
als Kindergärtnerin. Bis zur Wende 
leitete ich eine Kinderkombination. 
Ich studierte nochmals. Als Diplom- 
Sozialarbeiterin/-Pädagogin begleite¬ 
te ich danach verschiedene Projekte 
in der Jugendsozialarbeit, im Umwelt- 
und Naturschutz und einem Frauen- 
und Mädchenzentrum. Seit 2003 arbei¬ 


tete ich auch als staatlich anerkannte 
Lehrkraft in der Erzieherausbildung. 

Inzwischen bin ich als Sozialar¬ 
beiterin/Lehrerin tätig. Als Lehrerin 
schmerzt es mich, wie das Bildungsni¬ 
veau der heranwachsenden Generati¬ 
onen kontinuierlich sinkt. Die meisten 
Lehrerinnen und Lehrer sind zwar sehr 
engagiert, aber an Bildungszielen und 
-methoden sowie an der Sinnhaftigkeit 
von Lehr- und Ausbildungsmaterial 
sind ernsthafte Zweifel angebracht - 
erst recht für Lehrerinnen und Lehrer, 
die ihre Ausbildung noch in der DDR 
genossen hatten. 

Nun ja, die Ergebnisse in Studien 
wie die der PISA-Studie sprechen für 
sich - oder besser gesagt gegen das 
Bildungssystem der Bundesrepublik. 
Die mangelhaften Kompetenzen der 
Schüler bestätigen dieses Bild. Wenn 
das Bildungswesen so bleibt, kann es 
für die Gesellschaft nicht gut ausgehen. 

Besonders betrübt, wenn man wie 
ich Bücher liebt und mit ansehen muss, 
dass immer weniger und schlechter ge¬ 
lesen wird. 

Ich sehe, dass die Misere im Bil¬ 
dungswesen viele Parallelen zu ande¬ 
ren Lebensbereichen hat und dass das 
am System liegt. Und das ist nicht gut 
so und beides muss dringend geändert 
werden. Der Zukunft der nachfolgen¬ 
den Generationen zuliebe!“ 


Wahlhilfe in Thüringen 

„Die Wahlen interessieren mich schon lange nicht mehr“, wehrt die Frau mit Ein¬ 
kaufstüte in der Erfurter Innenstadt ab. Sie ist schon drei Schritte weiter, als sie 
ein Signalwort hört, das sie herumfahren lässt. „Kommunisten, sagten Sie? Gib 
mal her, ich unterschreib 4 das.“ 

Es sind diese Momente, die den Wahlkampf in Thüringen für uns zu einer guten 
Erfahrung hat werden lassen. Genossen aus dem Bezirk Rheinland-Pfalz, der sich 
nicht zur Aufstellung einer Landesliste hat durchringen können, waren am vergan¬ 
genen Wochenende in den Osten aufgebrochen, um den Thüringer Landesverband 
beim Sammeln von Unterschriften zu unterstützen und so auf diese Weise einen 
Beitrag zur DKP-Kandidatur bei der Bundestagswahl zu leisten. 

Es war natürlich gut zu sehen, dass die Thüringer Genossinnen und Genos¬ 
sen die Unterstützung dankbar annahmen. Aber tatsächlich haben wir viel von 
diesem Wochenende mitgenommen, nicht nur den Besuch der Kundgebung zum 
Jahrestag der Befreiung des Lagers Buchenwald (an deren Rande wir ebenfalls 
Unterschriften sammeln konnten), sondern auch nützliche Erfahrungen auf der 
Straße. Erste Schlussfolgerung: Auch wenn es zunächst schwerfällt, es lohnt sich, 
auf die Menschen zuzugehen. Tobias Kriele 


Bundesregierung in 
Erklärungsnot 


Boykott der UN-Verhandlungen über ein Atomwaffenverbot 



Auf dem Ostermarsch 2016 in Düsseldorf 


W eltweit gibt es etwa 15 400 
Atomsprengköpfe. Und da¬ 
mit besteht - trotz des Atom¬ 
waffensperrvertrages und weil die 
Atomwaffen besitzenden Staaten ihre 
Verpflichtungen nicht einhalten, vor al¬ 
lem aber aufgrund wachsender Span¬ 
nungen - nach wie vor die Gefahr eines 
die Menschheit vernichtenden Atom¬ 
krieges. Die USA sind derzeit dabei ihr 
Arsenal zu modernisieren. Auch die auf 
deutschem Boden in Büchel gelagerten 
Sprengköpfe. Dringend ist eine neue 
Abrüstungsinitiative nötig. 

Die wird seit einigen Jahren von 
einer Reihe Staaten und von Nichtre¬ 
gierungsorganisationen (NGOs) ge¬ 
fordert. Im Herbst 2016 kam es in der 
UNO zu einer Abstimmung über die 
Aufnahme entsprechender Verhand¬ 
lungen. Zuvor, am 17. Oktober 2016, 
hatte die noch von Obama geführte 
US-Regierung in einem vertraulichen 
Rundschreiben alle NATO-Mitglieder 
sehr eindringlich aufgefordert Gesprä¬ 
che der UNO über ein Atomwaffen¬ 
verbot abzulehnen: Diese würden die 
Abschreckungsdoktrin der NATO un¬ 
terlaufen. Die NATO-Partner folgten. 
Auch die Bundesregierung, obgleich 
sie sich zu multilateralen Abrüstungs¬ 
prozessen und zum Ziel einer atom¬ 
waffenfreien Welt bekannt hatte. 16 
Staaten - darunter die Atommächte 
China, Indien und Pakistan - enthiel¬ 
ten sich bei der Abstimmung. Die Re¬ 
solution zur Aufnahme von Verhand¬ 
lungen hatten Österreich, Brasilien, Ir¬ 
land, Mexiko, Nigeria und Südafrika 
eingebracht. China hat sich inzwischen 
für ein Abkommen ausgesprochen. 

Als am 27. März in New York die 
erste Verhandlungsrunde der Verein¬ 
ten Nationen (UNO) über das weltwei¬ 
te vollständige Verbot von Atomwaf¬ 
fen, an der 129 der 193 Mitgliedstaaten 
teilnahmen, begann, waren die Kern¬ 
waffen besitzenden Staaten, also auch 
Russland, das gleichfalls gegen die Ver¬ 
handlungen gestimmt hatte, sowie die 
NATO-Partner der USA, mit Ausnah¬ 
me der Niederlande, nicht dabei. Auch 
Japan und Australien fehlten. Die UN- 
Botschafterin der USA, Niki Haley, 
rechtfertigte den Boykott: „Ich wün¬ 
sche mir für meine Familie nichts sehn¬ 
licher als eine Welt ohne Atomwaffen. 
Aber wir müssen realistisch sein: Gibt 
es irgendjemanden, der daran glaubt, 
dass Nordkorea einem Atomwaffen¬ 
verbot zustimmt?“ Nur: Nordkorea hat¬ 
te im Herbst der Aufnahme von Ver¬ 
handlungen zugestimmt. 


Das Auswärtige Amt in Berlin be¬ 
gründete die Ablehnung von Verhand¬ 
lungen über ein vollständiges Verbot von 
Atomwaffen zunächst damit, dadurch 
würde der seit 1970 existierende Ver¬ 
trag zum Verbot der Weiterverbreitung 
von Atomwaffen (NPT) „geschwächt“. 
Die Bundesregierung erklärte dann ihre 
Haltung mit einem Verweis auf die Ab¬ 
lehnung von Verhandlungen durch die 
fünf offiziellen Atomwaffenmächte. Ab¬ 
gelehnt haben diese - wie erwähnt - je¬ 
doch nur die USA, Russland, Großbri¬ 
tannien und Frankreich. 

Es ist nicht nur Vasallen- bzw. 
„Bündnistreue“, die die Bundesregie¬ 
rung veranlasste, sich dem Boykott an¬ 
zuschließen. Dahinter stehen eigene In¬ 
teressen bzw. die Interessen von Rüs¬ 
tungskonzernen und Finanzinstituten, 
die selbst an der Produktion von Trä¬ 
germitteln für Kernsprengköpfe usw. 
beteiligt sind oder wie zum Beispiel die 
Deutsche Bank, die Allianz, die Com¬ 
merzbank, die KFW, die DZ-Bank und 
die Landesbank Baden-Württemberg 
Kernwaffenproduzenten finanzieren. 
Letzteres wird in einer internationalen 
Studie „Don’t bank on the Bomb“ (Fas¬ 
sung von 2016) belegt. 

Xanthe Hall, Abrüstungsexpertin 
der Internationalen Ärzte für die Ver¬ 
hütung des Atomkrieges (IPPNW), 
erklärte zudem in einem Gastbeitrag 
in der „Frankfurter Rundschau“ am 
2. April, dass der Boykott der Verhand¬ 
lungen durch die Bundesregierung eher 
den Verdacht nähre, dass Deutschland 
sich die Option der „nuklearen Teilha¬ 
be“ aufrechterhalten wolle. „In jüngster 
Zeit wird in den Medien wiederholt be¬ 
richtet, dass in politischen Kreisen mit 
Blick auf Donald Trump sogar über ei¬ 
nen deutschen Griff zur Bombe oder 
eine europäische Atombombe nachge¬ 
dacht wird. Es sei daran erinnert, dass 
die Bundesregierung den Atomwaffen¬ 
sperrvertrag 1973 nur unter dem Vor¬ 
behalt einer deutschen Mitverfügung 
über Atomwaffen im Rahmen einer 
europäischen Militär- und Sicherheits¬ 
politik Unterzeichnete. Die Interna¬ 
tionalen Juristen gegen Atomwaffen 
(IALANA - NH) weisen darauf hin, 
dass alle Nato-Staaten den ,Kriegs Vor¬ 
behalt’ in Anspruch nehmen. Gemäß 
einer Erklärung des außenpolitischen 
Ausschusses des US-Senats von 1968 
soll der Atomwaffensperrvertrag dann 
nicht mehr gelten, wenn ,eine Entschei¬ 
dung, Krieg zu führen, getroffen wird!“ 

Gegen die Haltung der Bundesre¬ 
gierung wandten sich im Bundestag 


allein die Fraktionen der Partei „Die 
Linke“ und der Grünen. Sie forderten 
die Regierung in einem Antrag auf an 
den Verhandlungen in New York teil¬ 
zunehmen. Friedens- und Entwick¬ 
lungsorganisationen protestierten in 
einem offenen Brief an Außenminister 
Sigmar Gabriel (SPD) gegen den Boy¬ 
kott: „Die aktuelle Haltung der Bun¬ 
desregierung ist mit dem außenpoliti¬ 
schen Selbstverständnis Deutschlands 
als fördernde Kraft des Völkerrechts 
und einer friedensstiftenden Weltord¬ 
nung nicht vereinbar.“ 

Die Internationale Kampagne zur 
Abschaffung von Atomwaffen (ICAN), 
ein weltweiter Zusammenschluss von 
Nichtregierungsorganisationen for¬ 
derte die Bundesregierung auf, ihre 
ablehnende Haltung möglichst schnell 
zu korrigieren und sich an den Ver¬ 
handlungen zu beteiligen. Auch die 
Evangelische Kirche in Deutschland 
(EKD) äußerte sich kritisch. „Hier hat 
die Bundesregierung eine Chance ver¬ 
geben, ein deutliches Zeichen für eine 
weltweite Ächtung dieser Massenver¬ 
nichtungsmittel zu setzen“, erklärte der 
Friedensbeauftragte der EKD, Renke 
Brahms. Er forderte auch, dass die 
Bundesregierung sich mit Nachdruck 
für einen Abzug der noch in Deutsch¬ 
land gelagerten US-Atomwaffen stark 
machen würde“. 

Der Verhandlungsrunde vom 27. bis 
31. März folgt eine zweite vom 15. Juni 
bis 7. Juli. Die Regeln der UN-Vollver- 
sammlung ermöglichen es, dass Staaten 
auch später in die Verhandlungen ein- 
treten können. Damit die Bundesregie¬ 
rung das tut, eine „nukleare Teilhabe“ 
verhindert wird, ist mehr Protest und 
Druck nötig. Über die Ostermärsche 
hinaus. Nina Hager 

Wahlveranstaltung 
zur „Rüstungskonver¬ 
sion“ in Nürnberg 

DKP Nürnberg lädt ein: „Es genügt 
nicht, die deutsche Rüstungspro¬ 
duktion anzuprangern. Wir brau¬ 
chen auch die Rüstungskonversion. 
Die Referentin Anne Rieger ist in der 
Friedensbewegung, nicht nur als 
Sprecherin des Bundesausschusses 
Friedensratschlag, aktiv und hat sich 
intensiv mit dem Thema Rüstungs¬ 
konversion beschäftigt.“ 

Dienstag, 18. April 19.00 Uhr bis 
22.00 Uhr, „Dialog der Kulturen“ in 
der Fürther Straße 40a. 
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Deutsch-amerikanische 
Waffenbrüder auf Kriegskurs 

Friedensbewegung vor großen Aufgaben 



Die Zahl US-amerikanischer Drohnen in Deutschland hat sich seit 2014 verdoppelt. 


V om 14. bis 17. April finden in ver¬ 
schiedenen bundesdeutschen 
Städten die traditionellen Os¬ 
termarschaktionen statt. An Themen 
mangelt es in diesem Jahr sicherlich 
nicht. Die Palette der aktuell geführ¬ 
ten Kriege und militärischen Ausein¬ 
andersetzungen ist lang. Sie reicht von 
der Türkei, die sich schnellen Schrit¬ 
tes und mit deutscher Unterstützung 
gegen die kurdische Bevölkerung mit 
brutaler Unterdrückung richtet, über 
den Terror des selbsternannten Islami¬ 
schen Staates (IS) bis hin zu den von 
den USA und der NATO angezettelten 
Kriege. Thematisiert werden außerdem 
die Befürchtungen angesichts der Be¬ 
drohungen des Weltfriedens durch die 
Amtsübernahme des neuen US-Präsi- 
denten Donald Trump. Dieser macht 
tatsächlich ernst: So nutzte er den ver¬ 
brecherischen Giftgasanschlag in Idlib 
und ordnete einen US-Luftangriff an, 
obwohl die Verantwortlichen für den 
Giftgaseinsatz zu diesem Zeitpunkt 
keineswegs feststanden, möglicher¬ 
weise auch nie justiziabel feststehen 
werden. 

Sahra Wagenknecht kritisierte am 
letzten Sonntag, dass „für die allermeis¬ 
ten Medien in unserem Land ohne wei¬ 
tere Untersuchungen sofort feststand, 
dass der Giftgasanschlag nur auf das 
Konto von Al-Assad gehen konnte“ 
und wie „schnell sich Kanzlerin Mer¬ 
kel (CDU) und Außenminister Gabri¬ 
el (SPD) mal wieder auf die Seite der 
USA geschlagen und ihre Zustimmung 
zu dieser erneuten Eskalation signali¬ 
siert haben“. Der Nahost-Experte Mi¬ 
chael Lüders, der noch vor dem US- 
Luftangriff in der ZDF-Sendung von 
Markus Lanz das westliche Eingreifen 
in Syrien genau unter die Lupe nahm, 
übte deutliche Kritik. Er warnte, dass 
mit dem US-Luftschlag nun die Büch¬ 
se der Pandora geöffnet sei und eine 
Konfrontation zwischen den USA und 
Russland drohe. Auch die DKP verur¬ 
teilte den Raketenangriff der US-Ar¬ 
mee auf die syrische Luftwaffenbasis 
Al-Schairat. „Unabhängig davon, ob 
die syrische Armee tatsächlich für den 
Tod von über 80 Menschen durch Gift¬ 
gas verantwortlich ist - wofür es bis¬ 
lang keinerlei Beweise gibt - handelt 
es sich bei dem US-Angriff um einen 
völkerrechtswidrigen Aggressionsakt“, 
erklärte der DKP-Vorsitzende Patrick 
Köbele. Die Konfrontation der aggres¬ 
sivsten Teile des US-Imperialismus 
und seiner Verbündeten - vor allem 
der BRD - gegen Russland werde da¬ 
mit auf Kosten des syrischen Volkes 


weiter verschärft. „Nie ging es um eine 
Friedenslösung für Syrien, die nur auf 
der Grundlage nationaler Souveräni¬ 
tät erreicht werden kann. Das Ziel war 
und ist die Schwächung aller Staaten, 
die dem Weltherrschaftsanspruch des 
Westens im Wege stehen - vor allem 
Russland und China“, kritisierte Köbe¬ 
le weiter. 

Doch auch andere Kriegsher¬ 
de stehen im Visier der Friedensbe¬ 
wegung. „Mit Sorge betrachtet wird 
ebenfalls die Zuspitzung der militäri¬ 
schen Krise an der Grenze zwischen 
den baltischen Staaten, die der NATO 
angehören, und Russland, sowie der 
anhaltende militärische und politi¬ 
sche Konflikt in und um die Ukraine. 
Hier fordert die Friedensbewegung 
von der Bundesregierung Schritte zur 
Deeskalation statt Truppenstationie¬ 
rungen in Polen und den baltischen 
Staaten“, schreibt das „Netzwerk Frie¬ 
denskooperative“ auf seiner Internet¬ 
seite. Eben diese Deeskalation werde 
unabdingbar sein, „wenn ein großer, 
raumgreifender Krieg in Europa ver¬ 
hindert werden soll, der ob atomar 
oder konventionell geführt, im Un¬ 
tergang der europäischen Zivilisati¬ 
on enden würde“, warnen die Autoren 
dort weiter. 


Fernab der von der Bundesregie¬ 
rung direkt oder indirekt angeheizten 
Aggressionen im Ausland, plant diese 
jedoch auch im Inland eine neue Auf¬ 
rüstungswelle: Der Militäretat für 2017 
wurde um 8 Prozent, also um 2,7 Mil¬ 
liarden Euro, auf satte 37 Milliarden 
Euro erhöht. Diese Erhöhung soll nun 
nach dem Willen der Bundesregierung 
aus CDU/CSU und SPD in jedem Jahr 
noch einmal erfolgen. Zielgröße, so der 
von der Bundesregierung mitgetrage¬ 
ne Beschluss der NATO, sind zwei 
Prozent des Bruttoinlandsproduktes 
(BIP) bis zum Jahr 2024. Mehr „Ausga¬ 
ben für Rüstungsprojekte führen nicht 
zu mehr Sicherheit, sondern zu noch 
mehr Verschwendung von Steuergel¬ 
dern. Die Bundeswehr ist schon jetzt 
ein Fass ohne Boden“, kritisierte dar¬ 
aufhin die Vorsitzende des Haushalts¬ 
ausschusses des Bundestages, Gesine 
Lötzsch (Linkspartei). Die Rüstungs¬ 
unternehmen können unterdessen ju¬ 
beln. Im Geschäftsjahr 2016 stieg allein 
der Konzernumsatz des Düsseldorfer 
Unternehmens Rheinmetall bereits 
um 8 Prozent auf 5 602 Millionen Euro. 
Schon jetzt klebt an deutschen Händen 
Blut. 

Erst vor wenigen Wochen wies zu¬ 
dem Andrej Hunko, Bundestagsabge¬ 


ordneter der Linkspartei, auf ein wei¬ 
teres besonders pikantes Detail der 
deutsch-amerikanischen Waffenbrü¬ 
derschaft hin. So veröffentlichte er ge¬ 
nauere Informationen darüber, dass 
die US-Armee jetzt auch Drohnen 
auf ihrer Basis in Ramstein stationie¬ 
re. Neben Standorten in der Oberpfalz 
komme damit eine weitere Teststrecke 
hinzu. „Die Zahl amerikanischer Droh¬ 
nen in Deutschland hat sich seit 2014 
verdoppelt. Das zuständige US-Kom- 
mando bekräftigt, dass damit für unbe¬ 
mannte Einsätze im Ausland trainiert 
wird. Die deutschen US-Stützpunkte 
erweisen sich abermals als wichtige 
Knoten im weltweiten Drohnenkrieg“, 
kritisiert er. Mittlerweile stationierte 
die US-Armee 155 Drohnen in Gra¬ 
fenwöhr, Hohenfels, Spangdahlem und 
Ramstein. Ein weiterer Aufwuchs der 
neuen Luftflotte sei geplant. 

Die Friedensbewegung steht indes, 
das zeigt sich nicht nur anhand der äu¬ 
ßerst bedrohlichen aktuellen Weltlage, 
vor immensen Aufgaben. Sie wird drin¬ 
gender gebraucht, als je zuvor. 

Markus Bernhardt 

Alle Ostermarschtermine: 

https://www.friedenskooperative.de/ 

ostermarsch-2017 


Hase und Igel 

Hamburger Senat setzt auf Demonstrationsverbot während des G20-Gipfels im Juli 



In Hamburg bereiten sich Senat und 
Polizei sowie Gegnerinnen und Geg¬ 
ner des G20-Gipfels auf die Gipfeltage 
am 7/8. Juli vor. Am vergangenen Wo¬ 
chenende kündigte die Polizei bei ei¬ 
nem Anmeldergespräch für die geplan¬ 
te Großdemonstration am 8. Juli an, die 
Hamburger Innenstadt weitgehend 
dicht zu machen. Kurzerhand wurde 
eine blaue Zone eingeführt, die von der 
Willy-Brandt-Straße bis zum Flughafen 
im Norden reicht und Hauptbahnhof, 
Moorweide und das Heiligengeistfeld 
umfasst. In dieser Zone soll am Gipfel¬ 
wochenende ein Demonstrationsver¬ 
bot durchgesetzt werden. Das ist eben 
das Gebiet, wo die geplante Großde¬ 
monstration unter dem Motto „Gren¬ 
zenlose Solidarität statt G20“ stattfin¬ 
den soll. 

Damit hat die Polizei ihr Farb-Spiel 
komplett gemacht. Rote und gelbe Zo¬ 
nen, die komplett abgeriegelt werden 
sollen, sind rund um das Tagungszentrum 
schon länger angekündigt. Einen Vor¬ 
geschmack auf den Polizeieisatz gab es 
ebenfalls am vergangenen Wochenende. 
Mit einer Eins-zu-Eins-Betreuung be¬ 


gleiteten rund 1000 Polizisten am Sams¬ 
tag etwa ebenso viele Demonstranten. 
Diese kamen zum großen Teil von der 
zweiten Aktionskonferenz im Ballsaal 
des Millerntor-Stadions. Am Samstag 
durften die Demonstranten allerdings 
ins Herz der roten Zone direkt an die 
Messehallen Vordringen. 

Das Demobündnis kündigte recht¬ 
liche Schritte gegen das faktische De¬ 
monstrationsverbot an. Zugleich kün¬ 


digte ein Sprecher der Interventionisti¬ 
schen Linken auf der Aktionskonferenz 
an: „Wir wollen es am 8. Juli wie in der 
Geschichte vom Hasen und Igel ma¬ 
chen - wobei wir der Igel sind.“ Für die 
DKP kritisierte deren Hamburger Spre¬ 
cher Michi Götze die Senatspolitik: „Die 
G20 haben keinerlei demokratische Le¬ 
gitimierung, aber unsere Rechte sollen 
massiv eingeschränkt werden. Das wer¬ 
den wir uns nicht gefallen lassen. Wir be¬ 


teiligen uns aktiv an den Protesten und 
Demonstrationen“. 

Insgesamt lassen sich die Gipfelgeg¬ 
ner nicht von den Drohgebärden von Se¬ 
nat und Polizei beeindrucken, sondern 
setzen ihre Vorbereitungen fort. Dazu 
diente auch die Aktionskonferenz mit fast 
800 Teilnehmerinnen und Teilnehmern. In 
vielen Städten haben sich lokale Bünd¬ 
nisse gegründet. Die Proteste beginnen 
bereits Ende Juni. Auch das traditionelle 
Methfesselfest vom 30 Juni bis 2. Juli in 
Hamburg Eimsbüttel steht in diesem Jahr 
unter dem Motto „G20 nirgends - wir ha¬ 
ben etwas besseres vor“. Am 5./6. Juli fin¬ 
det ein Gegengipfel statt, in dessen Rah¬ 
men auch die DKP eine Veranstaltung mit 
internationaler Beteiligung für den 7. Juli 
plant. Dann geht es Schlag auf Schlag: Für 
Donnerstagabend, den 6. Juli, rufen auto¬ 
nome Gruppen zu einer Demonstration 
„Welcome to hell“ auf. Für Freitag sind 
Blockadeaktionen und ein Schul- und 
Unistreik angekündigt. Zur Großdemons¬ 
tration am Samstag, dem 8. Juli, auf die 
auch die DKP ihre Mitglieder orientiert, 
werden Zehntausende Demonstranten 
erwartet. Tina Sanders 


BRD kungelt mit türki¬ 
schem Geheimdienst 

Die Bundesregierung verweigert jede 
Antwort zum Treffen des türkischen 
Geheimdienstchefs Hakan Fidan mit 
den Spitzen von Verfassungsschutz 
und Bundesnachrichtendienst wäh¬ 
rend der Münchner Sicherheitskon¬ 
ferenz unter Verweis auf vermeint¬ 
lich negative Folgewirkungen für die 
Sicherheitslage der Bundesrepublik. 
Dies hat die Bundestagsabgeordne¬ 
te Ulla Jelpke (Linkspartei) moniert, 
die vergeblich versucht hatte, genau¬ 
ere Informationen über das besagte 
Treffen zu erhalten. Jelpke bemängel¬ 
te daraufhin, dass das Sicherheitsri¬ 
siko „in Wahrheit vom türkischen 
Geheimdienst und seinem Chef Fi¬ 
dan“ ausgehe. Denn dieser schrecke 
bekanntlich nicht vor der Bespitze¬ 
lung und Einschüchterung von Erdo- 
gan-Gegnern in Deutschland zurück, 
wie die von Fidan dem BND überge¬ 
benen Listen erneut belegten. „Jetzt 
muss das Ausmaß der Kungelei deut¬ 
scher Geheimdienste mit dem türki¬ 
schen Geheimdienst offengelegt wer¬ 
den, die Öffentlichkeit hat ein Recht 
darauf“, forderte sie. 

Untersuchungs¬ 
ausschuss soll 
fortgesetzt werden 

„Der Untersuchungsausschuss zu 
rechtsterroristischen und extrem 
rechten Anschlägen, Gewalttaten 
und Netzwerken in Nordrhein-West¬ 
falen muss nach der Wahl im Mai 
neu eingesetzt werden“, fordert Öz- 
lem Alev Demirel, Landessprecherin 
der NRW-Linkspartei. „Noch immer 
gibt es in NRW von Neonazis began¬ 
gene Morde und schwere Straftaten, 
deren genaue Hintergründe bis dato 
nicht vollumfänglich und detailliert 
aufgeklärt sind. Dazu gehören ne¬ 
ben dem Mord an drei Polizisten 
durch den Neofaschisten Micha¬ 
el Berger aus dem Jahr 2000 auch 
der Anschlag an der S-Bahnstation 
Düsseldorf-Wehrhahn im gleichen 
Jahr, sowie mögliche Verbindungen 
der militanten Dortmunder Nazi¬ 
szene in Aktivitäten des neofaschis¬ 
tischen Terrornetzwerkes National¬ 
sozialistischer Untergrund 4 (NSU)“ 
stellte sie klar. Der sogenannte Ver¬ 
fassungsschutz sei dabei „kein ge¬ 
eignetes Mittel zur Bekämpfung des 
Rechtsterrorismus“, sondern habe 
die militante Naziszene vielerorts, 
etwa durch Zahlung von V-Leute- 
Honoraren, gestärkt und gefördert, 
kritisierte Demirel. 

DKP-Werbespots in 
Radio und Fernsehen 

Die DKP hat für NRW je einen Wahl- 
Werbespot für das WDR-Fernsehen 
und den Rundfunk gestaltet (siehe 
auch UZ vom 7 April 2017, Seite 13). 
Die Spots werden an folgenden Ter¬ 
minen ausgestrahlt: 

WDR 3 Fernsehen 
Dienstag, 18.4.2017, ca. 16.14 Uhr 
Mittwoch, 10.5.2017, ca. 22.09 Uhr 
WDR-Hörfunk (WDR 2/WDR 4) 
Donnerstag, 20.4.2017, ca. 13.27 Uhr, 
WDR 4 

Freitag, 21.4.2017, ca. 15.25 Uhr, WDR 2 

Gegen die Gift- 
hoaizeit der Multis 

Anlässlich der Hauptversammlung 
der BAYER-Aktionäre am 28. Ap¬ 
ril 2017 in Bonn wird es zu Demons¬ 
trations- und Protestaktionen auf 
dem Platz der Vereinten Nationen 
kommen. Nach dem ersten Bünd¬ 
nistreffen im Bonner DGB-Haus, zu 
dem die ver.di-Jugend NRW-Süd und 
die Coordination gegen BAYER-Ge- 
fahren eingeladen hatten, verbreitert 
sich die Protestfront. Es waren bun¬ 
desweite und internationale Verbän¬ 
de, Gewerkschaften, Initiativen, Par¬ 
teien, Netzwerke, NGOs und Einzel¬ 
personen vertreten und die Liste wird 
jeden Tag länger. 

„Wir haben uns darauf geeinigt, 
auch international alle an einem 
Strang zu ziehen, um der giftigen 
Hochzeit der multinationalen Mega¬ 
konzerne die Show zu vermasseln“, 
erklärte Axel Köhler-Schnura für die 
Coordination gegen BAYER-Gefah- 
ren(CBG). 
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Internationale Politik 


unsere zeit m 


Demoverbot für 
türkische Kommunisten 

Eine für letzte Woche Samstag in 
Istanbul geplante Kundgebung der 
Kommunistischen Partei der Tür¬ 
kei wurde unter dem Vorwand ver¬ 
boten, dass es nicht genügend Po¬ 
lizeikräfte gebe für die Sicherung 
der Manifestationen. Die TKP be¬ 
tont in einer Stellungnahme, die 
TKP sei nicht auf die Polizei an¬ 
gewiesen, um eine Kundgebung zu 
organisieren. 

Die Werbung der türkischen 
Kommunisten für ein Nein beim 
Referendum über die von Präsi¬ 
dent Erdogan angestrebte Verfas¬ 
sungsänderung wird in der gesam¬ 
ten Türkei, aber auch in Deutsch¬ 
land und anderen Ländern unter 
allen möglichen Vorwänden behin¬ 
dert. Viele Mitglieder der TKP sind 
seit Beginn der Kampagne bereits 
verhaftet worden. 

Unter normalen Umstanden, so 
heißt es in der Erklärung der TKP, 
würden die Kommunisten die De¬ 
monstration trotz Verbots durch¬ 
führen. Allerdings wolle man Er¬ 
dogan und seinen Handlangern 
keinen Vorwand bieten, die Kom¬ 
munistische Partei einer „Provoka¬ 
tion“ zu bezichtigen. 

Appell zur Einheit 
der Linken 

Der 10. Parteitag der Kommunis¬ 
tischen Wiedergründung (Rifon- 
dazione Comunista - PRC) vom 
31. März bis 2. April in Spoleto 
(Abruzzenregion) appellierte in ei¬ 
nem Manifest, die Einheit der Lin¬ 
ken gegen den „rechten neolibera¬ 
len Kurs“ der vom sozialdemokra¬ 
tischen Partito Democratico (PD) 
geführten Regierung und gegen 
Rechtsextremismus und Rassis¬ 
mus herzustellen. Unter Hammer 
und Sichel versammelten sich rund 
400 Delegierte aus 700 Sektionen. 
Wie viele Mitglieder sie vertraten 
wurde nicht bekannt gegeben. Ge¬ 
schätzt wird, dass dem im Dezem¬ 
ber/Januar 1991/92 als Nachfolger 
der von den Revisionisten beseitig¬ 
ten IKP gegründeten PRC von da¬ 
mals 130 000 Mitgliedern nur noch 
einige Tausend angehören. Zum 
neuen Sekretär wurde der Regio¬ 
nalparlamentarier der Abruzzen, 
Maurizio Acerbo, gewählt. Er ge¬ 
hörte der linksradikalen Democra- 
zia Proletaria an, die bei Gründung 
im PRC aufging. Paolo Ferrero, seit 
Dezember Vize von EL-Chef Gre¬ 
gor Gysi, war nach neun Jahren 
nicht wieder angetreten. Ferrero 
bekannte sich verbal zur Oktober¬ 
revolution und erklärte, es gehe 
noch immer um „Sozialismus oder 
Barbarei“. 

Den Beschlüssen steht, wie die 
kommunistische Online-Zeitung 
„Contrepiano“ betonte, die seit 
Jahren verfolgte opportunistische 
Politik entgegen. In der Diskussi¬ 
on gab es Kritik an dieser von Fer¬ 
rero verfolgten Politik. Das linke 
„Manifesto“ gab wieder, „es seien 
zu viele Fehler gemacht worden, 
um so fortzufahren“. Ob sich das 
ändern wird, bleibt abzuwarten. 
Das Bekenntnis zur Oktoberre¬ 
volution blieb verbal, ebenso un¬ 
terblieb eine Rückkehr zu kom¬ 
munistischer Identität. Der PRC 
verweigert sich dem 2015 erlasse¬ 
nen Appell von über 1 500 Kom¬ 
munisten, auf der Basis von Lenin 
und Gramsci langfristig wieder 
eine einheitliche kommunistische 
Partei zu schaffen. Verschwommen 
bleibt auch der Appell zur Einheit 
der Linken, da es kein Bekenntnis 
zu einer Eigenständigkeit des PRC 
als kommunistische Partei gibt. Es 
bleibt bei der seit 2004 bestehen¬ 
den Mitgliedschaft in der EL. Der 
neue Sekretär beschränkte sich, er 
wolle „als Repräsentant der sozia¬ 
len Mehrheit des Landes handeln“. 
Ob es angesichts der Erfahrungen 
mit Ferrero tatsächlich zu einer 
Wende kommen wird, bleibt offen, 
zumal Acerbo bisher hinter dem 
Kurs Ferreros stand. 

Gerhard Feldbauer 


Anti-Blockade-Politik 

China baut Kooperation mit Kuba aus 



F ür Kuba ist China nach Venezue¬ 
la mittlerweile zum weltweit zweit¬ 
größten Handelspartner geworden. 
Durch seine Wirtschaftskraft ist das 
Land ebenfalls ein wichtiger Verbünde¬ 
ter Havannas gegen die US-Blockade. 
Und angesichts der zunehmenden Ag¬ 
gressivität Washingtons gegenüber pro¬ 
gressiven Regierungen in Lateinamerika 
nimmt auch die militärische Kooperation 
an Bedeutung zu. Eine Woche vor der 
US-Visite des chinesischen Staatschefs 
Xi Jinping vereinbarten die Verteidi¬ 
gungsminister Chang Wanquan (China) 
und Leopoldo Cintas Frias (Kuba) am 
31. März in Beijing die Verstärkung der 
militärischen Zusammenarbeit „auf al¬ 
len Gebieten und allen Ebenen“ Ohne 
die neuen Vereinbarungen zu konkreti¬ 
sieren, erklärte der chinesische Minister, 
sie seien ein „wichtiger Teil“ der bilate¬ 
ralen Beziehungen. Die haben eine lange 
Tradition. 

Bereits ein Jahr nach dem Sieg der 
Revolution beendete Havanna die un¬ 
ter Diktator Fulgencio Batista gepfleg¬ 
te Freundschaft zur „Republik China“ 
(Taiwan) und nahm diplomatische Be¬ 
ziehungen zur Volksrepublik auf. Che 
Guevara reiste nach Beijing, traf dort 
mit Mao Zedong zusammen und Un¬ 
terzeichnete mehrere Vereinbarungen. 
Nach Abschluss des ersten Handelsab¬ 
kommens im Jahr 1960 war der wirt¬ 
schaftliche Austausch zwischen beiden 
Ländern zunächst von stetigem Wachs¬ 
tum geprägt, stagnierte aber während 
der Verschlechterung der chinesisch-so¬ 
wjetischen Beziehungen. Mit dem Nie¬ 
dergang der Sowjetunion interessierte 
China sich wieder stärker für Kuba und 
wurde für die Insel zum verlässlichen 
Partner. 2004 reiste Raul Castro erst¬ 
mals nach Beijing, 2011 kam Xi Jinping, 
damals noch nicht als Staatspräsident, 
zum Gegenbesuch nach Havanna. Bei 
einem weiteren Besuch Unterzeichne¬ 
ten Xi Jinping und Castro 2014 in der 
kubanischen Hauptstadt rund 30 Ab¬ 
kommen über Kooperationen in den 
Bereichen Gesundheit, Biotechnologie, 
Bildung, Landwirtschaft, Tourismus und 
Erneuerbare Energien. Das Handelsvo¬ 
lumen zwischen beiden Ländern stieg im 
Folgejahr um 50 Prozent auf knapp 2,2 
Milliarden US-Dollar (rund 2 Milliarden 
Euro) und wächst weiter. Im Dezem¬ 
ber 2015 eröffnete „Air China“ in Er¬ 
wartung zunehmender Passagierzahlen 


eine direkte Flugverbindung zwischen 
Beijing und Havanna. 

Xi Jinping kündigte den Wunsch sei¬ 
nes Landes an, die bilateralen Beziehun¬ 
gen „auf neue Höhen zu heben“. Dafür 
gibt es auf beiden Seiten eine Reihe gu¬ 
ter Gründe. Kuba benötigt chinesische 
Technologie und Investitionen, China 
den politischen Einfluss Havannas zur 
Öffnung des lateinamerikanischen Mark¬ 
tes. Dort, so hoffen die Vertreter vieler 
chinesischer Unternehmen, könnte ihr 
Land schon bald die Bedeutung erlan¬ 
gen, die früher einmal die USA hatten. 
Allerdings legt Beijing - anders als Wa¬ 
shington - großen Wert darauf, dass es 
nur solche Kooperationen anstrebt, „die 
sich durch Gleichberechtigung, gegensei¬ 
tigen Nutzen und gemeinsame Entwick¬ 
lung kennzeichnen“, wie Xi Jinping in ei¬ 
ner Rede vor dem mexikanischen Senat 
erklärte. Solche Zusagen kommen gut 
an. Im Jahr 2016 stiegen Chinas Direktin¬ 
vestitionen in Lateinamerika um 39 Pro¬ 
zent und erreichten einen Gesamtbetrag 
von 29,8 Milliarden Dollar. Bis 2025 will 


Beijing rund 250 Milliarden US-Dollar 
in Lateinamerika investieren. Die Nach¬ 
richtenagentur Xinhua hob hervor, dass 
die chinesischen Kapitalanlagen nicht 
mehr nur in traditionelle Sektoren wie 
Bergbau, Energie und Infrastruktur flös¬ 
sen, sondern zunehmend in Bereiche wie 
industrielle Fertigung, Informatikindust¬ 
rie, elektronischer Handel und Lufttrans¬ 
port. Strategisch wichtig sind für China 
Projekte wie der Bau eines neuen Kanals 
zwischen Atlantik und Pazifik in Nicara¬ 
gua oder die Errichtung von Basisstati¬ 
onen für das eigene globale Satelliten¬ 
navigationssystem „Beidou“ in Latein¬ 
amerika. 

Kuba ist jedoch nicht nur als Türöff¬ 
ner für Lateinamerika gefragt. Das chi¬ 
nesische Engagement beim Ausbau der 
Seehäfen in Santiago de Cuba und Ma- 
riel deutet das Interesse an der Insel als 
Standort und logistisches Drehkreuz für 
die Region an. Kubas Wirtschaft profi¬ 
tiert davon zum einen durch langfristi¬ 
ge Kreditabkommen, die dem Land im 
letzten Jahr unter anderem den Ankauf 


von weiteren Bussen, speziellen Trakto¬ 
ren für die Reisernte und 240 Eisenbahn¬ 
waggons für die Personenbeförderung 
ermöglichten, und zum anderen durch 
neue vielversprechende Kooperationen. 
Im Januar 2017 gründeten Firmen beider 
Länder ein gemeinsames Unternehmen 
zur Entwicklung elektrischer Omnibus¬ 
se mit alternativen Antriebsenergien. 
Solche Projekte sind für Kuba zur Re¬ 
duzierung des Diesel- und Benzinver¬ 
brauchs und wegen der zunehmenden 
Umweltbelastung durch Abgase inter¬ 
essant. Doch China und Kuba sind aus 
Sicht beider Regierungen auch noch aus 
einem anderen Grund ideale Partner in 
der Region. „Die Beziehungen der bei¬ 
den Länder basieren stabil auf derselben 
politischen Ideologie und Beeinträchti¬ 
gungen durch andere Außenfaktoren 
sind sehr unwahrscheinlich“, sagte Wang 
Youming, Präsident des chinesischen Ins¬ 
tituts für Entwicklungsländer, gegenüber 
der in Beijing erscheinenden Tageszei¬ 
tung „Global Times“. 

Volker Hermsdorf 


Günter Pohl zur Präsidentschaftswahl in Ecuador 


Lenins kleine Doppelherrschaft 


Mit dem knappen Ergebnis von 51,2 Prozent hat 
Lenin Moreno die Präsidentschaft im südamerika¬ 
nischen Ecuador in der Stichwahl gewonnen. Bis weit 
in linke Kreise musste der Vorname des früheren 
Stellvertreters des nicht mehr zur Wahl stehenden 
Präsidenten Rafael Correa dafür herhalten, sich von 
den Ereignissen im fernen Russland hundert Jahre 
zuvor zu distanzieren, indem darauf verwiesen wur¬ 
de, dass „Lenin per Wahl an die Macht“ kam. 

Der Politkalauer ist nicht nur aus der Zeit, son¬ 
dern auch aus dem politischen Zusammenhang ge¬ 
fallen; nebenbei bemerkt, berücksichtigt er nicht den 
Unterschied zwischen Regierung und Macht. 

Nach zehn Jahren Linksregierung in Ecuador ist 
zu konstatieren, wie weit die Regierungspolitik vom 
Anspruch eines ursprünglich proklamierten „Sozia¬ 
lismus“ entfernt ist. Da dieser ein Antasten des Pri¬ 
vateigentums an den Produktionsmitteln nicht vor¬ 
sah, waren materialistisch orientierte Kräfte ohnehin 
gewarnt. Dass nach langen Verhandlungen im No¬ 
vember 2016 ein bilateraler Freihandelsvertrag mit 
der Europäischen Union paraphiert wurde, der zuvor 
verbal lange abgelehnt wurde, ist einer der eklatan¬ 
ten Widersprüche einer Regierung, die linken Dis¬ 
kurs mit pragmatischer Wirtschaftspolitik verband. 
Folglich unterscheidet sich das Rohstoffexportmo¬ 
dell Ecuadors von dem der anderen Andenstaaten 
wenig. Widerstand gegen die Zerschredderung der 
Berge auf der Suche nach Metallen wird mit Hinweis 
auf das Gesamtwohl gegen die meist indigenen Be¬ 
wohner auch mit Militärpolizei begegnet. 

Auf der anderen Seite stehen die Erfolge der Re¬ 
gierung hinsichtlich der Bürgerbeteiligung, vor allem 
in Sachen Gleichstellung im rechtlichen Bereich. Prä¬ 


sident Correa hat sich auch vorbildlich gegen die Ag¬ 
gressionen des Nachbarlands Kolumbien zur Wehr ge¬ 
setzt; die Expertenanhörung in Sachen der Legitimität 
der Auslandsschulden, die das Land von einer nachhal¬ 
tigen Entwicklung abhalten, verdient Anerkennung 
und ist geeignet, von anderen abhängigen Staaten der 
Welt studiert zu werden. Es wurde Geld in das Ge¬ 
sundheitswesen, die Bildung, wirtschaftliche Entwick¬ 
lung oder den Wohnungsbau gesteckt, was auch Ar¬ 
men zugute kam. Deren grundsätzliche Ausbeutung 
hat sich nicht geändert, allerdings ist ihr gesellschaftli¬ 
cher Status wenigstens formal verbessert worden. 

Der oben beschriebene irrational-nachlässige 
Umgang mit Begrifflichkeiten lässt sich vielleicht 
noch am besten mit der Irrationalität des Gegners 
erklären, auf die linksbürgerliche Kräfte gern mit 
einer Überbewertung der eigenen Maßnahmen re¬ 
agieren - wenn also der US-Imperialismus die Sozi¬ 
almaßnahmen der fortschrittlichen Regierungen zu 
sozialistischem Teufelswerk erklärt, dann glaubt man 
gern, man sei tatsächlich auf dem Weg zum Sozia¬ 
lismus. Der Generalsekretär der KP Ecuadors, Win- 
ston Alarcön, beschrieb nach dem Sieg Morenos am 
2. April eine Seite davon: „Dieser Prozess ließ beim 
Imperium die Alarmglocken klingeln, und es scheu¬ 
ten weder die CIA und ihre lokalen Agenturen wie 
die Rechtsparteien, die falschen Ultralinken und 
die Stiftungen, die die Pseudoführer der Indigenen 
unterstützen, noch die Massenmedien Kosten und 
Mühen, um die konservative Restauration und den 
Neoliberalismus im Stile Argentiniens und Brasiliens 
durchzusetzen.“ 

Äußere Einmischung und die Reaktion auf die 
immer noch leicht nachteiligen Wahlmehrheiten im 


Land gehen Hand in Hand: Um die Niederlage in 
mutmaßlichen Betrug verwandeln zu können, ließ 
die politische Rechte um Kandidat Guillermo Las¬ 
so über das Umfrageinstitut CEDATOS um 17 Uhr 
des Wahltags verlauten, dass sie mit 53 % gewonnen 
habe - sofort gab es Freudenkundgebungen der Kon¬ 
servativen. Das später vom Wahlrat verkündete End¬ 
ergebnis zu Gunsten von Lenin Moreno konnte folg¬ 
lich nur Betrug sein: „Entweder Lasso gewinnt oder 
es war Betrug der Regierung“, wie es Winston Alar¬ 
cön für die Kommunistische Partei Ecuador nann¬ 
te. Inzwischen, so Winston Alarcön zur UZ, hat sich 
die Lage auf den Straßen beruhigt, nachdem nicht 
einmal die USA die Rechtmäßigkeit des Siegs der 
Regierungspartei „ Alianza PAIS“ in Abrede stellen. 
Bei den Wahlen zur Nationalversammlung brachte 
die PCE über ihr Bündnis „Frente UNIDOS“ mit 
Jose Agualsaca einen stellvertretenden Abgeordne¬ 
ten durch. 

Der kleiner gewordene Vorsprung der fortschritt¬ 
lichen Kräfte Ecuadors wird die Rechte analog zu 
den Vorgängen in Venezuela nicht ruhen lassen ei¬ 
nen Umsturz auch ohne Wahlen durchzuführen. 
Dass das gelingen könnte, hat auch mit der schwä¬ 
cheren Unterstützung des Volkes für die Umgestal¬ 
tungsprozesse zu tun - und die wiederum mit den 
genannten Widersprüchen. Es gibt keinen Aufbau 
des Sozialismus, wenn man dessen Grundlagen nicht 
kennt. Da nutzt es wenig, wenn Freunde der fort¬ 
schrittlichen Prozesse in einigen Staaten Lateiname¬ 
rikas von hier aus weitere Verwirrung stiften. Denn 
es geht bei gesellschaftlichen Umwälzungen immer 
auch um Lenin - allerdings eindeutig um das Ori¬ 
ginal. 
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Kriegsvorwand 

Syrische Regierung hat kein Interesse am Einsatz von Chemiewaffen 



Von US-Kriegsschiffen im Mittelmeer aus wurden am 7. April Raketen abgeschossen. 


A m 7. April sprach die Vertreterin 
der USA im UN-Sicherheitsrat, 
Nikki Haley über Massenver¬ 
nichtungswaffen in Syrien. Die syrische 
Armee habe in der Provinz Idlib che¬ 
mische Kampfstoffe eingesetzt, unter 
den zivilen Opfern seien viele Kinder 
und die Regierung müsse dafür zur Re¬ 
chenschaft gezogen werden. Es war der 
Botschafter Boliviens bei den UN, der 
mit einem Satz die Blase zum Platzen 
brachte: „Wir müssen uns unbedingt 
an die Bilder erinnern, als der damalige 
Außenminister der USA Colin Powell 
am 5. Februar 2003 in diesem Raum er¬ 
zählte, der Irak verfüge mit Sicherheit 
über Massenvernichtungswaffen.“ 

Was 2003 für manchen überzeugend 
schien, erwies sich als Lüge. Der Krieg, 
unzählige Tote, der Zerfall eines Lan¬ 
des, einer Region waren die Folge. Auch 
der jetzige US-Angriff auf den Militär¬ 
flughafen bei Horns basiert auf einer 
Lüge (Siehe Kasten). 

Für die syrische Regierung hätte es 
überhaupt keinen Grund gegeben, che¬ 
mische Kampfstoffe einzusetzen. Nach 
der Befreiung Aleppos und Palmyras 
und dank der Unterstützung durch die 
russische Luftwaffe sind die Positionen 
der syrischen Armee gesichert. Weite¬ 
re lokale Waffenstillstandsvereinba¬ 
rungen werden unterzeichnet (bisher: 
1446). Selbst die große Offensive der 
Dschihadisten in Hama kommt nicht 
voran. Umgekehrt gelingt es der syri¬ 
schen Armee auch in Deir Ezzor, ihre 
Positionen zu verbessern. Warum also 
sollte sie in Idlib chemische Waffen ein- 
setzen? 

Westliche Medien und Politiker 
flüchten sich - wie seit Jahren - in die 
Behauptung, „Assad bekämpfe sein ei- 


Im Juli 2012 gab der damalige Sprecher 
des syrischen Außenministeriums, Ji- 
had Makdissi, eine Pressekonferenz, 
in der er über chemische Kampfstoffe 
Syriens sprechen sollte. Er sollte deren 
tatsächliche Existenz im Unklaren las¬ 
sen und hat - buchstäblich im ersten 
Satz - seinen Auftrag gründlich ver¬ 
masselt. Dieser Fauxpas hatte weit¬ 
reichende Folgen. US-Präsident Oba- 
ma sprach von einer „Roten Linie“, die 
nicht überschritten werden dürfe, ein 
Jahr später war eine Kommission in¬ 
ternationaler Experten für chemische 
Kampfstoffe in Damaskus - Makdissi 
selbst verließ das Land und schloss sich 
der „Moskauer Opposition“ an. 


Am Abend des 31. März, haben or¬ 
ganisierte Gruppen in Gyergyöszent- 
miklös (deutsch: Niklasmarkt), einer 
Kleinstadt im rumänischen Siebenbür¬ 
gen, ein Wohnhaus von Roma-Famili¬ 
en, das benachbarte Wirtschaftsgebäu¬ 
de sowie mehrere Strohballen in einem 
offensichtlichen Akt der Selbstjustiz 
angezündet. Kritische Berichte spre¬ 
chen davon, dass Frauen und Kinder 
vor versammelter Zuschauermenge 
geschlagen und Journalistinnen bei ih¬ 
rer Arbeit behindert worden seien. Erst 
durch den Eingriff der rumänischen Po¬ 
lizei aus der benachbarten Kreishaupt¬ 
stadt konnte dem Gewaltausbruch ein 
Ende gesetzt werden. 

Dieser Vorfall stellt die offizielle Po¬ 
litik der sozialen Inklusion der Roma- 
Minderheit seitens der rumänischen 
Regierung ernsthaft in Frage. Die von 
der EU-Kommission überwachte nati¬ 
onale Strategie hat einen Zeithorizont 
bis 2020. Dabei handelt es sich vor al¬ 
lem um Bildungsprogramme, wobei 
knapp 23 Mrd. Euro aus EU-Töpfen 
kommen. Angesichts der umfangrei¬ 
chen bürokratischen Prozeduren bei 
der Projektvergabe auf EU-Ebene und 
der verbreiteten Korruption in Politik 
und Verwaltung in Rumänien ist je¬ 


genes Volk“. Doch in Wirklichkeit ha¬ 
ben nur die Terroristen ein Interesse 
daran, chemische Kampfstoffe einzu¬ 
setzen. Sie bieten damit den USA und 
ihren Verbündeten den Vorwand, di¬ 
rekt in den Krieg gegen Syrien einzu¬ 
greifen - mit Erfolg. 

Sowohl der Angriff der israelischen 
Luftwaffe auf die syrische Armee in Pal¬ 
myra als auch der US-Angriff auf den 
Stützpunkt in Horns sollten die syrische 
Armee schwächen. Und der Angriff der 


Und genau zu der Zeit, als die inter¬ 
nationalen Experten in Damaskus ihre 
Arbeit aufnahmen, gab es den Gift¬ 
gasangriff von Ghouta, einem Ort im 
Gouvernement Damaskus. Die Zahl der 
Opfer steht nicht fest, genannt werden 
Zahlen von 280 aber auch 1730 Todes¬ 
opfern. Muss man erwähnen, dass die 
syrische Regierung wie immer und 
ohne jede Untersuchung durch NATO 
und Golfstaaten zum Schuldigen er¬ 
klärt wurde? Heute kann der Vorwurf 
als widerlegt gelten, nicht zuletzt dank 
einer umfangreichen Analyse, die Sey- 
mour Hersh im Dezember 2013 ver¬ 
öffentlichte. Doch der Angriff konnte 
zum Vorwand gemacht werden - das 


doch zweifelhaft, wie weit dieses Geld 
tatsächlich auch auf der untersten Ebe¬ 
ne - wie etwa im konkreten Fall - etwas 
bewirkt. 

Gyergyöszentmiklös ist zudem ein 
spezifischer Fall: Die Stadt liegt im his¬ 
torischen Szeklerland im Osten Sieben¬ 
bürgens; dieses war bis 1918, bevor es 
nach Rumänien kam, ein Herzland des 
Königreichs Ungarn. Die Szekler, ethni¬ 
sche Ungarn, stellen mit über siebzehn¬ 
tausend Bewohnerinnen die überwie¬ 
gende Mehrheit. Die Rumänen nennen 
den Ort Gheorgheni; von ihnen leben 
nur etwa zweitausend in der Stadt. 
Noch kleiner ist die lokale Gemein¬ 
schaft der Roma: sie zählt offiziell um 
die 300 Personen. 

Bürgermeister Zoltän Nagy brachte 
gegenüber der ungarischen Presse zum 
Ausdruck, dass die Asche schon lange 
vor dem Brandanschlag geschwelt habe. 
Kinder der betreffenden Roma-Fami¬ 
lien, deren Haus angezündet worden 
sei, hätten auf dem Kundenparkplatz 
der angrenzenden „Kaufland“-Filiale 
Diebstähle verübt, zugleich sei die Poli¬ 
zei auf Grund der Minderjährigkeit der 
Täter in ihrem Handeln eingeschränkt 
gewesen. Der regionale rumänische 
Polizeisprecher verwies auf einen zwei 


USA führte unmittelbar zu verstärkten 
Angriffen der Dschihadisten, die die Si¬ 
tuation ausnutzen wollten. 

Ob Trump oder Clinton - nach wie 
vor sind Syrien, Hisbollah und der Iran 
die Feinde, die es zu schwächen gilt und 
deren Sieg die USA und ihre Verbünde¬ 
ten verhindern wollen. 

Die Vertreterin der USA im UN-Si¬ 
cherheitsrat, Nikki Haley, machte das 
deutlich, als sie in einem Interview mit 
CNN davon sprach, Assads Absetzung 


US-Militär sollte unmittelbar in den 
Krieg gegen Syrien eingreifen. 

Die russische Regierung fand einen 
Kompromiss. Der direkte Krieg der USA 
gegen Syrien wurde aufgeschoben, die 
chemischen Waffen Syriens wurden 
unter internationaler Kontrolle ver¬ 
nichtet und am 4. Januar 2016 bestä¬ 
tigte die Organisation für das Verbot 
chemischer Waffen, dass die Vernich¬ 
tung aller von Syrien deklarierten Che¬ 
miewaffen abgeschlossen sei. 

Nicht abgeschlossen waren die 
Vorwürfe, die syrische Armee setze 
chemische Kampfstoffe ein - obwohl 
diese vernichtet wurden. Doch IS und 
al-Nusra arbeiteten an der Herstel- 


Tage zuvor von zwei fünfzehnjährigen 
Burschen verübten Diebstahl in Höhe 
von knapp siebentausend Euro, die sie 
einem 78-jährigen Autofahrer an der 
Kreuzung abgenommen hätten. Ge¬ 
genüber der rumänischen Presse wur¬ 
de zum Ausdruck gebracht, dass mehre¬ 
re Ungarn ihren Nachbarn aus der Ro¬ 
ma-Gemeinde „eine Lektion“ erteilen 
wollten. Die Polizei wandte sich nach 
dem Vorfall an die Staatsanwaltschaft 
zur Einleitung einer Untersuchung auf 
Störung der öffentlichen Ordnung und 
Sachbeschädigung. Anscheinend wur¬ 
den weder von den ungarischen noch 
von rumänischen Medien die Betrof¬ 
fenen des Brandanschlags befragt, um 
auch eine andere Version zu hören. Dies 
ist ein Beleg für den tatsächlichen Zu¬ 
stand der von oben beschlossenen Inte¬ 
grationspolitik. 

Der Vorfall vom 31. März ist jedoch 
nicht nur im Zusammenhang mit der Si¬ 
tuation der Roma-Minderheit in Rumä¬ 
nien zu sehen. Auch die politischen Vor¬ 
gänge im benachbarten Ungarn, die in 
der Szekler-Gemeinde lebhaft verfolgt 
werden, spielen hier hinein. Unter dem 
Orban-Regime, das auch auf die jenseits 
derl 920 in Trianon gezogenen Grenzen 
lebenden ungarischen Minderheiten in 


sei eine Priorität der USA. „Wir se¬ 
hen kein friedliches Syrien mit Assad“. 
Dass der Angriff zugleich eine erneu¬ 
te Provokation gegenüber der Russi¬ 
schen Föderation war und eine mögli¬ 
che Verständigung damit ausgeschlos¬ 
sen erscheint, wird vom größten Teil des 
Establishments gerne gesehen. Trump 
verschärft die Konfrontation und droht 
wegen Syrien mit neuen Sanktionen ge¬ 
gen den Iran und Russland. 


lung chemischer Waffen und setzten 
sie auch ein. Selbst US-Geheimdiens- 
te waren sich bewusst, dass al-Nusra 
möglicherweise Zugang zu Sarin hatte. 

2014 gab es Berichte über den Ein¬ 
satz von chemischen Waffen durch 
den IS gegen Kurden. 2016 berichtete 
die Deutsche Welle übereinen Chemie¬ 
waffenangriff der Terrormiliz „Islami¬ 
scher Staat“ im Norden Syriens und im 
März dieses Jahres gab es einen Gift¬ 
gasangriff des IS in Mossul. 

Zuvor schon berichtete eine Unter¬ 
suchungskommission des irakischen 
Parlaments, der IS arbeite sehr ernst¬ 
haft daran, chemische Kampfstoffe 
produzieren zu können. 


der Slowakei, Serbien und Rumänien 
ausstrahlen will, ist schon seit geraumer 
Zeit eine Hetze gegen die heimischen 
Roma-Gemeinschaften im Gange. Die 
kritische Journalistin Boröka Paräszka, 
Mitarbeiterin des Radios Marosväsär- 
hely/Tärgu Mures hat nunmehr vor den 
im Szeklerland zu befürchtenden Fol¬ 
gen des Gewaltausbruchs von Gyer¬ 
gyöszentmiklös gewarnt: „In der Regi¬ 
on Gyergyö und im Gyergyöer Becken 
tuschelt man nun, dass sich das Feuer 
ausbreiten werde, jederzeit könne auch 
das eine oder andere Haus in den um¬ 
liegenden Dörfern brennen.“ 

Dies geschieht vor dem Hintergrund 
eines ständig schrumpfenden Gemein¬ 
debudgets. So hat sich die Gemeinde¬ 
verwaltung von Gyergyöszentmiklös 
unmittelbar vor dem Brandanschlag 
gezwungen gesehen mitzuteilen, dass 
sie ihre kommunalen Dienste 2017 ein¬ 
schränken muss. Sozialabbau, dies sieht 
man auch an diesem Beispiel, setzt die 
Suche nach Sündenböcken und Ven¬ 
tilen in Gang. Zu diesen gehört nicht 
zuletzt auch die Gruppe der Roma, die 
geeignet ist, zur Zielscheibe von rassis¬ 
tisch eingestellten Teilen der ungari¬ 
schen Minderheit zu werden. 

Christian Promitzer 


Krawalle in Venezuela 

Bei Protesten gegen die Regierung 
von Präsident Nicolas Maduro in Ca¬ 
racas haben sich Demonstranten hef¬ 
tige Straßenschlachten mit der Poli¬ 
zei geliefert. Demonstranten warfen 
Brandsätze auf Polizisten. 

Die oppositionelle Parlamentsmehr¬ 
heit hatte ein Amtsenthebungsverfah¬ 
ren gegen eine Reihe regierungstreu¬ 
er Verfassungsrichter eingeleitet. Ma- 
duros Regierung warf ihr vor, einen 
Staatsstreich vorzubereiten. 

Meinungsaustausch 
in Mexiko 

Erneut hatte die mexikanische Partei 
der Arbeit (PT) zu ihrem schon tradi¬ 
tionellen Seminar „Die Parteien und 
eine neue Gesellschaft“ eingeladen. 
Etwa 450 Delegierte aus 40 Ländern 
repräsentierten über 130 Organisati¬ 
onen und Parteien, darunter waren 
auch je ein Vertreter der DKP und 
der Partei die Linke. Die Tage vom 
23. bis 25. März waren gut gefüllt. 

In diesem Jahr wurde aus aktuel¬ 
lem Anlass der Präsidentschaft Do¬ 
nald Trumps eigener Debattenraum 
gegeben. Ein Teil dieser Beiträge 
suchte nach einer Erklärung für den 
Wahlerfolg. Die Antworten lauteten 
unterschiedlich, von rein psychologi- 
sierenden Ansätzen bis zu sozioöko- 
nomischen. Einig waren sich jedoch 
fast alle Redner, dass die Präsident¬ 
schaft die Herrschaft der äußersten 
Rechten bedeute und eine immen¬ 
se Gefahr für die Mehrheit der US- 
Amerikaner und für andere Natio¬ 
nen sei. 

Vertreter verschiedener Organi¬ 
sationen aus Kolumbien, darunter 
die Kommunistische Partei, gingen 
auf aktuelle Entwicklungen in ihrem 
Land ein. Sie warnten davor, den 
Friedensprozess bereits als gesichert 
zu betrachten. Die Rechte würde wei¬ 
terhin versuchen, ihn zu unterminie¬ 
ren. Sie wiesen darauf hin, dass die 
Paramilitärs auch nach Unterzeich¬ 
nung des Friedensvertrags zahlreiche 
Morde an fortschrittlichen Kräften 
begehen. Die Regierung komme ih¬ 
ren Verpflichtungen zur Einrichtung 
von sicheren Aufenthaltszonen für 
die Kämpfer der FARC nicht voll¬ 
ständig nach. Insbesondere würden 
die vereinbarten Siedlungen für die 
Demobilisierten nicht fristgemäß 
eingerichtet und ausgestattet. 

Die KP Boliviens untersuchte 
anhand der Erfahrungen im eige¬ 
nen Land die Rolle sozialer Bewe¬ 
gungen. Sie stellt fest, dass die MAS 
mit dem Präsidenten Evo Morales 
einen Übergang zu einer antiimpe¬ 
rialistisch-demokratischen Volksre¬ 
gierung mit Perspektiven zum Sozi¬ 
alismus eröffnet hat. Sie basiere auf 
dem Bündnis der MAS mit sozialen 
Bewegungen. Der Prozess stocke je¬ 
doch, da die MAS und die mit ihr 
verbündeten sozialen Bewegungen 
es bisher versäumt haben, ein Volks¬ 
frontkonzept unter Einschluss linker 
Parteien, gesellschaftlicher Organisa¬ 
tionen, städtischer Linker und der ge¬ 
werkschaftlich organisierten Arbei¬ 
terklasse umzusetzen. Soziale und in- 
digene Bewegungen allein könnten 
die Gesellschaft nicht zum Sozialis¬ 
mus führen. Bewegungen entstünden 
aus momentanen Interessen, daher 
fehle ihnen eine organische Struktur 
und politische Erfahrung, sodass sie 
leichter von der Bourgeoisie absor¬ 
biert werden könnten. 

Neben den Podiumsbeiträgen 
bietet das Treffen auch die Gele¬ 
genheit zu zahlreichen bilateralen 
Gesprächen am Rande. Der KPRF- 
Vertreter warnte im Gespräch mit 
der DKP bei dieser Gelegenheit vor 
Illusionen in Donald Trump und den 
Friedenswillen des Imperialismus. 
Dieser werde auch unter neuer Prä¬ 
sidentschaft sein Wesen nicht ändern. 
Manche Delegierte von befreunde¬ 
ten Parteien erwiesen sich als bemer¬ 
kenswert gut über die Situation in un¬ 
serem Land informiert. 

Da die gastgebende PT wenig Be¬ 
rührungsängste hat, ermöglicht sie 
einem breiten Spektrum der Linken 
aus dem In- und Ausland die Teilnah¬ 
me. Der Schwerpunkt lag aber wie¬ 
der auf Lateinamerika. CS 
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Stoppt den Waffenhandel! 


N ach den USA und Russland gehört die 
Bundesrepublik Deutschland neben Chi¬ 
na und Frankreich zu den größten Waffen¬ 
exporteuren der Welt. Deutsche Waffen, Kriegs¬ 
technologie sowie Komponenten aus deutscher 
Fertigung werden in aller Welt eingesetzt - vor 
allem auch in Krisengebieten. Seit Jahren gibt es 
eine enge Kooperation mit der Türkei. 

Zwischen 135 (2009) und 141 (2006) Länder 
erhalten laut Rüstungsexportbericht der Bun¬ 
desregierung Kriegswaffen und Rüstungsgüter 
aus deutscher Produktion: rund 100 sogenannte 
Drittländer, 27 Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union und 10 der Gruppe der Nato-Länder bzw. 
Nato-Mitgliedern gleichgestellte Länder. 

Am 30. November 2016 wurde bekannt, dass 
der Bundessicherheitsrat Rüstungsexporte in 
Krisengebiete in Milliardenhöhe genehmigt hat¬ 
te. „Allein nach Algerien wurden ein umfangrei¬ 
ches Arsenal genehmigt: eine weitere Fregatte, 4 
Bordhubschrauber, 234 Waffenstationen für schon 
zuvor gelieferte Fuchspanzer sowie 474 Militär- 
LKW. Dazu kommen hunderte von Maschinen¬ 
gewehren an Indonesien, mit im Paket: eine hal¬ 
be Million Patronen. Es wurden Lieferungen an 
diverse Golfstaaten genehmigt, dazu gehören 
41644 „Artilleriemultifunktionszünder’’ die dann 
in Frankreich zum fertigen „Produkt” zusammen¬ 
gebaut und von dort exportiert werden. Diese Zu¬ 
sammenarbeit mehrerer europäischer Staaten bei 
der Rüstungsproduktion und beim Export senkt 
offensichtlich in der Praxis die „Hürden in der 
Genehmigungspraxis deutlich.“ (IMI-Standpunkt 
2017/004 - in: AUSDRUCK, Februar 2017) 

Nach ersten vorläufigen Zahlen der Bundes¬ 
regierung, die diese selbst am 20. Januar dieses 
Jahres bekannt gab, wurden im Jahr 2016 für die 
Ausfuhr von Rüstungsgütern Einzelgenehmigun¬ 
gen in Höhe von 6,88 Mrd. Euro erteilt. Nur 2015 
waren es mit 7,86 Milliarden Euro noch mehr. Im 
Jahr 2016 gingen ca. 46 Prozent der Rüstungsex¬ 


porte an EU-Länder, NATO- und NATO-gleich- 
gestellte Länder. 

Der damalige Bundeswirtschaftsminister 
Sigmar Gabriel versuchte, das zu rechtfertigen: 
„Deutschland und seine Verbündeten stehen 
angesichts terroristischer Bedrohungen und 
zahlreicher internationaler Krisen vor großen 
sicherheitspolitischen Herausforderungen. Die 
Bundesregierung steht zu ihren Bündnisver¬ 
pflichtungen und zu ihrer Verantwortung für die 
europäische und internationale Sicherheit.“ 

Ausfuhren von Rüstungsgütern, die der Ko¬ 
operation mit unseren Bündnispartnern und de¬ 
ren Ausstattung dienen, würden, so Gabriel, im 
sicherheitspolitischen Interesse Deutschlands 
erfolgen. Gleiches gelte auch für Ausfuhren in 
Drittländer mit denen „z.B. Beiträge zur Grenz¬ 
sicherung” (d. h. also gegen Flüchtlinge - UZ), 
„oder zur Bekämpfung des internationalen Ter¬ 
rorismus geleistet werden’.’ 

Zu den Rüstungsgütern gehören Panzer, 
Kriegsschiffe, U-Boote, Kleinwaffen (wie Geweh¬ 
re, Pistolen, Handgranaten), Minenräumgeräte, 
Funkgeräte sowie Sicherheitsglas oder sonderge¬ 
schützte Fahrzeuge für Botschaften oder UN-Mis- 
sionen wie das Kinderhilfswerk UNICEF. Zu den 
bedeutenden Rüstungskonzernen Deutschlands 
bzw. mit deutscher Beteiligung zählen die Airbus 
Group (vormals EADS), Rheinmetall, Diehl De- 
fence, Krauss-Maffei Wegmann, Heckler & Koch, 
ThyssenKrupp Marine Systems, Tognum/MTU 
Friedrichshafen. Die deutschen Waffenhersteller 
profitieren insbesondere von den Kriegen und 
Krisen in Syrien, dem Irak, Jemen und der mas¬ 
siven Aufrüstung insbesondere der Golfstaaten. 

Zu den Forderungen der diesjährigen Oster¬ 
märsche gehört auch deshalb, den Waffenhandel 
zu stoppen. Im Aufruf des Ostermarsches Rhein- 
Ruhr heißt es: „Einstellung aller Rüstungsexpor¬ 
te mit dem Ziel, die Rüstungsproduktion deut¬ 
scher Unternehmen generell einzustellen!” UZ 





Eurofighter von EADS u.a. für Saudiarabien 

Foto: Gordon Zammit / Wikimedia Commons / GFDL 1.2 



Radpanzer Fuchs von Rheinmetall für die Vereinigten Arabischen Emirate I 

Foto: http://www.rheinmetall-defence.com/en/rheinmetall_defence/index.php / CC BY-SA4.0 


Wert in Mio. Euro 

1 421 


Die zehn wichtigsten Bestimmungs¬ 
länder für Rüstungsgüter im Jahr 2016 

Land 

1 Algerien 

2 USA 

3 Saudi-Arabien 

4 Ägypten 

5 Vereinigtes Königreich 

6 Republik Korea (Südkorea) 

7 Australien 

8 Kanada 

9 Vereinigte Arabische Emirate 

10 Schweiz 

(Angaben Bundesregierung) 


Fregatte der Meko-Klasse von ThyssenKrupp Marine Systems AG für Algerien 

■ Foto: Merzoug Gharbaz / Wikimedia Commons / CC BY-SA 4.0 
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Arnold Schölzel zur Attacke auf Syrien 

Spiel mit dem Weltkrieg 


Barack Obamas Kriegspolitik war die 
Fortsetzung der von George W. Bush mit 
anderen, vor allem antirussischen Mit¬ 
teln. Donald Trump führt sie nicht nur 
fort, er eskaliert sie bis zum militärischen 
Konflikt. Hintergrund ist die imperialis¬ 
tische Politik der vergangenen 25 Jahre 
und deren teilweises Scheitern. Die Stra¬ 
tegie der präventiven Aufstandsbekämp¬ 
fung zur Sicherung von Einflusssphären 
und des globalen Ausbeutungssystems 
durch Zerstörung unbotmäßiger Staaten 
führte nicht nur zu Schwächung, sondern 
in vielen Teilen der Welt auch zur Stär¬ 
kung von Widerstandskräften. Von einer 
Veränderung des internationalen militä¬ 
rischen Kräfteverhältnisses kann noch 
keine Rede sein, aber Nimbus und Po¬ 
tenz der „einzigen Weltmacht“ erodierte 
seit dem Untergang der Sowjetunion ra¬ 
sant. In München fasste der russische Au¬ 
ßenminister Sergej Lawrow im Februar 
das mit „postwestlicher Welt“ zusammen. 
Die Reaktion des Establishments auf 


diese Diagnose hierzulande war zurück¬ 
haltend im Vergleich mit dem wütenden 
Echo zehn Jahre zuvor auf Wladimir Pu¬ 
tins Feststellung an gleicher Stelle, es bil¬ 
de sich eine multipolare Welt heraus. 

Deren Konturen zeichnen sich deut¬ 
lich ab. Hier sei als Beispiel nur auf die 
langfristigen Folgen des Libyen-Krieges 
in Afrika hingewiesen. Obama hatte, an¬ 
gespornt von seiner Saudi-Arabien be¬ 
sonders zugeneigten Außenministerin 
Hillary Clinton, das militärische Abenteu¬ 
er Frankreichs und Großbritanniens zur 
Ermordung Muammar Al-Ghaddafis und 
des libyschen Staates ermöglicht. Eine 
nicht unwichtige Konsequenz ist die Sta¬ 
tionierung von fast 1000 Bundeswehrsol¬ 


daten mitten in einer weitgehend von 
Dschihadisten kontrollierten Region Ma¬ 
lis. Die Auswirkungen aber auf die Afri¬ 
kanische Union (AU), die bis zum letzten 
Moment den Krieg von 2011 zu verhin¬ 
dern versuchte, sind noch nicht absehbar. 
Der Westen hatte sie mit einer Arroganz 
und Verachtung beiseite geschoben, die 
das Wesen seiner Politik offenbarte. Die 
alten Abhängigkeitsverhältnisse funktio¬ 
nieren aber dort nicht mehr, wo vor allem 
China, aber auch Südafrika oder Brasi¬ 
lien in Afrika ökonomisch aktiv sind. In 
einigen Ländern zeichnet sich ein neuer 
Antiimperialismus ab. 

Ähnliches gilt für den Krieg gegen Sy¬ 
rien, den der Westen seit 2011 führt: Sei¬ 


ne Aggression rief nicht nur Russland auf 
den Plan, es zeichnet sich erstmals in der 
Geschichte eine Achse Teheran-Bagdad- 
Damaskus-Beirut-Kairo ab. Trump rüstet 
in Syrien und im Irak die eigenen Trup¬ 
pen auf und lässt verstärkt bombardieren. 
Mit dem Luftschlag auf eine syrische Ba¬ 
sis am 7. April riskierte er nicht nur eine 
militärische Konfrontation mit russischen 
Streitkräften, sondern demonstrierte 
auch eine Unberechenbarkeit, die jeder¬ 
zeit zu einer größeren Kollision führen 
kann. Die von Obama forcierte Strategie 
atomarer Abschreckung und das Vorrü¬ 
cken der NATO an die russische Grenze 
erweist sich in dieser Situation als Spiel 
mit dem Weltkrieg. Die Antworten aus 


Teheran und Moskau auf das militäri¬ 
sche Abenteurertum Trumps besagen: 
Ein weiterer aggressiver Akt dieser Art 
wird adäquat beantwortet werden. Das 
ist eine neue, gefährliche Konstellation 
in der internationalen Politik bei gestie¬ 
gener Aggressivität der imperialistischen 
Vormacht. 

Es ist höchste Zeit, dass die deutsche 
und europäische Friedensbewegung ge¬ 
gen die Kriegspolitik, die in diese Situati¬ 
on geführt hat, aufsteht. Der Brief Bertolt 
Brechts an den Völkerkongress für den 
Frieden in Wien 1952 ist so aktuell wie 
vor 65 Jahren, als selbst die noch sichtba¬ 
ren Ruinen des Zweiten Weltkriegs an der 
Abgestumpftheit der Mehrheit trotz Ge¬ 
fahr eines Atomkrieges nichts änderten: 
„Denn der Menschheit drohen Kriege, ge¬ 
gen welche die vergangenen wie armseli¬ 
ge Versuche sind, und sie werden kommen 
ohne jeden Zweifel, wenn denen, die sie in 
aller Öffentlichkeit vorher eiten, nicht die 
Hände zerschlagen werden.“ 



EU-Europa, ein absolut liebenswertes Konstrukt. Deshalb 
muss die UZ noch einmal auf den „Pulsschlag Europas“ 
hinweisen: diese spontane Bürgerbewegung des Frankfurter 
Rechtsanwaltehepaars Röder. Dieser „Pulse of Europe“ 
hat am vergangenen Wochenende in 92 Städten in zwölf 
Ländern Demonstrationen veranstaltet, um die bestehenden 
EU-Verhältnisse gutzuheißen (im Bild ein Enthusiast in eine 
EU-Flagge gehüllt). Man soll nicht glauben, die frische Blüte 
der „Zivilgesellschaft“ habe keine Wünsche. Vielmehr steht 


unter Punkt 7 ihrer Forderungen kategorisch:„Europa soll 
wieder Freude bereiten.“ Davor aber geht es unter Punkt 6 
um die „europäischen Grundfreiheiten“: Freier Personen- 
und Warenverkehr, Dienstleistungsfreiheit und - nicht 
unwichtig - Freiheit des Kapitals, hier verschämt „freier 
Zahlungsverkehr“ genannt. Diese vier Freiheiten „sind nicht 
verhandelbar“. In diesen „Freiheiten“ steckt der Kern des 
Neoliberalismus. Dafür lohnt es sich, auf die Straße zu gehen 
und die Welt gemeinsam schön zu finden. 


Kein Schwert gegen rechts 

Über den Zulauf für SPD und CDU - Kolumne von Beate Landefeld 


Rüdiger Gäbet zum Referendum in der Türkei 


Kollaboration der Schande 


Zielstrebig verfolgt Recep Tayyip Erdo- 
gan sein Ziel, die Türkei in eine islamis- 
tische Präsidialdiktatur umzuwandeln. 
Nach der Aufhebung der Immunität 
führender Abgeordneter der opposi¬ 
tionellen prokurdischen HDP im ver¬ 
gangenen Jahr und der anschließenden 
faktischen Selbstentmachtung der Gro¬ 
ßen Türkischen Nationalversammlung 
soll in einem Verfassungsreferendum 
an diesem Sonntag die Bevölkerung 
den Coup gegen Demokratie und Frei¬ 
heit bestätigen. Die Abstimmung findet 
unter unfairen Bedingungen statt und 
sie ist nicht frei. Erdogans Regierungs¬ 
partei AKP dominiert die Massenme¬ 
dien und die großen Plätze und Stadien 
des Landes, Großkundgebung folgt auf 
Großkundgebung, stundenlang übertra¬ 
gen über das Staatsfernsehen. Derweil 
sitzen mehr als 150 kritische Journalis¬ 
ten und mehrere Tausend HDP-Politi- 
ker in Haft, darunter die Vorsitzenden 
Selahattin Demirtas und Figen Yük- 
sekdag. Selbst die sozialdemokratische 
Oppositionspartei CHP hat Probleme, 
ihr Nein zur Ein-Mann-Diktatur voll 
zu entfalten. Selbst Infotische und Flug¬ 
blattverteilaktionen sind untersagt. Und 
doch ist es noch nicht ausgemacht, dass 
die Mehrheit der Türkinnen und Türken 
Erdogan folgen wird. 

Das Gros der Bevölkerung steht am 
Ende wahrscheinlich weniger eng zum 


türkischen Staatschef als die deutsche 
Bundesregierung. Die hat den starken 
Mann in Ankara als Türsteher zur Flücht¬ 
lingsabwehr engagiert und hält ihm da¬ 
her die Treue - der Merkel-Erdogan- 
Deal hat sich dieser Tage gejährt. Und 
die Türkei ist geopolitisch wichtig. Das 
Land soll um jeden Preis in der NATO 
gehalten werden. Demokratie hin, Dik¬ 
tatur her. 

Weil Erdogan das weiß, kann er der 
Volksabstimmung gelassen entgegen se¬ 
hen. Setzt er sich knapp durch, wird er 
ein „Ja“ als Bestätigung seiner Repres- 
sions- und Konfrontationspolitik sehen. 
Die Krux: Selbst wenn er scheitern soll¬ 
te, sitzt Erdogan weiter fest im Sattel. 
Unter den weiter geltenden Bedingun¬ 
gen des Ausnahmezustands kann der 
Staatschef weiter per Dekret herrschen 
und das Land einem Islamisierungskurs 
unterziehen. 

Die Linken und Liberalen in der 
Türkei, die Kommunisten, Sozialisten 
und Demokraten, sie brauchen interna¬ 
tionale Solidarität und konkrete Unter¬ 
stützung. Wer ihnen helfen will, muss am 
Ende den internationalen Helfern Erdo¬ 
gans auf die Finger klopfen. Adressaten 
in Deutschland sind allen voran Kanzle¬ 
rin Angela Merkel und ihr Vize Sigmar 
Gabriel. Ihre Kollaboration der Schande 
kann bei den Ostermärschen gar nicht 
oft und laut genug angeprangert werden. 


Herbert Becker zum Hasso-Plattner-Institut 

Händewaschen in Potsdam 



Aus Sicht von FAZ-Redakteur Günter 
Bannas löste die Kanzlerkandidatur 
von Martin Schulz ein „Fest der De¬ 
mokratie“ aus. Die Parteien seien aus 
ihrer Lethargie erwacht. Die SPD regis¬ 
triere Tausende neuer Mitglieder, auch 
die CDU gewinne dazu. Zwar seien die 
Zahlen nicht mit denen aus den frü¬ 
hen siebziger Jahren zu vergleichen, als 
monatlich Zehntausende in SPD und 
Union eintraten, aber der Abwärts¬ 
trend der letzten Jahre sei gebrochen. 
Erleichtert sieht Bannas im momenta¬ 
nen Zulauf zu den etablierten Parteien 
den Beweis, dass diese auch heute „dem 
Volk nahe sein“ könnten. Das Gerede 
von der „Krise der Volksparteien“ sei 
Schwarzmalerei. Die von Frankfurter 
Anwälten initiierte Bewegung „Pulse 
of Europe“ trage ebenfalls zur Revita¬ 
lisierung bei. Angela Merkel schwärmt 
von „Pulse of Europe“: „Das ist nicht 
gegen Politik gerichtet, das ist die not¬ 


wendige, erfreuliche Ergänzung, wenn 
Menschen sagen, das ist mir was wert“ 
äußert sie bei einer Buchvorstellung. 
Der Schrecken über das Brexit-Votum, 
über Trump, die Angst vor weiteren 
Erfolgen von Rechtspopulisten, mobi¬ 
lisieren bisherige Passivbürger zu De¬ 
mos und an die Wahlurne. Anders als in 
den 1970ern, als auch die DKP Zulauf 
bekam, profitieren zurzeit vor allem die 
seit Jahren schrumpfenden „Volkspar¬ 
teien“ SPD und CDU von dem warmen 
Regen. 

Wird diese Mobilisierung den 
Rechtsextremen Boden entziehen, 
nicht zuletzt durch höhere Wahlbeteili¬ 
gung? Horst Seehofer, der laut Umfra¬ 
gen bei AfD-Wählern beliebter ist als 
Frauke Petry, behauptet nach der Saar¬ 
land-Wahl, es sei „nicht sicher, dass die 
AfD in den Bundestag einzieht“. Ban¬ 
nas träumt in der FAZ von Ähnlichem. 
Die etablierten Parteien könnten „mit 
den Mitteln eines demokratischen Po¬ 
pulismus wiederholen, was 1969 ge¬ 
lungen war“. 1969 wurde, entgegen al¬ 
len Erwartungen, der Einzug der NPD 
in den Bundestag verhindert. Das lag 
freilich nicht am „demokratischen Po¬ 
pulismus“ von SPD und CDU. Damals 
wuchs vielmehr rasant die APO, eine 
außerparlamentarische Opposition, die 
auch von vielen Gewerkschaftern mit¬ 
getragen wurde. Sie erstarkte im Kampf 
für ein NPD-Verbot, gegen Notstands¬ 
gesetze und Große Koalition, forderte 
„Amis raus aus Vietnam!“, Anerken¬ 
nung der Ostgrenzen und Abrüstung. 
Parallel dazu drängten Teile des Mono¬ 
polkapitals auf Modernisierung, um das 
System besser an die Erfordernisse der 
Produktivkraftentwicklung und an die 


internationalen Kräfteverhältnisse an¬ 
zupassen. So kam es zu der verbreiteten 
Reformstimmung, in der die NPD iso¬ 
liert und die CDU-geführte Regierung 
nach 20 Jahren abgelöst werden konnte. 
Die heutigen Kräfteverhältnisse sehen 
anders aus. 

Sollte die nächste Große Koalition 
statt von Merkel von Schulz geführt 
werden, ginge die neoliberale Politik 
weiter. Das deutsche Monopolkapital 
setzt unverändert auf das Geschäfts¬ 
modell der Exportüberschüsse, trotz 
zunehmendem Protektionismus der 
Schuldnerländer. Neue Privatisierun¬ 
gen sind bereits eingefädelt, Rüstungs¬ 
aufträge vergeben. Progressive Verän¬ 
derung kann allein auf die Aktivität der 
Bevölkerung bauen. In der Industriear¬ 
beiterschaft und ihren Gewerkschaften 
überwiegt bisher die Anpassung an die 
Linie der Konzerne. Aktiver sind die 
Beschäftigten in den sozialen Diens¬ 
ten. Außerparlamentarische Bewegun¬ 
gen sind - mit Ausnahme der starken 
Bewegung gegen das TTIP - relativ zer¬ 
splittert oder schwach. Jahrzehnte neo¬ 
liberaler Politik der großen Koalition 
von CDU/CSU, SPD, Grünen und FDP 
bereiteten den Boden dafür, dass neben 
progressiven Bewegungen zunehmend 
auch konservative und rechte Kräfte 
auf der Straße agieren. Die Formierung 
eines Widerstands gegen den Neolibe¬ 
ralismus ist kompliziert, weil zugleich 
rechte Ablenkungsmanöver isoliert und 
ausgetrocknet werden müssen. Die lin¬ 
ken Parteien und Organisationen, die 
diesen Widerstand vorantreiben kön¬ 
nen, sind schwach. Trotzdem ist es der 
einzige erfolgversprechende Weg aus 
dem Tief heraus. 


Endlich ist es so weit: Bisher kennt man 
das Vehikel der sogenannten „Private- 
Public-Partnership“, kurz PPP, also ein 
wie auch immer austariertes Verhält¬ 
nis zwischen der Öffentlichen Hand 
und den Investoren. Nun sind wir ei¬ 
nen Schritt weiter. Das privat finan¬ 
zierte „Hasso-Plattner-Institut“ ist 
jetzt Teil der Universität Potsdam als 
neue, sechste Fakultät der Hochschule. 
Mit dem Segen und voller Stolz stellte 
Brandenburgs Wissenschaftsministerin 
Martina Münch (SPD) die erste privat 
finanzierte Abteilung einer öffentlichen 
Universität in Deutschland vor. 

Der Weg in eine neue, lichte Zu¬ 
kunft der deutschen Wissenschafts¬ 
landschaft ist geebnet. Endlich keine 
Abhängigkeiten mehr von Haushalts¬ 
plänen der Bundesländer und des Bun¬ 
desfinanzministers, egal wie er heißen 
mag und welcher Partei er angehört. 

Bisher war das Institut ein soge¬ 
nanntes „An-Institut“ diese Qualifizie¬ 
rung zweiter Klasse ist jetzt vorbei, da¬ 
für wird viel Geld über eine Stiftung des 
Herrn Plattner in die Hand genommen. 
Der Jahresetat wird bei rund 20 Mio. 
Euro liegen, zu den bisher zwölf Dozen¬ 
ten sollen weitere zehn hinzukommen, 
in fünf Jahren rechnet man mit 750 bis 
1000 Studierenden. 

Vier neue Studiengänge werden für 
einen Master-Abschluss eingerichtet, 
darunter „Cyber Security“ und „Data 
Engineering“. Der Trend zu „Big Data“ 


wird durch eine Reihe von Entwicklun¬ 
gen vorangetrieben, dem will man sich 
im zweiten Studiengang und gemeinsa¬ 
men Forschungsvorhaben widmen. 

Hasso Plattner ist einer der Begrün¬ 
der der Software-Firma SAP, eines der 
größten Unternehmen im Land. Platt¬ 
ner hält rund acht Prozent des Aktien¬ 
kapitals. Die ihm jährlich zukommende 
Ausschüttung liegt - leicht schwankend - 
nicht unter 50 Mio. Euro. Sein Vermögen 
wird auf rund 10 Mrd. Euro geschätzt. Er 
(mittlerweile über 70 Jahre alt) schmückt 
sich gerne mit dem Titel Mäzen, steckt 
Geld in Museen und Kunst, aber auch in 
Wissenschaftsproj ekte. 

Dass sein Institut in Potsdam ange¬ 
siedelt ist, hat einen guten Grund darin, 
dass in diesem schönen Städtchen schon 
früher viel Militär angesiedelt war. Heu¬ 
te unterhält die Bundeswehr in einer 
Potsdamer Kaserne ihr sogenanntes 
„Einsatzführungskommando“, das für 
die operative Leitung der Einsätze der 
Streitkräfte bei zurzeit 16 Auslandsver¬ 
wendungen zuständig ist. Immer neu¬ 
es und gut ausgebildetes Personal wird 
dort gebraucht. Was liegt näher, als die 
Absolventen der Plattner-Studiengänge 
zu rekrutieren, und was liegt ebenfalls 
näher, als SAP, einem der führenden 
Unternehmen in der Informations- und 
Kommunikationstechnologie, die Ein¬ 
satzaufträge zuzuschanzen? 

So wäscht künftig auch in Potsdam 
eine saubere Hand die andere. 
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Der Griff nach der deutschen Atombombe 

1957 wandten sich bundesdeutsche Physiker mit einer Erklärung gegen die atomare Bewaffnung der Bundeswehr 



Bundestagswahl 1957, SPD Plakat: i960 beschloss die SPD auf dem Hannover- 
Parteitag eine prinzipielle Zustimmung zur atomaren Bewaffnung. 


W enn jemand, der gerade da¬ 
bei ist, ein historisches The¬ 
ma wie „Der Griff nach der 
deutschen Atombombe“ und - damit 
im Zusammenhang - die damalige bun¬ 
desdeutsche Widerstandsbewegung zu 
bearbeiten, in der UZ lesen muss „Die 
Bombe für Deutschland“ werde wieder 
gefordert, bei dem kann das Gefühl ei¬ 
nes weiteren „historischen Rückschla¬ 
ges“ aufkommen. 

Wir feiern dieses Jahr den 100. Jah¬ 
restag der Oktoberrevolution. Eine ih¬ 
rer Auswirkungen war, dass die Mög¬ 
lichkeit entstand, eine internationale 
Friedenspolitik zu verwirklichen. Die 
Initiativen der Sowjetunion und ihrer 
Verbündeten für Abrüstung, militäri¬ 
sche Konfliktbewältigung, z.B. bei der 
Einrichtung atomwaffenfreier Zonen 
(1956/57 der Rapacki-Plan - benannt 
nach dem damaligen Außenminister 
der Volksrepublik Polen), für einen 
Atomwaffensperrvertrag usw. sind ja 
international anerkannt und wurden 
oft gewürdigt. Historisch sind heute 
die Sowjetunion und ihre Abrüstungs¬ 
politik Teil der - gewiss bis heute fort¬ 
wirkenden - Geschichte. Doch der Ruf 
Deutschlands nach der Atombombe ist 
es nicht. Die Forderungen von Politik 
und Militär nach der Verfügungsge¬ 
walt, dem Besitz und vielleicht dann 
auch der Produktion wird wieder laut 
erhoben. 

Steht die Atomkriegsgefahr wie¬ 
der verstärkt auf der Tagesordnung? 
Ist eine Bewegung gegen Atomwaf¬ 
fen, vor allem in deutscher Hand, eine 
aktuelle Notwendigkeit? Es scheint 
heute alles möglich, was bis 1989/90 
noch in langwierigen Verhandlungen 
und Verträgen der beiden Atommäch¬ 
te, der USA und der Sowjetunion, als 
menschheitsvernichtende Kriegsge¬ 
fahr eingedämmt werden konnte. In 
den 1950er Jahren stand diese Frage 
für die Friedensbewegung schon ein¬ 
mal an erster Stelle. Der Ostermarsch 
ist aus der damaligen Antiatombewe¬ 
gung entstanden. Wird diese Frage 
wieder an die erste Stelle der Hand¬ 
lungsagenda der Friedensbewegung 
rücken müssen? 

Adenauers Traum von der 
deutschen Atombombe 

Gegen die Gleichgültigkeit gegen¬ 
über dem, was mit den Ergebnissen 
der eigenen Forschung geschieht, ge¬ 
gen das Engagement von Forschern 
bei der Schaffung immer schreckli¬ 
cherer Waffensysteme wandten sich 
nach den Erfahrungen von Hiroshima 
und Nagasaki in den 40er und 50er 
Jahren viele Wissenschaftler. Die 
Erkenntnis nahm zu, dass sich jeder 
Forscher über die Stellung und die 
Folgen seiner Arbeit zu den großen 
Problemen der Menschheit Rechen¬ 
schaft geben müsse, dass die Zukunft 
in der Hand der Menschheit liegt, 
aber „auch ihre Selbstvernichtung 
durch den Missbrauch des größten 
Geschenks, der tiefsten Einsicht in 
unsere Welt“, so damals der Physiker 
Walther Gerlach. 

1957, am 12. April, wurde über die 
Presse das „Göttinger Manifest“ von 18 
bundesdeutschen Atomforschern be¬ 
kannt - unter ihnen waren Otto Hahn, 
Carl Friedrich von Weizsäcker, Wal¬ 
ther Gerlach und die Nobelpreisträger 
Max Born, Werner Heisenberg sowie 
Max von Faue. Es handelte sich um 
führende Wissenschaftler der Kernfor¬ 
schung und Mitglieder von staatlichen 
Organisationen, die mit der Nutzung 
der Kerntechnologie beschäftigt wa¬ 
ren. Einige hatten auch schon während 
des Zweiten Weltkrieges im Uranpro¬ 
jekt des faschistischen Deutschlands 
mitgewirkt. Doch dort bemühte man 
sich vergeblich in Großversuchen mit 
aus Norwegen „importiertem“, d.h. ge¬ 
stohlenem, „schwerem Wasser“, eine 
sich selbst erhaltende Kettenreaktion 
zu erzielen. Otto Hahn, der wie andere 
deutsche Atomphysiker als Internier¬ 
ter in England vom ersten Atombom¬ 
benabwurf am 6. August 1945 erfuhr, 
war damals so bestürzt, dass er sich das 


Eeben nehmen wollte. Ein Jahr später 
legte er jedoch in seiner Nobelpreisre¬ 
de die Verantwortung „in die Hände 
der Menschheit“ - als müsse man als 
Wissenschaftler nicht selbst Verant¬ 
wortung übernehmen, (siehe auch die 
UZ vom 24. Juli 2015). Nun gehörte 
er zu jenen, die Verantwortung über¬ 
nahmen. 

Die Erklärung der „Göttinger 18“ 
war eine Reaktion auf die am 5. April 
veröffentlichte Aussage von Bundes¬ 
kanzler Adenauer, in der er taktische 
Atomwaffen lediglich als eine „Wei¬ 
terentwicklung der Artillerie“ charak¬ 
terisierte. Sie richtete sich gegen die 
vor allem von Bundeskanzler Konrad 
Adenauer und Verteidigungsminister 
Franz Josef Strauß angestrebte Auf¬ 
rüstung der Bundeswehr mit Atom¬ 
waffen. Adenauer hegte immer, ohne 
Absprachen mit Regierung und Par¬ 
lament, den Traum, neben den USA 
und der Sowjetunion eigene Atom¬ 
waffen zu besitzen. Er fand es uner¬ 
träglich, dass zwei große Staaten in 
der Welt allein im Besitz von nukle¬ 
aren Waffen waren. Ganz im Gehei¬ 
men plante er, mit Frankreich, da sich 
die Bundesrepublik zwei Jahre vorher 
in den Pariser Verträgen verpflichtet 
hatte, keine Atomwaffen zu produzie¬ 
ren, die Atomwaffenproduktion im 
Ausland zu organisieren. Denn immer 
noch war er der Überzeugung, wie er 
in einer Kabinettsitzung am 19. De¬ 
zember 1956 feststellte, dass es aus si¬ 
cherheitspolitischen Gründen ratsam 
sei, sich unabhängig zu machen und 
selbst nukleare Waffen herzustellen. 

Die Wissenschaftler setzten sich 
ausdrücklich für die friedliche Ver¬ 
wendung der Atomenergie ein. In ih¬ 
rer Erklärung hieß es unter anderem: 
„Die Pläne einer atomaren Bewaff¬ 
nung der Bundeswehr erfüllen die 
unterzeichnenden Atomforscher mit 
tiefer Sorge. Einige von ihnen haben 
den zuständigen Bundesministern 
ihre Bedenken schon vor mehreren 
Monaten mitgeteilt. Heute ist eine 
Debatte über diese Frage allgemein 
geworden. Die Unterzeichnenden 
fühlen sich daher verpflichtet, öffent¬ 
lich auf einige Tatsachen hinzuweisen, 


die alle Fachleute wissen, die aber der 
Öffentlichkeit noch nicht hinreichend 
bekannt zu sein scheinen. 

1. Taktische Atomwaffen haben 
die zerstörende Wirkung normaler 
Atombomben. Als ,taktisch 4 bezeich¬ 
net man sie, um auszudrücken, dass 
sie nicht nur gegen menschliche Sied¬ 
lungen, sondern auch gegen Truppen 
im Erdkampf eingesetzt werden sol¬ 
len. Jede einzelne taktische Atom¬ 
bombe oder -granate hat eine ähnli¬ 
che Wirkung wie die erste Atombom¬ 
be, die Hiroshima zerstört hat. Da die 
taktischen Atomwaffen heute in gro¬ 
ßer Zahl vorhanden sind, würde ihre 
zerstörende Wirkung im ganzen sehr 
viel größer sein. Als ,klein’ bezeichnet 
man diese Bomben nur im Vergleich 
zur Wirkung der inzwischen entwi¬ 
ckelten strategischen’ Bomben, vor 
allem der Wasserstoffbomben. 

2. Für die Entwicklungsmöglich¬ 
keit der lebensausrottenden Wirkung 
der strategischen Atomwaffen ist kei¬ 
ne natürliche Grenze bekannt. Heute 
kann eine taktische Atombombe eine 
kleinere Stadt zerstören, eine Wasser¬ 
stoffbombe aber einen Landstrich von 
der Größe des Ruhrgebietes zeitwei¬ 
lig unbewohnbar machen. Durch Ver¬ 
breitung von Radioaktivität könnte 
man mit Wasserstoffbomben die Be¬ 
völkerung der Bundesrepublik wahr¬ 
scheinlich schon heute ausrotten. Wir 
kennen keine technische Möglichkeit, 
große Bevölkerungsmengen vor die¬ 
ser Gefahr sicher zu schützen. 

Wir wissen, wie schwer es ist, aus 
diesen Tatsachen die politischen Kon¬ 
sequenzen zu ziehen. [...] unsere Tä¬ 
tigkeit, die der reinen Wissenschaft 
und ihrer Anwendung gilt und bei 
der wir viele junge Menschen unse¬ 
rem Gebiet zuführen, belädt uns [...] 
mit einer Verantwortung für die mög¬ 
lichen Folgen dieser Tätigkeit. Des¬ 
halb können wir nicht zu allen politi¬ 
schen Fragen schweigen.“ 

Adenauer kritisierte die Erklä¬ 
rung als „Einmischung in seine Poli¬ 
tik“, doch in der Öffentlichkeit fand 
das Manifest ein unerwartetes brei¬ 
tes Echo. Im eigenen Land wie inter¬ 
national. 


Im November 1957 kam noch ein 
Geheimprotokoll mit Frankreich und 
Italien über die Produktion von Atom¬ 
waffen zustande. Doch die Strategie 
der USA machte diese Abmachung 
zunichte. Die USA wollten auch die 
Bundesrepublik in ihre Atomwaffen¬ 
strategie einbinden, dazu sollte die 
Bundeswehr die Trägersysteme liefern 
und die USA die Atombomben. Diese 
„nukleare Teilhabe“ konnte Adenau¬ 
er nicht befriedigen, aber auch nicht 
grundsätzlich ablehnen. Er plante 
weitere geheime Abmachungen über 
die Produktion von Atomwaffen mit 
Frankreich. Für ihn war aber auch die 
„nukleare Teilhabe“ an den Atomwaf¬ 
fen der Amerikaner ein Schlüssel zur 
Verfügbarkeit über eigene Atomwaf¬ 
fen. Im Dezember 1957 stimmte die 
Bundesregierung den NATO-Plänen 
zur Stationierung von amerikani¬ 
schen Atomraketen auf dem Boden 
der BRD zu. 

Der Widerstand gegen die nukle¬ 
are Rüstung formierte sich. Dennoch 
beschloss am 25. März 1958 der Bun¬ 
destag die atomare Bewaffnung der 
Bundeswehr. 

Die Pläne von gemeinsamer Produkti¬ 
on von Atomwaffen durch Frankreich 
und Bundesrepublik konnten nicht 
verwirklicht werden, denn Frankreich 
konnte diese Pläne wegen der Alge¬ 
rienkrise und einer Staatskrise nicht 
mehr verwirklichen. Der spätere fran¬ 
zösische Präsident de Gaulle woll¬ 
te lieber ohne Deutschland atomare 
Waffen produzieren. Adenauer träum¬ 
te seinen Plan weiter, bis die CDU-Re- 
gierung Kiesinger den durch die Re¬ 
gierung der UdSSR zustande gekom¬ 
menen Atomwaffensperrvertrag 1967 
unterschreiben musste. 

Massenwiderstand 

Nachdem Kriegsminister Strauß und 
Adenauer Anfang 1957 die atomare 
Bewaffnung der Bundeswehr gefor¬ 
dert hatten, wurde der Protest gegen 
den „Griff nach der Bombe“ stärker. 
Den entscheidenden Impuls gab der 
„Göttinger Appell“ vom 12. April 1957. 


Ihm folgte eine von Radio Oslo aus¬ 
gestrahlte Ansprache des Friedensno¬ 
belpreisträgers Albert Schweitzer an 
die Weltöffentlichkeit (23. April 1957). 
Beide Aufrufe lösten eine Welle der 
Zustimmung aus. Diese Form der Poli¬ 
tikeinmischung war neu. Im März 1958 
gründete die SPD, die diesen Stand¬ 
punkt auch im Bundestag vertrat, das 
Komitee „Kampf dem Atomtod“, das 
auch vom DGB unterstützt wurde. 
Auch die betrieblichen Streikaktionen 
der Arbeiterschaft gegen die Atombe¬ 
waffnung waren neu. Nach der Bun¬ 
destagsdebatte vom 23. bis 25. März 
und der Entscheidung der CDU- 
Mehrheit für die atomare Bewaffnung 
kam es zu einer Reihe von spontanen 
Streiks. In den meisten westdeutschen 
Großstädten kam es im Frühjahr 1958 
zu Massenkundgebungen mit insge¬ 
samt etwa 1,5 Millionen Teilnehmern. 

Der 1. Mai 1958 stand unter dem 
Zeichen des Kampfes gegen die Atom¬ 
rüstung. Es war eine Bürgerbewegung, 
in der die Arbeiterklasse eine tragende 
Rolle spielte. Viele und führende Sozi¬ 
aldemokraten waren an der Bewegung 
„Kampf dem Atomtod“ beteiligt. 

Leider distanzierten sich auf dem 
Höhepunkt des Widerstandes über 
40 leitende Gewerkschaftsfunktionä¬ 
re von der „Anti-Atom-Propaganda“ 
des DGB. In der SPD wurden Mei¬ 
nungsverschiedenheiten zum weite¬ 
ren Verhalten in der Anti-Atomtod- 
Bewegung laut. Schließlich beschloss 
der DGB den Verzicht auf weitere 
Beteiligung an dieser Bewegung. Und 
auch die Initiatoren aus der SPD zo¬ 
gen sich, auch weil ihnen offenbar die 
Beteiligung bei den Bundestagswah¬ 
len 1957 nicht genutzt hatte, aus der 
Bewegung zurück. 

Im Jahr 1960 beschloss die SPD 
auf dem Hannover-Parteitag eine 
prinzipielle Zustimmung zur atoma¬ 
ren Bewaffnung. Die „Aktionsge¬ 
meinschaft gegen die atomare Aufrüs¬ 
tung der Bundesrepublik“ führte den 
Widerstand weiter. In der Hauptsache 
in den bundesweiten Ostermärschen. 

Walter Bauer/UZ 
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Tabula rasa 

Die Statue des marxistischen Philoso¬ 
phen Georg Lukäcs soll aus dem St.-Ist- 
vän-Park in Budapest entfernt werden. 
Die neofaschistische Jobbik-Partei, eng 
verbunden mit der Regierung von Victor 
Orbän und dessen Fidesz-Partei, hat so¬ 
wohl die Ungarische Akademie der Wis¬ 
senschaften wie auch die Stadtverwal¬ 
tung der Hauptstadt gezwungen, massiv 
gegen die Person und das wissenschaftli¬ 
che Erbe von Georg Lukäcs vorzugehen. 

Diese Statue, das hervorragende 
Werk des Bildhauers Imre Varga, wurde 
für den St.-Istvän-Park konzipiert. Zu¬ 
sammen mit dem Geländer, auf das sich 
der Philosoph stützt, ist es nur in dieser 
Umgebung, nämlich am Ufer der Donau, 
vorstellbar. 

Zuvor wurde die Zerschlagung des 
Lukäcs-Archivs beschlossen, bisher in 
der ehemaligen Wohnung des Philoso¬ 
phen nicht nur untergebracht, sondern 
auch als internationale Forschungsstät¬ 
te genutzt. Ein Titel von Lukäcs ist si¬ 
cherlich vielen bekannt: Geschichte und 
Klassenbewusstsein. Im Aisthesis Verlag 
ist gerade Band 1 einer neuen Werkaus¬ 
gabe erschienen mit frühen Texten. 

Gegen die Bilderstürmer und die 
Brutalität des Vorgehens gibt es natio¬ 
nalen wie internationalen Protest, auch 
in Form von Online-Petitionen. 

Imperialismus auch 
bei der Kultur 

Italien will zumindest in Sachen Kultur 
seine internationale Führungsrolle gel¬ 
tend machen - und lud in der letzten 
Woche zum ersten Treffen der Kulturmi¬ 
nister der sieben führenden Industriena¬ 
tionen nach Florenz ein. Jetzt also auch 
diese Spezis im Nachklapp zu den unsäg¬ 
lichen Treffen von Regierungschefs, Fi¬ 
nanz-, Wirtschafts- und Außenministern. 

Für Deutschland ist die Staatsminis¬ 
terin im Auswärtigen Amt, Maria Böh¬ 
mer, dabei. (Kleine Randbemerkung: Im 
Bundeskanzleramt sitzt eine Staatsse¬ 
kretärin für Kultur und Medien, die soll¬ 
te, aber aus welchen Gründen auch im¬ 
mer, nicht dabei sein). In Florenz beriet 
sie mit den Politikern aus Italien, Groß¬ 
britannien, Frankreich, Japan, Kanada 
und den USA und mit Experten aus 
Kultur und Wissenschaft über Kunst und 
Kulturgüter schütz, Denkmalschutz und 
Kultur als „Dialoginstrument“. Dieses 
Wort ist absoluter Nonsens und soll die 
konkreten Absichten die verfolgt wer¬ 
den, verschleiern. Man will die verschie¬ 
denen Initiativen aus verschiedenen 
Ländern, aber auch von vielen Nichtre¬ 
gierungsorganisationen in Zukunft stär¬ 
ker bündeln und harmonisieren. Außer¬ 
dem setzen sie sich sehr dafür ein, dass 
der illegale Kulturgüterhandel gestoppt 
wird. Die Bundesregierung ist dabei 
auch aktiv, ihr neues Gesetz gilt aber 
erst für Kunstwerke, die nach 2007 ins 
Land kamen, alles Frühere bleibt schön 
in Museen und bei privaten Sammlern 
(siehe UZ vom 30.9.2016). 

Die Macht der Intendanten 

Die Vereinigung „ensemble-netzwerk“ 
hat sich vor einiger Zeit in deutlicher 
Form von der GDBA, der Genossen¬ 
schaft Deutscher Bühnen-Angehöri- 
ger, abgesetzt. Die mehr als 400 Mit¬ 
glieder, zumeist Schauspielerinnen und 
Schauspieler, wollen die in ihren Augen 
lasche und wenig effektive Interessen¬ 
vertretung der GDBA nicht weiter mit¬ 
tragen. 

Vor wenigen Tagen kritisierte das 
Netzwerk die „automatische“ Ent¬ 
scheidungsfindung an deutschen The¬ 
atern und Bühnen. Trotz eines gewalti¬ 
gen Reform- und Sanierungsstaus, trotz 
Überlastung der Beschäftigten durch 
Überproduktion verzeichne man nur 
halbvolle Kassen, an den Entscheidun¬ 
gen seien nur Intendanten, kaufmänni¬ 
sche Geschäftsführer und Kommunal¬ 
politiker beteiligt. 

Das Netzwerk kritisiert ebenfalls 
den Deutschen Bühnenverein, die 
Dachorganisation aller Theater und 
Bühnen der Republik. Dort herrschten 
„kurfürstliche Strukturen“, der Büh¬ 
nenverein leiste viel zu wenig, um Büh¬ 
nen in Krisensituationen zu schützen. 
Das nächste Treffen der Vereinigung 
findet vom 12.-14. Mai in Potsdam statt. 

H.B. 


Sänger seines Volkes 

Jewgeni Jewtuschenko schweigt für immer 



Jewgeni Jewtuschenko, 
18. Juli 1932-1. April 2017 


A m 1. April verstarb im Alter 
von 83 Jahren in Tulsa (USA) 
der russische Dichter Jewgeni 
Jewtuschenko, dort lebte er seit An¬ 
fang der 1990er Jahre und hielt Vor¬ 
lesungen an der dortigen Universität 
über russische Literatur, besonders 
über die Poesie. 

Bekannt wurde er weit über die 
Grenzen der Sowjetunion 1961, als 
er mit den beiden Gedichten „Babi 
Jar“ und „Meinst du, die Russen wol¬ 
len Krieg“ nicht vorveröffentlicht 
wurde, sondern in vollen Stadien vor 
Tausenden von Menschen diese Tex¬ 
te und weiteres mit rhetorischer Bril¬ 
lanz sprach oder besser sang. „Babi 
Jar“ erinnerte an den Massenmord an 
den Kiewer Juden im Jahre 1941 durch 
die deutschen Faschisten. Mit den An¬ 
fangszeilen: 

Über Babi Jar, da steht keinerlei 
Denkmal. 

Ein schroffer Hang - der eine 
unbehauene Grabstein. 

Mir ist angst. 

Ich bin alt heute, 

so alt wie das jüdische Volk. 

Ich glaube, ich bin jetzt 
ein Jude. 


Dieses Verbrechen war bis dahin in 
der sowjetischen Gesellschaft nur 
wenig bekannt, ob latent vorhande¬ 
ner Antisemitismus dies verursacht 
hatte, muss leider gefragt werden. 

Die 13. Sinfonie von Dimitri 
Schostakowitsch bezieht sich aus¬ 
drücklich auf diesen Text und trägt im 
Untertitel die Gedicht-Überschrift. 

Das zweite Gedicht, das Jewtu¬ 
schenko in ungeahntem Maße popu¬ 
lär machte, wurde von ihm mit Vorlie¬ 
be gesungen, auch hier einige Zeilen: 

Meinst du, die Russen wollen Krieg? 
Befrag die Stille, die da schwieg 
im weiten Feld, im Pappelhain, 

Befrag die Birken an dem Rain. 

Dort, wo er liegt in seinem Grab, 
den russischen Soldaten frag: 

Sein Sohn dir drauf Antwort gibt: 
Meinst du, die Russen wollen Krieg? 

Natürlich hatte Jewtuschenko im¬ 
mer wieder mal Ärger mit dem ei¬ 
nen oder anderen Kulturfunktionär, 
er liebte auch die Pose des „Dichter¬ 
rebellen“ oder auch das Etikett „po¬ 
litisch unzuverlässig“, aber in seiner 
Autobiographie sagt er: „Entweder 
der Dichter ging und druckte alles, 
was er wollte, im Westen ... oder 
er blieb und schlängelte sich durch 
die Zensur wie durch einen Stachel¬ 
drahtzaun, in dem er Fetzen der ei¬ 
genen Haut ließ“ 

Jewtuschenko verstand sich als 
Dichter, nicht als Schriftsteller, er 
wünschte, er sei ein Sänger seines 
Volkes, er wollte die helle, klare Spra¬ 
che der Poesie zum Klingen bringen 
und geriet doch oft in Widersprüche, 
die er nicht lösen wollte oder konnte. 

Das Wort eines anderen, der die 
Spannung aushalten wollte, sei als 
Aufforderung an uns an seinem Grab 
gesprochen „so wie die Erkenntnis 
die Sprache ahndet, so erinnert sich 
die Sprache der Erkenntnis“ (Fried¬ 
rich Hölderlin). 

Jewtuschenkos letzter Wille ist es, 
in dem Moskauer Vorort Peredelki¬ 
no begraben zu werden, dort lebten 
und arbeiteten viele russische Lite¬ 
raten. 

Herbert Becker 


Meinst du, die Russen wollen Krieg? 

Meinst du, die Russen wollen Krieg? 

Befrag die Stille, die da schwieg 
im weiten Feld, im Pappelhain, 

Befrag die Birken an dem Rain. 

Dort, wo er liegt in seinem Grab, 
den russischen Soldaten frag! 

Sein Sohn dir drauf Antwort gibt: 

Meinst du, die Russen woll’n, 
meinst du, die Russen woll’n, 
meinst du, die Russen wollen Krieg? 

Nicht nur fürs eig’ne Vaterland 
fiel der Soldat im Weltenbrand. 

Nein, daß auf Erden jedermann 
in Ruhe schlafen gehen kann. 

Holt euch bei jenem Kämpfer Rat, 
der siegend an die Elbe trat, 
was tief in unsren Herzen blieb: 

Meinst du, die Russen woll’n... 

Der Kampf hat uns nicht schwach gesehn, 
doch nie mehr möge es geschehn, 
daß Menschenblut, so rot und heiß, 
der bitt’ren Erde werd’ zum Preis. 

Frag Mütter, die seit damals grau, 
befrag doch bitte meine Frau. 

Die Antwort in der Frage liegt: 

Meinst du, die Russen woll’n... 

Es weiß, wer schmiedet und wer webt, 
es weiß, wer ackert und wer sät - 
ein jedes Volk die Wahrheit sieht: 

Meinst du, die Russen woll’n, 
meinst du, die Russen woll’n, 
meinst du, die Russen wollen Krieg? 

Jewgeni Jewtuschenko, 1961 


Unendliche Wende 

Ein Streitgespräch vor zwanzig Jahren - aktuell wie vor 20 Jahren 


Viele Menschen sorgen sich um die ge¬ 
genwärtige Gesprächs- und Diskussi¬ 
onskultur und die zunehmenden Hass- 
Kommentare, die nicht nur das Ge¬ 
sprächsklima vergiften, sondern auch 
die Schwelle für Aggressionen sinken 
lassen. Da ist es gut und orientierend, 
sich an Beispiele zu erinnern, in denen 
politische Gegner respektvoll und ar¬ 
gumentativ miteinander umgegangen 
sind und dazu etwas zu sagen hatten. 
Eine dieser Diskussionen fand vor 
zwanzig Jahren vor überfülltem Haus 
im Leipziger academixer-Keller statt; 
die Gesprächspartner waren Hermann 
Kant und Gerhard Zwerenz und das 
Ganze wurde als „Streitgespräch“ vom 
organisierenden Dingsda-Verlag und 
seinem Verleger Joachim Jahns ange¬ 
kündigt. Das Gespräch zwischen den 
beiden Schriftstellern war eine Sensa¬ 
tion, denn beide, obwohl sich als Lin¬ 
ke aus Ost und West verstehend, waren 
erbitterte Gegner. 

Dass sie sich zum Gespräch trafen 
und es auch sachlich, sogar weitge¬ 
hend zu ähnlichen Positionen führten, 
ist beispielhaft. Es ging nur nebenbei 
um Literatur, um Stephan Hermlin und 
Alfred Kantorowicz, um den Dingsda- 
Verlag und den Aufbau-Verlag, um Mä¬ 
zene und Sponsoren. Hauptsächlich 
ging es an diesem Märztag 1997 darum, 
wie es denn zu betreiben sei, dass unter 
den veränderten Gegebenheiten „sich 
in Deutschland sehr viel, möglichst al¬ 
les ändern solle“. Bald darauf erschien 
das Gespräch als Buch unter dem Ti¬ 


tel „Unendliche Wende“ und ist heute 
noch so aktuell wie einst. 1997 dachte 
keiner, dass die Themen so brisant blei¬ 
ben würden. 

Die beiden Streitenden sind in¬ 
zwischen verstorben: Hermann Kant 
(1926-2016) und Gerhard Zwerenz 
(1925-2015). Ihr Leben verlief bis 1956 
parallel, bestimmt von Krieg, Gefan¬ 
genschaft, Hoffnung auf „ein neues 
Deutschland“. Dann trennten sich ihre 
Wege im Zusammenhang mit den Ent¬ 
hüllungen über die Verbrechen Stalins 
und sie wurden unversöhnliche Gegner. 
Sie wurden auch erfolgreiche Schrift¬ 
steller und sie hatten - Kant vor 1989 
mehr als Zwerenz, Zwerenz als Bundes¬ 
tagsabgeordneter der Linken nach 1989 
mehr als Kant - politischen Einfluss. 

Die Lragen, die sie 1997 einander 
stellten, sind geblieben und sie sind 
dringlicher geworden. Vieles, was die 
beiden übereinstimmend als Gefahr 
für die gesellschaftliche Entwicklung 
in Deutschland und Europa sahen, 
ist inzwischen Wirklichkeit gewor¬ 
den: die Osterweiterung der NATO, 
„eine Übermacht des Kapitals ... un¬ 
ter der Überschrift ,Globalisierung 4 “, 
die Absage an die historische Schuld 
der Deutschen, die „ungeheuerliche 
politische Dummheit“, mit „dem Lin- 
ger ... auf ehemalige SED-Mitglieder 
oder auf Staatssicherheitsleute, ein¬ 
fach allgemein Richtung Osten zu zei¬ 
gen“, „ähnliche Prozesse“ wie 1933 u.a. 

Kant und Zwerenz standen sich seit 
vierzig Jahren als Gegner gegenüber; 


beide hatten 40 Jahre kein Wort mit¬ 
einander gewechselt, zu gegensätzlich 
waren ihre Standpunkte, obwohl sich 
beide als Linke bezeichneten. 1956 war 
das Jahr der Trennung: Hermann Kant 
und Gerhard Zwerenz hatten politi¬ 
sche Differenzen mit der SED, deren 
Mitglied sie beide waren; aber wäh¬ 
rend Kant den schwierigen Weg ging, 
wegen individueller Schwierigkeiten 
nicht die Ziele der Gesellschaft aufzu¬ 
geben und sich deshalb in seiner grund¬ 
sätzlichen Haltung nicht beirren ließ, 
ging Zwerenz in den Westen, „musste“ 
diesen Weg gehen, wie er sagte. 

Kant sprach es deutlich aus, er hät¬ 
te das Gespräch Jahre zuvor „nicht 
gewollt“. Beide waren sich aber ei¬ 
nig, dass der Druck von Kapital und 
Mediengesellschaft so groß ist, dass 
alle Kräfte gebündelt werden müs¬ 
sen, um der Sprachlosigkeit, die durch 
die Herrschaft der Medien entsteht, 
zu begegnen. Medien waren deshalb 
ein wichtiges Thema ihres Gesprächs. 
Es ging nicht um Presseschelte, son¬ 
dern um komplexe Wahrheiten, die 
Kant und Zwerenz als logische Folge 
der Veränderungen nach 1989 erschie¬ 
nen und die zum gemeinsamen Han¬ 
deln aufforderten, beim Zurückstel¬ 
len aller individuellen Unterschiede: 
Es ging um eine Radikalisierung, die 
mindestens an die Situation um 1933 
erinnerte und um eine Gefahr, die in 
Ost und West sich andeutete, dass die 
Prozesse „die Humanität, die für uns 
als Sozialisten das einzige Ziel sein 


kann, dass sie diese Humanität ab¬ 
solut delegitimieren und absolut auf 
Null hinunter nivellieren“. Die beiden 
Schriftsteller warnten vor zwanzig Jah¬ 
ren davor und riefen dazu auf, „über¬ 
flüssige Differenzen und Kämpfe“ zu 
beenden, um gegen den gemeinsamen 
Feind vorzugehen. Heute ist diese Ge¬ 
fahr um vieles größer geworden und 
fordert noch mehr nach Zusammen¬ 
schluss der Gegenkräfte und Hand¬ 
lungen gegen rechts. 

In diesem Streitgespräch wirkte 
nichts aufgesetzt, nichts intellektuell 
überhöht; man sprach locker und sa¬ 
lopp miteinander. Die Situation mach¬ 
te es erforderlich, so verständlich wie 
nur möglich seine Position vor einem 
gemischten Publikum darzulegen. In 
den Zielsetzungen übereinstimmend, 
gab es im Prozess dorthin gravierende 
Unterschiede. Spätestens da kam auch 
die Literatur wieder ins Spiel: Zwerenz 
verwies auf Hermann Kants „Aufent¬ 
halt“, Kant auf das „ungeheure Werk“ 
„Von Abraham bis Zwerenz“, eine An¬ 
thologie, entstanden in der Absicht, 
gemeinsam „etwas zu machen“ (100). 
Sprache sei es, mit der man in sich 
„selbst ein Denken und Fühlen zu ver¬ 
ändern“ bestrebt sein muss, um Vorur¬ 
teile zu beseitigen. 

Rüdiger Bernhardt 

Hermann Kant/Gerhard Zwerenz: Un¬ 
endliche Wende. Ein Streitgespräch. 
Ouerfurt/Leipzig: Dingsda-Verlag 1998, 
100 S. 
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EU - Ein multinationaler 
imperialistischer Staat 


KPL 


Bei unseren 
Überlegungen 
müssen wir stets 
' die marxistische 

/ I ‘ Erkenntnis zu- 

gründe legen, 
dass der Staat das 
Machtinstrument 
der jeweils herr¬ 
schenden Klasse 
ist. Der imperialistische Staat hat mit 
die grundlegende Aufgabe, die günstigs¬ 
ten inneren und äußeren Bedingungen 
für die Verwertung des Kapitals und die 
Erzielung maximaler Profite zu schaffen 
und zu garantieren. 

Die Wirksamkeit der Institutionen 
und Gesetze ist weitgehend abhängig 
vom Grad der politischen und wirt¬ 
schaftlichen Entwicklung des jeweili¬ 
gen Staates. Am erfolgreichsten war da¬ 
bei die BRD, die aus der wirtschaftlichen 
Kooperation mit anderen Staaten den 
größten wirtschaftlichen Nutzen zog. 
Dies geschieht in den letzten Jahren im¬ 
mer stärker auf Kosten der wirtschaftli¬ 
chen Entwicklung anderer Länder, auch 
der anderen Mitgliedstaaten der EU. 

Nach der militärischen Niederlage 
Hitlerdeutschlands im Zweiten Welt¬ 
krieg konzentrierte sich die politische, 
wirtschaftliche und auch militärische 
Unterstützung der USA für Westeuro¬ 
pa vor allem auf die westlichen Besat¬ 
zungszonen Deutschlands und dann auf 
die BRD. Die wichtigsten deutschen 
Konzerne und Banken konnten ihre 
Tätigkeit zumeist ohne größere Verlus¬ 
te fortsetzen. Der neu entstandene west¬ 
deutsche Staat konnte auf Personal des 
untergegangenen faschistischen Staates 
zurückgreifen. Diese Kontinuität be¬ 
stimmte die politische Entwicklung der 
BRD und hat Auswirkungen bis heute. 

Die Europäische Union wurde weni¬ 
ge Jahre nach dem Sieg der Sowjetunion 
und der anderen Alliierten über den fa¬ 
schistischen deutschen Staat geschaffen. 
Die erste Vorläuferorganisation der EU, 
die Europäische Gemeinschaft für Koh¬ 
le und Stahl, wurde 1951 in erster Linie 


mit dem Ziel gegründet, die wirtschaftli¬ 
chen Interessen der herrschenden Krei¬ 
se der Gründerstaaten - Belgien, BRD, 
Frankreich, Italien, Luxemburg und Nie¬ 
derlande - miteinander abzustimmen. 
Gleichzeitig wurde die Entwicklung der 
Zusammenarbeit der westeuropäischen 
imperialistischen Staaten durch die USA 
unterstützt, deren Interesse vor allem 
an der Errichtung eines Bollwerks ge¬ 
gen die sozialistischen Staaten und der 
Möglichkeit eines Zurückdrängens des 
Sozialismus bestand. 

Die institutionelle Zusammenarbeit 
der westeuropäischen Staaten nahm im 
Laufe der Jahre immer mehr auch politi¬ 
schen Charakter an. Dies führte schließ¬ 
lich zur Entstehung der Europäischen 
Union in der heutigen Form, die den 
Charakter eines multinationalen impe¬ 
rialistischen Staates angenommen hat. 

Im Laufe der Entwicklung der EU 
bildete sich immer stärker die führen¬ 
de Rolle des deutschen Imperialismus 
heraus. Aufgrund seiner wirtschaftlichen 
Stärke war und ist es ihm möglich, den 
anderen Mitgliedstaaten wirtschaftliche 
und politische Bedingungen zu diktie¬ 
ren. Der Einfluss der deutschen Füh¬ 
rungsmacht erstreckt sich zum Teil auch 
auf die Besetzung von Führungspositi¬ 
onen in einzelnen EU-Mitgliedstaaten. 

Gleichzeitig mit dem Streben nach 
wirtschaftlicher und politischer Vorherr¬ 
schaft bekam der militärische Aspekt 
der EU eine immer größere Bedeutung. 
Spätestens seit dem Jugoslawien-Krieg 
strebten die bestimmenden Kräfte der 
EU nach einer eigenständigen Rolle bei 
der militärischen Sicherung ihrer wirt¬ 
schaftlichen und politischen Ziele. 

Die Präsidentschaftswahlen in den 
USA und die in den Plänen der herr¬ 
schenden Kreise der EU nicht vorgese¬ 
hene Niederlage der Kandidatin Clin¬ 
ton brachte die EU in eine völlig neue 
Position. Die führenden Kräfte nutzen 
die entstandene Situation, also die all¬ 
gemeine Anti-Trump-Stimmung und die 
anhaltende Orientierungslosigkeit in der 
Außen- und Militärpolitik der USA, für 


Neue Kommunistische Partei 

Was tun? 


NCPN 


Wir können ver- 
schiedene Zeit- 
■ punkte der Ge- 

M schichte zum 

W m Ausgangspunkt 

^ ^ einer Analyse 

nehmen. In die¬ 
sem Jahr, in dem 
wir uns des Sie¬ 
ges der Großen Oktoberrevolution er¬ 
innern, ist es auch nötig, über den Zu¬ 
sammenbruch des real existierenden 
Sozialismus zu sprechen. Wir müssen 
diese Auswirkungen und die der schnel¬ 
len technologischen Entwicklung unter¬ 
suchen, um die richtigen Antworten für 
unsere Klasse zu finden. 

In eine Analyse des Imperialismus 
müssen wir auch den Brexit und die 
Wahl Trumps einbetiehen, weil beide 
Vorgänge die politische und ökonomi¬ 
sche Landschaft der Welt und der EU 
stark verändert haben. Der Einfluss 
der USA auf Europa, die Verflechtung 
der US-Politik mit der europäischen ist 
eindeutig sichtbar, ebenso wie die wirt¬ 
schaftliche und politische Dominanz der 
USA. In den Niederlanden bedrohen 
die US-amerikanischen Hedge-Fonds 
die multinationen Konzerne. Der US- 
Imperialismus wird immer aggressiver: 
„America First“. Wir dürfen nicht nur 
analysieren, wie die EU sich schützt, 
sondern auch, in welcher Weise die USA 
ihre Dominanz durchsetzen. Also nicht 
nur, dass die EU gezwungen wird, ihre 
Militärausgaben zu erhöhen, sondern 
auch, wie die USA ihre neuen Kriegs¬ 
vorbereitungen vorantreiben. 

Die USA kehren zur Politik George 
W. Bushs zurück, weil die EU schwach 


der Niederlande: 


und mit internen Auseinandersetzungen 
beschäftigt ist. Es ist offen, in welcher 
Weise sich die Gegensätze zukünftig 
auswirken werden. Es ist nicht sicher, 
dass Trump eine starke Position hat, aber 
seine Politik stärkt die Angriffsposition 
des US-amerikanischen Kapitals gegen 
seine Konkurrenz in der ganzen Welt. 

In Europa stehen zwei wichtige 
Wahlen bevor - in Deutschland und 
Frankreich -, die große Auswirkung 
auf das Gleichgewicht in Europa haben 
können. Die Wahl in den Niederlanden 
hat internationale Beachtung gefun¬ 
den. Wichtigstes Resultat ist, dass die 
Parteien von Wilders und Le Pen wie 
auch die AfD die ganze Politik nach 
rechts verschieben. Faschismus und 
Rassismus haben Zulauf in Europa. 

Dabei wird viel auf die Arbeiter¬ 
klasse ankommen. Es ist die Unzufrie¬ 
denheit in den europäischen und dem 
US-amerikanischen Volk, die zu dieser 
neuen politischen Situation geführt hat. 
Aber das politische Bewusstsein der 
Arbeiterklasse in ganz Europa hat sich 
nach der kapitalistischen Konterrevo¬ 
lution und dem Zusammenbruch des 
realen Sozialismus negativ entwickelt. 

Viele neue Herausforderungen ent¬ 
wickeln sich und wir brauchen eine pas¬ 
sende Antwort auf die Frage: Was tun? 
Wie sind die Beziehungen nicht nur 
zwischen verschiedenen Gruppen des 
Kapitals, sondern zwischen Kapital und 
Arbeit? Was ist die Aufgabe der Kom¬ 
munisten unter diesen - näher zu ana¬ 
lysierenden - Umständen? Wie können 
wir es besser machen, wie unseren Ein¬ 
fluss erhöhen und unser ideologisches 
Wissen in der Arbeiterklasse verbrei- 


Wer behern 

Referate der Parteivertreter auf der Konferenz von 

Am i. und 2. April fand in Münster die zwölfte 4-Parteien-Konferenz der Kommunis¬ 
tischen und Arbeiterparteien aus Belgien, Deutschland, Luxemburg und den Nie¬ 
derlanden statt. Als Beobachter nahmen Vertreter der Partei der Arbeit der Schweiz 
an der Beratung teil. 

Der Konferenz ging eine Demonstration durch Münster voraus, die sich am kon¬ 
kreten Beispiel des in dieser Stadt stationierten Deutsch-Niederländischen Korps 
gegen die Militarisierung der EU nach innen und außen richtete. 

Die Politik der aggressiven Aufrüstung war auch Gegenstand der Diskussion 
der Konferenz. Die Parteien waren sich einig, dass sich die EU politisch, moralisch 
und ökonomisch in einer Krise befindet. Diese äußert sich unter anderem in den 



Deutsche Kommunistische Partei: 

Die EU ist fragil 


die Entwicklung und Festigung eigen¬ 
ständiger Positionen. Das Ziel besteht 
darin, diese Gelegenheit zu nutzen, um 
langfristig in der Auseinandersetzung 
mit den USA eine Führungsposition 
oder zumindest eine gleichberechtigte 
Stellung einzunehmen. 

Nicht erst seit dem Brexit-Referen- 
dum in Britannien ist eine Tendenz des 
Auseinanderdriftens der EU deutlich 
geworden. Die herrschenden Kreise ei¬ 
ner Reihe von Mitgliedstaaten fürchten 
angesichts der politischen Übermacht 
der BRD und der selbsternannten Füh¬ 
rungsrolle einer Gruppe von Staaten im 
Umkreis der BRD um ihre eigene Po¬ 
sition. In dieser Lage wurde die Idee 
eines „Europa unterschiedlicher Ge¬ 
schwindigkeiten“ neu auf den Tisch ge¬ 
bracht. Diese Idee wird in erster Linie 
vom deutschen Monopolkapital unter¬ 
stützt, darüber hinaus auch von Kapital¬ 
vertretern der Staaten, die sich daraus 
durch enge Verbindungen ihrer politi¬ 
schen und wirtschaftlichen Strukturen 
mit der BRD Vorteile versprechen. Das 
sind in erster Linie die Gründungsstaa¬ 
ten der EU. 

Eine echte Gefahr für den Weiterbe¬ 
stand der EU sind rechtspopulistische 
Kräfte in mehreren EU-Ländern. Unab¬ 
hängig von Absichten der EU-Führung 
ist eine Tendenz der EU sichtbar, die 
zu einem Kollaps des imperialistischen 
Staatenbündnisses führen kann. 

Wichtig für den Kampf der Kom¬ 
munisten in unseren Ländern ist die Er¬ 
kenntnis der gesamtgesellschaftlichen 
Ursachen und Zusammenhänge. Dabei 
kommt es darauf an, den Klassencharak¬ 
ter des imperialistischen Staates sowohl 
in unseren Ländern, als auch den Klas¬ 
sencharakter der Europäischen Union 
als multinationaler Staat in den Vorder¬ 
grund zu stellen. Bei der Auswahl von 
Bündnispartnern auf nationaler und in¬ 
ternationaler Ebene kommt es in erster 
Linie darauf an, nach Gemeinsamkei¬ 
ten in den politischen Zielstellungen zu 
suchen und diese für unsere Politik zu 
nutzen. Die Frage nach Unterschieden 
in den politischen Positionen muss da¬ 
bei in den Hintergrund gestellt werden. 
Das gilt sowohl für die Zusammenarbeit 
zwischen kommunistischen und Arbei¬ 
terparteien als auch für Bündnisse mit 
anderen linken Kräften auf nationaler 
Ebene. 


ten? Und das ohne zu kapitulieren oder 
uns zu verstecken hinter dem alarmie¬ 
rend niedrigen derzeitigen Bewusst¬ 
seinsstand der Arbeiterklasse? 

In den Niederlanden können wir 
die aktuellen Wahlergebnisse vom 
Zeitpunkt desZusammenbruchs der 
sozialistischen Staaten ableiten. Die 
große Niederlage der Sozialdemokra¬ 
tie - der Pvd A - können wir zurückfüh¬ 
ren auf die Aufgabe ihres ideologischen 
Fundaments durch ihre Parteiführung 
im Jahr 1995. Wim Kok und Bram Pe- 
per suchten zusammen mit Tony Blair 
und Bill Clinton einen „dritten Weg“ 
und verzichteten auf die proletarischen 
Grundlagen. Den heutigen Stillstand 
der „neuen“ Sozialdemokraten (SP) 
können wir auf diese Weise verstehen. 
Dasselbe gilt für die Grünen (Groen- 
links), in denen die KP der Niederlande 
(CPN) 1990 aufging. 

Diese Entwicklungen bringen im¬ 
mer größere Verwirrung in die Arbei¬ 
terklasse, die immer stärker mit dem 
Kapitalismus/Imperialismus in Konflikt 
gerät, aber ideologisch verirrt zu den 
nationalistischen und populistischen 
Parteien läuft. Der Imperialismus hat 
sich, trotz innerer Gegensätze, stärken 
können. Solange die Arbeiterklasse ge¬ 
spalten ist, kann der Imperialismus sich 
ruhig entwickeln. 

Trump und das US-Kapital haben 
ein weltumspannendes Programm. Ihre 
Politik ist die Rückkehr zur aggresiven 
Dominanz der USA wie vor einigen 
Jahrzenten. Heute ist die Arbeiter¬ 
klasse in den USA und in Europa ge¬ 
schwächt und suchen Leute wie Le Pen 
die ideologische Verwirrung zu nutzen. 


Insgesamt gelang 
es der Monopol¬ 
bourgeoisie in der 
Weimarer Repu¬ 
blik selbst die Kri¬ 
sen der Weltwirtschaft zur Stärkung zu nut¬ 
zen, indem sie die Krisenlasten auch über die 
Inflation auf Arbeiterklasse und Kleinbürger 
abwälzte und gleichzeitig die Monopolisie¬ 
rung durch die Übernahme von Betrieben 
gewaltig verstärkte. Der Staat war ein ge¬ 
treuer Helfer, die Abwälzung der Krisenlas¬ 
ten klappte auch über die Steuergesetzge¬ 
bung - eine Erscheinung, die den heutigen 
Entwicklungen sehr ähnlich ist. 

Mit dem Faschismus errichteten die „re¬ 
aktionärsten, am meisten chauvinistischen, 
am meisten imperialistischen Elemente des 
Finanzkapitals“ (Dimitroff) ihre offene ter¬ 
roristische Diktatur. Im Weltmaßstab be¬ 
gannen dann auch international imperialis¬ 
tische Interessen aufeinanderzuprallen. In 
einer Weise, die es, auch dank kluger sow¬ 
jetischer Politik, erlaubte, innerimperialisti¬ 
sche Widersprüche zwischen dem deutschen 
Faschismus und den Imperialismen in den 
USA, England und Frankreich soweit auszu¬ 
nutzen, dass die Anti-Hitler-Koalition mög¬ 
lich wurde. 

Auch dieser Weltkrieg ging für den deut¬ 
schen Imperialismus verloren. Aber relativ 
schnell setzte sich bei den siegreichen Impe¬ 
rialisten die Position durch, dass der deut¬ 
sche Imperialismus wieder hochgepäppelt 
werden muss, als Bollwerk und Schaufens¬ 
ter gegenüber dem realen Sozialismus. Al¬ 
lerdings war das nur im Westteil, der späte¬ 
ren BRD möglich. Die Voraussetzungen in 
den Westzonen waren gut: Steinkohle und 
Stahl, das war nötig, nicht nur für den Wie¬ 
deraufbau der BRD. Schnell führte das zum 
sogenannten Wirtschaftswunder und das 
wiederum zum traditionellen Widerspruch 
zwischen den ökonomischen Potenzen und 
dem internationalen Einfluss des deutschen 
Imperialismus. Bald konnte die Wirtschaft 
der BRD die Frankreichs und Englands hin¬ 
sichtlich des Anteils an der Industrieproduk¬ 
tion und des Exports in der kapitalistischen 
Welt überholen. Sie wurde 1969/70 zwar von 
Japan überholt. Kennzeichnend war, dass sie 


im Vergleich zu anderen imperialistischen 
Ländern einen besonders hohen Konzent¬ 
rationsgrad aufwies, was ihr bereits damals 
eine hohe Exportquote ermöglichte. 

Die innerimperialistische Konkurrenz 
war auch damals vorhanden, wurde aber 
meist überlagert vom gemeinsamen Interes¬ 
se der Abwehr und Niederringung des staat¬ 
lich existierenden Sozialismus. Die ökono¬ 
mischen Potenzen führten damals dazu, dass 
der Imperialismus der BRD zum Hauptver¬ 
bündeten der USA wurde. Obwohl oder/ 
und weil der BRD-Imperialismus im Un¬ 
terschied zum französischen und britischen 
nicht über Atomwaffen verfügte und damals 
noch an Angriffskriegen gehindert war. Für 
den BRD-Imperialismus war dies eine rela¬ 
tiv ideale Position sich selbst hochzupäppeln. 
Weil man Schaufenster war, bekam man Zu¬ 
geständnisse, um seine Arbeiterklasse zu in¬ 
tegrieren. Militärisch konnte man sich in der 
NATO aufbauen und hatte trotzdem die/den 
großen Bruder im Rücken. Die Produktiv¬ 
kraftentwicklung war aufgrund des hohen 
Exportanteils nicht durch das relativ kleine 
Land limitiert. Allerdings kam dieses Modell 
in den 70er-Jahren in die Krise. Ein anderes 
Modell war erforderlich. Die Rolle des Staa¬ 
tes änderte sich; da Kapital durch die Über¬ 
akkumulation nach Investitionen suchte, war 
Privatisierung angesagt, der tendenzielle Fall 
der Profitrate verlangte Umverteilung, der 
Staat musste soziale Ausgaben zurückfah¬ 
ren und tendenziell die Einbindung stärker 
durch Angriffe auf die Arbeiterbewegung 
ausüben. Das war die generelle Tendenz und 
die geringe territoriale Größe, die Größe der 
Arbeiterklasse, die Anzahl der Konsumen¬ 
ten wäre für den BRD-Imperialismus in der 
Konkurrenz mit seinen europäischen Kon¬ 
kurrenten zum Problem geworden, wäre da 
nicht die Konterrevolution gekommen. 

Ihm fiel ein ganzer Staat, die DDR mit 
ihrer Volkswirtschaft, ihrem Vermögen, ihrer 
Bevölkerung - also Arbeitskräfte und Kon¬ 
sumenten in den Schoß. Mit der Treuhand 
wurde die vormalige DDR richtiggehend 
ausgeplündert. 

Dies veränderte nun auch die Ausgangs¬ 
lage für die Entwicklung der Kräfteverhält¬ 
nisse in Europa bzw. in der Europäischen 
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ungelösten Fragen des Umgangs mit Flüchtlingen, der auseinanderdriftenden öko¬ 
nomischen Entwicklung und der daraus resultierenden zunehmenden Dominanz 
Deutschlands in der EU. 

In allen Beiträgen der teilnehmenden Parteien klang die Sorge um die Abwäl¬ 
zung der Krisen lasten auf die Arbeiterklasse und die anderen werktätigen Schichten 
an. Die Politikder Regierungen der EU-Länder bietet nach Einschätzung der Parteien 
keinen Weg aus der Krise. Wir dokumentieren auf diesen Seiten auszugsweise die 
auf der Konferenz gehaltenen Referate. In ungekürzter Form werden sie-wie auch 
die auf der Demonstration gehaltenen Reden - in Kürze in einer vom CommPress 
Verlag herausgegebenen Broschüre zugänglich sein. 



Gemeinschaft, der EG, dem Vorgänger der 
EU. 

Für die darauf folgende Periode sind fol¬ 
gende Eckpunkte von besonderer Bedeu¬ 
tung: 

★ Zwei Jahre nach der konterrevolutionä¬ 
ren Beseitigung des Sozialismus in Europa 
wurden 1992 die Maastricht-Verträge unter¬ 
zeichnet, mit denen sich die Staaten der EG 
auf die Herausbildung einer Wirtschafts- und 
Währungsunion einigten, ohne Maßnahmen, 
die vorhandenen ökonomischen Ungleichge¬ 
wichte oder die Unterschiede der Sozialstan¬ 
dards zu beseitigen. 

★ 1999 wurde der Euro als einheitliche 
Buchwährung und 2002 als einheitliches Bar¬ 
geld eingeführt: Damit entfiel die Möglich¬ 
keit der Mitgliedsländer der EU/EG, über 
Auf- und Abwertungen auf Ungleichgewich¬ 
te zu reagieren. 

★ Ebenfalls 1999 beteiligte sich die Bundes¬ 
wehr am Angriffskrieg gegen Jugoslawien. 
Eine entscheidende Beschränkung des deut¬ 
schen Imperialismus war damit gefallen. 

★ Im März 2000 kam es mit der Dotcom- 
Krise zur ersten Kombination einer zykli¬ 
schen mit einer Überakkumulationskrise 
im neuen Jahrtausend. Sie war ein Vorläufer 
der Krisen, die folgten und die mit der Krise 
von 2008 die größte Verschärfung erlebten. 

★ 1999 veröffentlichten mit Blair und Schrö¬ 
der zwei Sozialdemokraten in zwei der drei 
führenden europäischen imperialistischen 
Länder ein Papier, in dem die Linie des 
Versuchs des ökonomischen Machtgewinns 
durch Angriffe auf die Lage der arbeitenden 
Menschen vorgezeichnet war. 

★ 2003 bis 2005 wurde dies in Deutschland 
durch eine SPD-Grüne-Regierung umge¬ 
setzt. Dies ermöglichte, Deutschland im 
Verhältnis zur hohen Produktivität zu einem 
Niedriglohnland zu machen. Dies wiederum 
ermöglichte es, die Angst vor Arbeitslosig¬ 
keit und schnellem sozialen Abstieg als mas¬ 
siv disziplinierenden Faktor in das Bewusst¬ 
sein der Arbeiterklasse einzubrennen. 

In der Konsequenz führte dies dazu, dass der 
deutsche Imperialismus ökonomisch zur Füh¬ 
rungsmacht in der EU wurde. Die Kombina¬ 
tion aus Produktivität, Niedriglohnland, EU 
ohne Zollschranken und Euro versetzen ihn 


in die Lage, mit seiner „Exportwalze“ vor al¬ 
lem die Peripherie der EU auszubluten. Aber 
auch die USA sind ein bevorzugtes Absatzge¬ 
biet. Selbst in der sich verschärfenden Krise 
ab 2007/2008 gewann der deutsche Imperi¬ 
alismus in der Gesamtheit. Im Kern und im 
Verhältnis zu den anderen führenden europä¬ 
ischen Imperialismen, aber auch im Vergleich 
zum US-Imperialismus, ging der deutsche 
Imperialismus gestärkt aus dem bisherigen 
Krisenverlauf hervor. Dies ist sicherlich ein 
Hintergrund dafür, dass Kapitalfraktionen 
in den USA mit Trump nun möglicherweise 
auf eine protektionistische Herangehenswei¬ 
se setzen. Und dies war mit Sicherheit auch 
ein Hintergrund, dass die führende Klasse 
Großbritanniens in der Frage der weiteren 
EU-Mitgliedschaft zumindest gespalten war. 

Derzeit ist die EU eindeutig unter der 
Hegemonie des deutschen Imperialismus. 
Der deutsche Imperialismus spielt, mit der 
EU als Hinterland, bewusst die Rolle des 
Juniorpartners des US-Imperialismus. Das 
gilt vorwiegend militärisch und innerhalb 
der NATO, das gilt aber auch noch ökono¬ 
misch. 

Aber diese Situation ist äußerst fragil. Der 
mögliche Protektionismus der neuen US- 
Regierung kann den Export in einen Markt 
erschweren, der zu den wichtigen Absatz¬ 
märkten des deutschen Imperialismus zählt. 

★ Die EU an sich ist fragil. Ziemlich sicher 
ist, dass sie in dieser Form nicht überleben 
wird - Juncker und Schäuble diskutieren 
ja offen über die alte Überlegung „der EU 
mit den zwei Geschwindigkeiten“. Das wäre 
nichts anderes als eine Teil-EU der Starken. 

★ Die Entwicklung der VR China wird von 
entscheidender Bedeutung sein: als Absatz¬ 
markt, als Konkurrent, aber auch politisch. 

★ Russland erkennt, dass es von den führen¬ 
den imperialistischen Ländern eingekreist 
wird, um einen potentiellen Konkurrenten 
klein zu halten. Russland ist zu einer Politik 
in Gegnerschaft zur NATO gezwungen und 
agiert damit objektiv antiimperialistisch. 
Wir haben beim 21. Parteitag der DKP fest¬ 
gestellt, dass wir uns auf eine Phase einstel¬ 
len müssen, in der die Aggressivität des deut¬ 
schen Imperialismus nach innen und außen 
zunimmt. 



Die nächs¬ 
ten Mona¬ 
te und Jahre 
werden für 
die Zukunft 

der EU von entscheidender Bedeutung 
sein. Die Verhandlungen über den Bre- 
xit werden nicht so einmütig verlaufen 
wie seinerzeit die Verhandlungen über 
den drohenden Grexit. Deutschland und 
Frankreich haben dabei nicht die glei¬ 
chen Vorstellungen wie die Visegräd- 
Länder. Erstere werden vor allem ihre 
kommerziellen Interessen sichern und 
den Briten erlauben, ihre Grenzen teil¬ 
weise für (ost)-europäische Flüchtlinge 
zu schließen, so wie es das „Leave“-La¬ 
ger gefordert hatte. Die Visegräd-Län- 
der fordern hingegen die völlige (Rei- 
se-)Freiheit für ihre eigenen Arbeitse¬ 
migranten. 

Das Bewusstsein wächst, dass Euro 
und EU in ihrer jetzigen Form nicht auf¬ 
recht erhalten werden können. Bisher 
wurde der Bericht der fünf Präsidenten 
über die Stärkung der Wirtschafts-und- 
Währungs-Union aus dem Jahr 2015 als 
Lösung gesehen: Mehr Föderalismus. 
Das ist auch die Linie der drei Berichte, 
die im Jahr 2016 von den Sozialdemo¬ 
kraten, den Christdemokraten und den 
Liberalen im Europäischen Parlament 
vorbereitet wurden. 

Auch das Weißbuch der Europäi¬ 
schen Kommission, geht in diese Rich¬ 
tung: die Vereinigten Staaten von Eu¬ 
ropa, mehr Föderalismus. Die Analyse 
lautet, dass eine Währungsunion nicht 
ohne wirtschaftliche und politische Ein¬ 
heit möglich ist. 

Die Sozialdemokratie scheint davon 
auszugehen, dass dies zum heutigen 
Zeitpunkt nicht möglich sein wird. Sie 
wollen sich auf ein Kerneuropa (Bene¬ 
lux, Frankreich, Italien, Deutschland ...) 
konzentrieren. Die Hoffnung ist dabei, 
dass früher oder später andere Staaten 
folgen werden, vielleicht nach einem 
mehr oder weniger langen Austritt. 

Der Schäuble-Flügel innerhalb der 
CDU befürchtet, dass dies zu einer „fle¬ 


xibleren“ Spar- und Austeritätspolitik 
innerhalb der EU führen könnte. Es ist 
jedoch nicht sicher, dass die traditionel¬ 
len Parteien ihre Schlachten zu Hause 
gewinnen und damit ihren Einfluss auf 
die Entwicklungen in einigen Mitglied¬ 
staaten behalten werden. 

Auf dem Gipfel in La Valetta hat 
Angela Merkel auf der Grundlage des 
Beneluxpapiers eine Union „ä la carte“ 
mit „unterschiedlichen Geschwindig¬ 
keiten“ vorgestellt. Zwar das Gegenteil 
des reinen Föderalisten Verhofstadt, 
aber vereinbar mit den sozialdemokrati¬ 
schen Vorstellungen. „Wir gehen voran 
mit denen, die wollen.“ Das Modell eig¬ 
net sich dann für den Erhalt von Schen¬ 
gen, den Euro ... für andere Felder ist 
es vorteilhafter, gemeinsam voran zu ge¬ 
hen. Zum Beispiel auf der militärischen 
Ebene. 

Die EU hat sich in vielerlei Hinsicht 
geteilt. Mit der Stärkung der Außengren¬ 
zen hofft die Europäische Union, die De¬ 
batte über die Verteilung von Flüchtlin¬ 
gen zu entschärfen. Daher die Notwen¬ 
digkeit einer europäischen Grenz- und 
Küstenwache, die im Dezember in voller 
Stärke zur Verfügung stehen soll. Dies 
ist eine der obersten Prioritäten. Frontex 
wird eine Europäische Agentur für die 
Überwachung der Grenzen und Küsten. 
Vorher war es eine Organisation für die 
Koordinierung und Unterstützung der 
nationalen Küstenwachen. Interventio¬ 
nen waren bis dato der Souveränität des 
betroffenen Mitgliedstaats unterworfen. 
Bald hat die Agentur das Recht zu inter¬ 
venieren, selbst wenn ein Mitgliedstaat 
nicht zustimmt. So nimmt Deutschland 
die Kontrolle über die Außengrenzen 
selbst in die Hand. 

Und für die Entwicklung und den 
Ausbau des europäischen Militärs 
scheint der Brexit ganz neue Perspek¬ 
tiven zu eröffnen. London hatte jede 
Initiative gebremst, die einen Schritt in 
Richtung einer europäischen Armee be¬ 
deutete. 

Nach dem Brexit haben Merkel, Hol¬ 
lande und Renzi einen Aktionsplan aus¬ 


gearbeitet. Dabei stand die innere und 
äußere Sicherheit im Vordergrund, ins¬ 
besondere die Verstärkung der gemein¬ 
samen Außengrenzen. Zusätzlich sollte 
„die europäische Verteidigung weiter 
entwickelt werden.“ Dabei muss die EU 
auch in militärischen Konflikten hand¬ 
lungsfähig sein. Der Eindruck soll ver¬ 
mieden werden, dass die EU gegenüber 
internationalen Fragen wie Migration 
und Terrorismus machtlos sei. Der Bre¬ 
xit macht neue Strukturen wie ein eu¬ 
ropäisches Hauptquartier als operative 
Zentrale möglich. 

Die EU wird nicht so schnell zer¬ 
fallen. Aber das kapitalistische Europa 
hat jegliche positive Dynamik verloren. 
Das Scheitern der Politik der europäi¬ 
schen Institutionen zum Lösen der Kri¬ 
se manifestiert sich zunehmend. Durch 
die Flüchtlingskrise ist der moralische 
Kredit der EU bei vielen fortschritt¬ 
lichen Menschen verlorengegangen 
und zusätzlich haben sich die Mitglied¬ 
staaten untereinander zerstritten. Die 
Schwächung der EU-Strukturen und 
der zunehmende Einfluss der Mitglied¬ 
staaten scheinen auf der Tagesordnung 
zu stehen, was eine Verschärfung sämt¬ 
licher Widersprüche zur Folge hat. Die 
EU wird schwieriger zu steuern sein. 
Deutschlands Hegemonie wird umstrit¬ 
tener. 

So ist das militärische Europa, die 
Vorbereitungen für den Krieg, die 
stärkste Antriebskraft gegen die zen¬ 
trifugalen Tendenzen. Es wird das 
Rückgrat für Europa. Zur gleichen 
Zeit ergibt sich die Möglichkeit, einen 
Sprung nach vorn bei den Plänen für 
mehr europäische Militärausgaben zu 
machen, sowie die Zusammenarbeit 
mit Hilfe gemeinsamer militärischer 
Operationen, Strukturen und Trup¬ 
penverbände zu stärken. Und mit Hil¬ 
fe des Fallstricks Trump werden sich 
die Sozialdemokraten, Grünen und 
Liberalen hinter der „humanen, pro¬ 
gressiven“ EU versammeln, gegen das 
Trump-Monster, so wie sie es während 
des Irak-Krieges getan haben. 


Partei der Arbeit der Schweiz 

Die EU, Deutschland und die Schweiz 


Unsere Partei 
war mehrere Jah¬ 
re lang in der Fra¬ 
ge eines EU-Bei- 
tritts der Schweiz 
gespalten. Die 
befürwortenden 
Genossen argu¬ 
mentierten, dass sich die Schweiz sowie¬ 
so an die Richtlinien Brüssels anpassen 
muss, dass dies von der EU erzwungen 
wird und dass die Schweiz nicht an den 
Verhandlungen darüber teilnehmen 
darf. Das Argument hatte eine gewis¬ 
se Stichhaltigkeit, aber es wären nicht 
wir, die an den Verhandlungen teilneh¬ 
men, sondern bürgerliche Politiker. In 
anderen Worten: Dies hätte nichts an 
unserer politischen Perspektive geän¬ 
dert. Wir wiederholen, 75 Prozent der 
Schweizer Gesetze mussten an die 
Richtlinien aus Brüssel angepasst wer¬ 
den, die höchste Quote für ein Nicht- 
EU-Land innerhalb Europas! Letztlich 
ändert sich dabei nichts für uns, die EU 
ist und bleibt ein kapitalistisches Kon¬ 
strukt, das für die Interessen und Pro¬ 
fite der Kapitalisten ins Leben gerufen 
wurde und von dem wir nichts erhof¬ 
fen können. Im Gegensatz zu den lin¬ 
ken Europäisten sind wir überzeugt, 
dass diese Institution nicht von Innen 
reformiert werden kann. 

Wenn wir die Entwicklungen der 
EU in den letzten 25 Jahren beobachten, 
kann man wichtige Veränderungen se¬ 
hen, die sich negativ auf das Leben der 
Menschen in der EU auswirken. Was am 
Anfang wie eine Art multinationaler 
Jahrmarkt aussah, in dem Kapitalisten 
aller Art ihr Business betreiben konn¬ 
ten, indem sie alle „Regeln des Markts“ 
im Hinblick auf ihre Profite deregulie¬ 
ren konnten, hat sich immer mehr in ein 


Werkzeug der Unterdrückung und Ent¬ 
würdigung der Völker verwandelt. Die 
Frage bleibt offen, ob sich Deutschland 
an die Spitze dieses Konstrukts wegen 
diesen Entwicklungen gehievt hat oder 
ob die Führung Deutschlands diese in¬ 
itiiert oder wenigstens begünstigt hat? 

Nach dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion wurde die EU zur Speer¬ 
spitze der NATO. Wir konnten miter¬ 
leben wie die Länder Osteuropas ein¬ 
gegliedert und untergeordnet wurden. 
Aber wir wissen, dass der Eintritt ins 
Paradies einen Preis hat. Man musste 
diese Länder zuerst demselben Joch 
unterstellen, der NATO. Die Erhaltung 
dieses ersten Visums ermöglichte die 
Vorbereitung auf das zweite, welches 
den Zugang zum „Allerheiligsten“ ge¬ 
währte, dem Binnenmarkt, dem „ein¬ 
zigen Markt“. Eine Art Königreich, wo 
das Unternehmertum nichts respek¬ 
tieren muss, weder Arbeiter noch Um¬ 
welt! Da schwache politische Analyse 
schon immer ein Element war, das die 
bürgerlichen Demokratien auszeichne¬ 
te, hat man nichts kommen sehen und 
steht auf einmal mit offen faschisti¬ 
schen Regierungen da, welche die Poli¬ 
tik ihres Landes aus den Angeln heben, 
sei es die Sozialpolitik, das Respektie¬ 
ren der Menschenrechte, der Schutz 
der Minderheiten oder das Aufneh¬ 
men von Flüchtlingen. Man hört vage 
von Protesten, aber die Bedingungen 
sind erfüllt, die Märkte dereguliert und 
öffentliche Dienste kommen unter die 
Räder. Warum sollte man sich da um 
das Recht auf Abtreibung oder um die 
Rechte der LGBTIQ kümmern? Und 
die Flüchtlinge? Dass sie in Griechen¬ 
land festgesetzt bleiben kommt uns 
ganz recht. Die Griechen haben ja auch 
nichts mehr zu essen für sich selbst, 


also werden sie nicht die Flüchtlinge 
am Überleben halten und wir können 
hoffen, dass sich die Flüchtlingskrise 
„von selbst“ lösen wird, wenn sie alle 
vor Hunger oder Kälte sterben! Diese 
schwache politische Analyse hat sich 
auch gegenüber der Türkei bestätigt. 
Als Erdogan an die Macht kam wurde 
er von den bürgerlichen Demokratien 
als „moderater Islamist“ bezeichnet 
und wurde vor kurzem zum „konser¬ 
vativen Islamisten“, auch wenn er sich 
nie verändert hat. Diese Änderung der 
Sichtweise hat jedoch nicht verhindert, 
unter dem Impuls Deutschlands einen 
unmoralischen Deal abzuschließen. 
Vier Milliarden Euro, um zwei Millio¬ 
nen Flüchtlinge aufzuhalten, das macht 
2 000 Euro pro Flüchtling, also weniger 
teuer als wenn wir sie bei uns unter¬ 
bringen müssten. 

Heute unterwirft sich die EU fröh¬ 
lich der NATO. Frankreich und Britan¬ 
nien gingen Libyen zerstören mit einem 
selbst ausgestellten Mandat. Dasselbe 
gilt für Mali, in das Frankreich seine 
Truppen entsandt hat, um Hollandes 
Ansehen zu erhöhen. Mehrere EU-Län¬ 
der haben für Milliarden Euro Kriegs¬ 
material an die saudische „Demokra¬ 
tie“ geliefert, um den Jemen zu zer¬ 
quetschen. Wenn Nato-EU die Völker 
nicht mit Bomben unterdrücken, dann 
mit dem Zwang, Austeritätspolitik zu 
betreiben. Offen von Deutschland aus 
gesteuert, das Ziel bleibt dasselbe: die 
Völker zu unterdrücken und den Ban¬ 
ken und multinationalen Unternehmen 
die Taschen zu füllen. 

Für unsere Partei gibt es keine Alter¬ 
native als die EU in ihrer jetzigen Form 
zu liquidieren und an ihrer Stelle ein so¬ 
ziales Europa der Regionen, im Namen 
des Volkes, zu errichten. 
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Unser Genosse 

Artur Roth 

12. Mai 1927-30. März 2017 
ist verstorben. 

Artur war seit seiner Jugend bis zu seinem Tod der Arbei¬ 
terbewegung verbunden. Er war Kommunist, Antifaschist 
und Gewerkschafter. Darüber hinaus arbeitete er in der 
Deutsch-Sowjetischen Freundschaftsgesellschaft, der 
AWO und der Mieterinteressengemeinschaft Römerstadt 
mit. 

1954 wurden Artur und seine Mutter, wegen ihrer Mitar¬ 
beit in der Deutsch-Sowjetischen-Freundschaftsgesell- 
schaft verfolgt, verhaftet und zu mehreren Monaten Haft 
verurteilt. Sie blieben ihrer Gesinnung treu. 

Seit vielen Jahren arbeitete Artur im Studienkreis Deut¬ 
scher Widerstand 1933 - 1945, um kommenden Genera¬ 
tionen eine Grundlage mit auf den Weg zu geben, aus der 
Geschichte lernend sich für Frieden, Freiheit und soziale 
Gerechtigkeit einzusetzen. 

Ihm war bewusst, dass das noch ein langer Weg sein wird. 
Artur, wir werden uns deinem Erbe stellen. 

Deutsche Kommunistische Partei 
wohngebietsgruppe Ffm.-Nordweststadt-Eschersheim 
Kreisvorstand Frankfurt am Main 

Die Beisetzung von Artur Roth war bereits 
am 11. April 2017. 


Wir trauern um unseren Freund, Kameraden und Förderer 

Artur Roth 

12 . Mai 1927 - 30 . März 2017 

Artur kam aus einer traditionellen antifaschistischen Familie. 
Sein Engagement galt, das Vermächtnis der Widerstandskämpfer 
und Opfer des Naziregimes fortzuführen: 

„Die Vernichtung des Nazismus mit seinen Wurzeln ist unsere 
Losung. Der Aufbau einer neuen Welt des Friedens und der Freiheit 
ist unser Ziel. Das sind wir unseren gemordeten Kameraden, ihren 
Angehörigen schuldig." 

Wir werden in diesem Sinne sein Wirken fortsetzen. 

VVN-Bund der Antifaschisten Frankfurt und Hessen 
Studienkreis Deutscher Widerstand 1933-1945 
Lagergemeinschaft Buchenwald-Dora / Freundeskreis e.V. 
Erinnerungsinitiative Ettie und Peter Gingold 


Seit ihrem ersten Auftreten werden die Kommunisten 
verleumdet, mundtot gemacht und verfolgt. Was tut's! 

Man braucht Mut für seine Überzeugung; Man muss 
sagen, was man ist. Ich bin Kommunist! 

Etienne Cabet 

Mein Mann, unserVater und Großvater, 
der Genosse 

Dr. Edmund Schulz 

ist am 30. 3. 2017 im 84. Lebensjahr gestorben. 

Seinem Wunsch folgend haben wir in aller Stille von ihm 
Abschied genommen. 


Erinnert Euch an mich, 
aber nicht in dunklen Tagen, 
erinnert Euch an mich, 
in strahlender Sonne wie ich war, 
als ich noch alles konnte. 

Gisela Hallmann 

geb. 28. 11. 1927-gest. 1.4. 2017 

Im Namen aller Angehörigen: 

Sohn Floiger und Tochter Tatjana 
Enkelkind Sandra mit Familie 
Anja, Toni und Nils 

Die Trauerfeier fand am Donnerstag, dem 26.3. 2017 um 
12.00 Uhr auf dem Friedhof in Leuna statt. 


JUMP UP Update April 2017: 


Sonderangebote für UZ - Leserrinnen und Leser: 
O ieter Süverkrüp: 


1848 - Lieder der deutschen Revolution CO EUR 14,00 
singt Grasshoffs Bellman CO EUR 14,00 

Ca Ira - Lieder der Französischen Revolution 
CO EUR 14,00 

Oieter Süverkrüp / W .A. Schwarz: 

Erich Mühsam: Ich lade Euch zum Requiem 
CO EUR 14,00 

Oieter Süverkrüp - Süverkrüps Liederjahre - 
(4 CO-Box) EUR 31,00 

Franz Josef Oegenhardt, Hanns Oieter Hüsch, Wolfgang Neuss, Oieter 
Süverkrüp: Quartett 67 Ooppel CO EUR 19,95 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 



Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47 , 28207 Bremen 


Seminar & Workshop der 
DKP Bezirk Ruhr-Westfalen 

Aktuelle Aspekte unserer 
antimonopolistischen Strategie 

Kein Anpassen, keine faulen Kompromisse, das eigent¬ 
liche Ziel nicht aus den Augen verlieren. Auf dem Weg 
dahin die nächste Etappe und die Schritte genau be¬ 
stimmen. 

Die haben wir als Wende zum sozialen und demokra¬ 
tischen Fortschritt markiert. So steht es in unserem 
Parteiprogramm. Die Etappe ist abgeleitet aus unse¬ 
rer antimonopolistischen Strategie. Diese konzentriert 
sich auf die Hauptmacht des aktuellen Kapitalismus: 
Der Verflechtung der mächtigsten Kapitalstrukturen 
mit dem Staat. 

Die antimonopolistische Strategie gehört zum Marken¬ 
kern der DKP. 

Aktuell wird diese Strategie intensiv diskutiert. Das ist 
gut so, denn: Neue Mitglieder haben die Entwicklung 
dieser Strategie nicht mitbekommen. Und damit auch 
nicht die streitige Auseinandersetzung, vor allem mit 
linksradikalen Gruppierungen der 70er Jahre. 

Die damaligen Diskussionen hatten viel zu einer inne¬ 
ren Klärung, unserer Geschlossenheit und Handlungs¬ 
fähigkeit beigetragen. Dass muss immer wieder neu 
erarbeitet werden. Dafür ist Meinungsstreit wichtig. 

Referent: Lucas Zeise 

Sonntag 23. April 2017 von 10.30 Uhr bis 15.30 
Uhr, Bürgerhaus Oststadt, Schultenweg 37- 41, 
45279 Essen 
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soziale Gerechtigkeit 



12.30 Uhr Demo ab Siegerlandhalle 

13.30 Uhr Kundgebung und Maifeier 

Marktplatz neben dem Rathaus 

Programm 

★ Bernd Riexinger 

Vorsitzender der Partei Die Linke 

★ Patrik Köbele 

Vorsitzender der DKP 

★ The Roki ErS Berlin, Folkpunk 

★ Petty Problems Siegen, Punk 

★ Kurdische Musik und Tänze 

★ Speisen und Getränke 

★ Infostände ★ Hüpfburg 

www.heraus-zum-roten 


-1 -mqi.de 





UZ - unsere zeit 

Jetzt Probeabo anfordern (Print & online)! 
6 Wochen kostenlos, endet automatisch 

www.unsere-zeit.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Wir gratulieren unserer Genossin 

Käthe Christiansen 

die am 16. April ihren 90. Geburtstag feiert 

Liebe Käthe, seit Jahrzehnten bist Du in unserer Partei in 
vielen Funktionen aktiv, lässt Dir keinen Gruppenabend 
entgehen und kassierst bis zum heutigen Tag „Deine" 
Dulsberger Genossinnen. Deine absolute Zuverlässigkeit, 
Deine klugen inhaltlichen Beiträge, Deine Bescheidenheit 
sowie auch Deine ausgeprägte Freundlichkeit und Soli¬ 
darität Deinen Mitmenschen gegenüber - das sind nur 
einige Attribute, die wir an Dir überaus schätzen und Dich 
zu einem wirklichen Vorbild nicht nur für unsere jüngeren 
Mitglieder machen. 

Wir wünschen Dir zu Deinem „runden" Geburtstag vor 
allem Gesundheit und dass Du Dir trotz aller politischen 
Aktivitäten möglichst viel Zeit für vielfältige kulturelle 
Erlebnisse sowie mit Deiner Familie gönnst. 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP Hamburg-Nord 
sowie des Bezirksvorstands der DKP Hamburg 


Seminare der Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP (1. Halbjahr 2017) 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglie¬ 
der der DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 

Samstag/Sonntag, 20./21.5.17 

Lenins „Partei neuen Typs" - ein alter Hut ? 

Referenten: Hans-Peter Brenner, Wera Richter 

Donnerstag - Sonntag, 25. bis 28.5.17 

Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Samstag/Sonntag, 10./11.6.17 

Marxismus und Religion 

Referenten: Jürgen Lloyd, Hans-Christoph Stoodt 

Samstag/Sonntag, 8./9.7.17 

Seminar für Bildungsverantwortliche 

Referenten: H. Woda, R. Kotulla 

Samstag/Sonntag, 26-/27.8.17 

Politische Strategie und strategische Politik 

Referenten: Phillip Becher, Pablo Graubner, Jürgen Lloyd 

Samstag - Dienstag, 30.9. bis 3.10.17 

Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,- €; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. 
Wochenendseminare kosten bei Anreise am Samstag 
Morgen 25,- €; bei Anreise bereits am Freitag 30,- € 

Nähere Infos unter: 

Karl-Liebknecht-Schule der DKP • Am stadtpark 68 
51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 

www.karl-liebknecht-schule.org 
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FRANKREICH 


PRÄSIDENTS CH AFTSWAH LKAM PF 

WOHLSTAND FÜR ALLE? 


DA OBEN 


UNTEN 


1. MAI GESCHICHTE UND AKTUELLES ZUM 
KAMPFTAG DER ARBEITERKLASSE 
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FACHBERATER 

für Unternehmensnachfolge 
(DStV e.V.) 


.—Molareich steuern 


wvvw.stb-mannherz.de 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
\_y 
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Kultur ist Klasse 

Der Sitz der Karl-Liebknecht-Schule, 
ein Gebäude mit bewegter Geschichte 


200 Erwerbslose und Arbeitersportler waren aktiv 


D as Gebäude in Leverkusen- 
Wiesdorf, in dem sich seit 1977 
die Karl-Liebknecht-Schule der 
DKP befindet, hat eine bewegte Ge¬ 
schichte. Mit seinen Wurzeln in der 
kommunistischen Kultur- und Sportbe¬ 
wegung konnte diese Tradition bis heu¬ 
te fortgesetzt werden,Verfolgung durch 
die Nazis und Antikommunismus in der 
Nachkriegszeit zum Trotz. 

Fortschrittlich sollte es sein, das 
Volkshaus in Wiesdorf. Nicht nur der 
Inhalt, auch das Gebäude selbst, im Stil 
orientiert an der Bauhaus-Bewegung. 
Das war der Wunsch der vielen hun¬ 
dert Mitglieder des proletarischen Kul- 
turkartells-Wiesdorf und der Volkshaus- 
Genossenschaft. Die Chemieindustrie 
wie auch die Arbeiterbewegung hatten 
seit der Jahrhundertwende eine stür¬ 
mische Entwicklung genommen. Das 
drückte sich im Selbstbewusstsein der 
Arbeiterorganisationen aus. Der Acht¬ 
stundentag war erkämpft. Der Slogan 
„Acht Stunden arbeiten, acht Stunden 
schlafen und acht Stunden Freizeit und 
Erholung“ sollte umgesetzt werden. 
Über 12.000 Mark Eigenmittel hatten 
die Mitglieder zusammengetragen, hin¬ 
zu kamen nach langem Kampf und auf 
Antrag der KPD-Fraktion städtische 
Mittel. 

1930 begannen die Bauarbeiten. 
Rund 200 Erwerbslose und Arbeiter¬ 
sportler waren aktiv und ohne Bezah¬ 
lung dabei. Was nochmal 13.000 Mark 
brachte. 


1931 war die feierliche Eröffnung. 
Die Stadt Leverkusen wurde gerade ein 
Jahr alt. Die Chemiearbeiter-Gemeinde 
Wiesdorf war mittlerweile Stadtteil ge¬ 
worden. Es war eine Zeit verschärfter 
Klassenkämpfe, verbunden mit bruta¬ 
len Übergriffen auf Einrichtungen der 
Arbeiterbewegung. Davon blieben 
auch das Volkshaus und seine Unter¬ 
stützer in Wiesdorf nicht verschont. 
Schon wenige Wochen vor der Eröff¬ 
nung überfielen Nazis das Haus. Ende 
Februar 1933 wurde das Inventar des 
Volkshauses wie auch die dort befind¬ 
lichen KPD-Büros beschlagnahmt. Im 
März wurde das Haus von den Nazis 
besetzt, späer das proletarische Kultur¬ 
kartell (KK) aufgelöst und das Vermö¬ 
gen eingezogen. Begründung: Das KK 
Leverkusen vereinige in sich sämtliche 
kommunistischen Nebenorganisatio¬ 
nen. Mitglieder des KK kamen ins KZ 
oder ins Gefängnis. 

Die Nazis errichteten im Gebäude 
eine SA-Führerschule. Wegen des ver¬ 
pönten Bauhausstils verpassten die Na¬ 
zis dem Haus ein Satteldach. 

1946 erfolgte die Neugründung, 
1951 wurde es in „Kulturvereinigung 
Leverkusen“ umbenannt, um weitere 
Kreise anzusprechen. 

Nach dem KPD-Verbot wurde mit 
einer Hausdurchsuchung am 18. August 
1956 und anderen Maßnahmen massi¬ 
ver Druck auf den Kulturverein ausge¬ 
übt. Die zweite Beschlagnahme des Ge¬ 
bäudes nach 1933 konnte letztendlich 


verhindert werden. Die KPD und auch 
die Druckerei ihrer Zeitung „Das Freie 
Volk“ waren wie schon in den 30er Jah¬ 
ren nur ein Mieter von Mehreren. Das 
mussten auch die staatlichen Stellen 
zähneknirschend akzeptieren. 

Nach der Neukonstituierung der 
kommunistischen Partei im Juli 1968 
bezog die DKP wie zuvor auch die KPD 
wieder Büroräume im Erdgeschoss. 
1977 zog die Karl-Liebknecht-Schule 
als zentrale Parteischule der DKP von 
Essen nach Leverkusen um. Das Volks¬ 
haus wurde dafür umgebaut, Schlaf- 
und Seminarräume eingerichtet. In den 
folgenden Jahren fanden pro Jahr rund 
vierzig Lehrgänge statt. 

Nach 1989 musste zunächst auf eh¬ 
renamtlich Tätige umgestellt werden. 
Ab Mitte der 90er Jahre stabilisierte 
sich die Arbeit. Regelmäßige Versamm¬ 
lungen der rund 20 Mitglieder regelten 
und entschieden wichtige Fragen. 

Im September 2000 konnte eine 
große Hausrenovierung durchgeführt 
werden. Ein Stamm ehrenamtlicher 
Unterstützer trägt mit regelmäßigen 
freiwilligen Arbeitseinsätzen dazu bei, 
Gelände und Haus in Stand zu halten. 

Die Arbeit der Karl-Liebknecht- 
Schule konnte ebenfalls fortgesetzt 
werden. Stellvertretend für das Engage¬ 
ment Vieler seien hier Horst Wilhelms 
und Otto Marx genannt. Jürgen Lloyd, 
und seit Anfang dieses Jahres eine kol¬ 
lektive Schulleitung, führen deren Ar¬ 
beit fort. hb 


Dl ★ 18. APR 


Termine 


Duisburg: „Alles zum Wahlkampf“, Mit¬ 
gliederversammlung der DKP. Falkenheim 
in Duissern, Duissernstraße 98,19.00 Uhr. 


Ml ★ 19.APR 


Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr._ 

Röthenbach/Pegnitz: „Unsere Aktivitäten 
zur Bundestagswahl 2017“, Mitglieder¬ 
versammlung der DKP Nürnberger Land. 
„Floraheim“, Siedlerstraße 10,19.00 Uhr. 


FR ★ 21. APR 


Bremen: „Ökonomische und politische 
Entwicklung in der EU“, Informations- und 
Diskussionsveranstaltung von DKP und der 
Initiative Nordbremer Bürger gegen den 
Krieg mit Lucas Zeise. Gustav-Heinemann- 
Bürgerhaus, Raum E 3, Vegesack, 18.00 
Uhr_ 

Bochum: „Esther Bejarano meets Mi- 
crophone Mafia + meets Compania Ba- 
taclan.“ Im Rahmen dieses Konzertes 
mit der Microphone Mafia und Compania 
Bataclan, liest Esther Bejarano darüber 
hinaus Fragmente ihres Buches: „Wir le¬ 
ben trotzdem“ vor. Kulturzentrum Bahnhof 
Bochum-Langendreer, Wallbaumweg 108, 
19.30 Uhr._ 

Duisburg: „Revolutionäre Partei in Nicht- 
Revolutionären Zeiten“, Bildungsveranstal¬ 
tung der DKP Duisburg mit Klaus Wagener. 
Jugend- und Kulturverein e.V., Kaiser-Wil- 
helm-Straße 284,18.00 Uhr. 


SA ★ 22. APR 


Bamberg: „100 Jahre Oktoberrevolution - 
Reform und Revolution heute“, Bildungsse¬ 
minar der DKP Oberfranken mit Heinz Stehr. 


Gaststätte Tambosi, Promenadestraße 11, 
11.00 Uhr bis 16.00 Uhr. 


SO ★ 23. APR 


Essen: „Aktuelle Aspekte unserer antimono¬ 
polistischen Strategie“, Seminar und Work¬ 
shop des DKP Bezirks Ruhr-Westfalen mit 
Lucas Zeise. Bürgerhaus Oststadt, Schulten- 
weg 37 bis 41,10.30 Uhr bis 15.30 Uhr. 


Dl H 25. APR 


Gießen: Vor-Mai-Veranstaltung der DKP. Es 
spricht Patrik Köbele, Parteivorsitzender der 
DKP, danach Maifeier mit Mojito und Cuba 
libre. Arbeiterliedern von Jan mit Gitarre. 
DGB-Haus, Walltorstraße 17, Dachsaal, 
19.00 Uhr._ 

Recklinghausen: DKP-Treff. Ladenlokal 
Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Schwerin: Mitgliederversammlung der DKP. 
Buntes Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 


DO ★ 4. MAI 


Hof/Saale: Erinnerung an Gisela Elsner. Vor¬ 
trag und Lesung mit Dr. Kai Köhler (Berlin) 
und Eva Petermann (Hof). Veranstalter: Marx- 
Engels-Stiftung, unterstützt von der DKP Hof. 
Galeriehaus Sophienberg, 19.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin der 
entsprechenden Ausgabe der UZ mit An¬ 
gabe des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


„So geht das mit einer eigenen 
Internetseite für eine DKP-Gruppe!“ 

Einführungsseminar zur Einrichtung eigener Internetseiten für DKP-Gruppen 

Termin: 6. Mai 2017,11.00 - ca. 16.00 Uhr 

Ort: DKP-Parteivorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen 


11. April 1945: 

Buchenwald wurde befreit 


Antifaschisten gedachten der Selbstbefreiung des Lagers 


Im KZ Buchenwald hatten die Nazis von 
1937 bis 1945 rund 200.000 Menschen 
aus mehr als 50 Nationen eingesperrt. 
Etwa 56.000 Menschen wurden in Bu¬ 
chenwald und seinen 139 Außenlagern 
ermordet oder starben an Folgen von 
schwerer Arbeit, Hunger, Kälte oder me¬ 
dizinischen Experimenten. Am 11. April 
1945 befreiten sich die Häftlinge selbst 
und verjagten die SS-Bewacher, bevor 
die US-Truppen das Lager übernahmen. 

Überlebende des NS-Konzentrati- 
onslagers Buchenwald haben am letz¬ 
ten Sonntag an jüngere Generationen 
appelliert, die Erinnerung an die Ver¬ 
brechen und die Opfer des National¬ 
sozialismus wachzuhalten. Bei einer 
Gedenkveranstaltung in der KZ-Ge- 


denkstätte bei Weimar übergaben die 
Zeitzeugen Eva Puzstai aus Ungarn, 
Gilberto Salmoni (Italien), Naftali 
Fürst (Israel), und Günter Pappenheim 
(Deutschland) symbolisch die Verant¬ 
wortung für das Gedenken an die nach¬ 
folgenden Generationen. Sie verlasen 
bei der Veranstaltung entsprechende 
Vermächtnisse. 

An dem Gedenken nahmen am 
Sonntag in Buchenwald rund 500 Men¬ 
schen teil. Darunter waren nach Anga¬ 
ben der Gedenkstätte 25 ehemalige 
Häftlinge der NS-Lager Buchenwald 
und Mittelbau-Dora bei Nordhausen. 
Bei der Veranstaltung riefen mehrere 
Redner zur Verteidigung demokrati¬ 
scher Werte auf. -ler 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Agenten im Vorort-Idyll 

KGB-Spione sind die Helden der Serie „The Americans“ 


Elizabeth und Philip Jennings führen 
Anfang der 1980iger Jahre ein beschau¬ 
liches Leben in einem idyllischen Vor¬ 
ort von Washington DC. Zwei Kinder 
im Alter von 11 und 13 Jahren, gemüt¬ 
liches Heim, gute Jobs, gehobener Mit¬ 
telstand. Sie sind Schläfer. Bestens aus¬ 
gebildete KGB-Agenten mit entspre¬ 
chender Legende. Stan Beeman, der 
neue Nachbar mit ebenfalls klassischer 
Kleinfamilie, ist LBI-Agent. Sein Auf¬ 
trag: die Enttarnung russischer Schlä¬ 
fer. Die Jennings bringen selbstgeba¬ 
ckene Brownies als Willkommensgruß. 

„The Americans“, eine Serie des 
US-amerikanischen Kabelsenders EX, 
zeichnet ein Sittenbild der amerikani¬ 
schen Gesellschaft in der Spätphase 
des „Kalten Krieges“. Die Stimmung 
ist aufgeheizt, Reagan ruft das „Reich 
des Bösen“ aus und treibt den Kalten 
Krieg immer weiter an. Die UdSSR 
wird durch den geplanten satelliten- 
gestützten Raketen-Abwehrschirm 
ernsthaft bedroht, braucht dringend 
Informationen dazu. Ein Job für Eli¬ 
zabeth und Philip. Ihre Strategie: im 
Spionagekrieg die Gegenseite nicht 
unbedingt ins Jenseits, dafür aber ins 
Bett zu befördern. Sie nutzen Quellen, 
in Ministerien, Forschungseinrichtun¬ 
gen, beim FBI. Es gibt einen Freund 
aus Uni-Zeiten, Black-Panther Mit¬ 
glied, der von ihrem Doppelleben 
weiß, auf ihrer Seite steht, Aufträge 
erledigt. Sie arbeiten hochprofessio¬ 


nell, nicht anders als ihre US-Pendants 
oder „James Bond“, sind nicht schlech¬ 
ter aber auch nicht besser. Weder me¬ 
thodisch noch moralisch. 

Spannend ist „The Americans“ 
durch die Widersprüche, in denen die 
beiden Hauptpersonen sich zu ver¬ 
heddern drohen. Hier das Leben einer 
durchschnittlichen amerikanischen 
Kleinfamilie, die Verlockung des „ame- 
rican way of live“, dem Philip zu erlie¬ 
gen droht und die sich entwickelnden 
Gefühle für einander. Dort die immer 
gefährlicheren Jobs, die Nervosität bei¬ 
der Geheimdienste und Beeman, der 
ihnen näher kommt. Loyalität, Ver¬ 
trauen, Liebe. Das sind die Eckpunkte 
dieser Spionage- und Liebesgeschichte, 
die besonders die beiden Hauptdarstel¬ 
ler Keri Russell und Matthew Rhys fa¬ 
cettenreich vermitteln. 

Das Drehbuch schrieb der ehema¬ 
lige CIA-Agent Joe Weisberg nach ei¬ 
nem wahren Fall. Erstaunlich ist der 
Umgang mit ihrem Sujet. Hier wird 
kein Russenbashing betrieben. Die Spi¬ 
one hüben wie drüben sind skrupellos, 
aber auch verletzlich. Allerdings star¬ 
tete die Serie in den USA schon 2013, 
die Eskalation in der Ukraine war noch 
nicht weit gediehen. Die letzten Staf¬ 
feln sind 2016 abgedreht worden. Mal 
sehen wie es weitergeht. 

Zur Zeit nur auf DVD (5 Staffeln) 
oder bei Netflix (2 Staffeln) 

Ellen Beeftink 



Der rote Kanal 


Die Dossiers 

Schön verpackt in schnulzigen Bil¬ 
dern wird die Erfolgsgeschichte der 
beiden Brüder nebst ihrem familiä¬ 
ren Umfeld abgedreht. Wie aus ih¬ 
rer Klitsche ein weltweiter Konzern 
mit Sportartikeln wurde - so was er¬ 
freut den, der nicht nachfragt. Darü¬ 
ber, dass Adolf und Rudolf Dassler 
ab 1933 NSDAP-Mitglieder waren 
und dass im Zweiten Weltkrieg in ih¬ 
rer Schuhfabrik Rüstungsgüter her¬ 
gestellt und wofür auch französische 
Zwangsarbeiter eingesetzt wurden, 
darüber kein Wort. 

Tradition ungebrochen: Laut der auf¬ 
lagenstärksten brasilianischen Tages¬ 
zeitung „O Globo“ lud der Konzern 
im Mai 2009 in Rio de Janeiro zu ei¬ 
ner „Adidas House Party“ in eine mit 
Hakenkreuzen und Nazi-Memorabili- 
en geschmückte Villa. 

Fr, 14.4,20.15 Uhr, ARD 

Zweimal Billy Wilder 

Auf die Frage, was denn einen guten 
Film ausmache, antwortete Billy Wil¬ 
der „ein gutes Drehbuch“ und dies 
wiederholte er noch zweimal, um es 
nachdrücklich zu unterstreichen. 
Zwei seiner, dem Anschein nach mit 
so leichter Hand gedrehten Komödi¬ 
en, laufen hintereinander. 

„Sabrina“ mit der zauberhaften 
Audrey Hepburn erzählt in neuer 
Version das Aschenputtel-Märchen 
und in das „ Appartment“ mit den bei¬ 
den in großer Spiellaune agierenden 
Shirley McLaine und Jack Lemmon 
spielen Doppelmoral, Anpassungs¬ 
druck und natürlich die alles besie¬ 
gende wahre Liebe das gute Dreh¬ 
buch bis zum Happy End durch. 

So, 16.4., 20.15 und 22.05 Uhr, 3sat 

Kampf um Europa - Das EU-Dossier 

Die Dokumentation deckt die geo- 
politischen Strategien und Allianzen 


auf, die die Geschichte der EU von 
Beginn an bestimmt haben. Schon 
die Geburtsstunde der EU wurde 
verklärt: Nach Ende des Zweiten 
Weltkriegs waren es die USA, die 
die Grundlage für ein antikommu¬ 
nistisches Westeuropa legten, das die 
Menschen durch Wohlstand gegen die 
Verlockungen des Sozialismus imprä¬ 
gnieren sollte. Aussöhnung und Völ¬ 
kerverständigung wurden von den 
Amerikanern unterstützt, waren aber 
vor allem Voraussetzung für eine ge¬ 
meinsame westeuropäische Politik, 
um den fortschrittlichen und demo¬ 
kratischen Bewegungen Einhalt zu 
gebieten. 

Achim Scheunert, bekannt durch 
eine Reihe gut gemachter Dokumen¬ 
tationen, schafft es, strukturiert und 
mit deutlichen Bildern und Worten 
den Charakter dieses politischen 
Konstrukts den Zuschauern nahe zu 
bringen. 

Mi, 19.4., 20.15 Uhr, phoenix 

Arm gegen den Ärmsten 

In der nächsten Woche beginnen die 
Viertelfinalspiele der UEFA Cham- 
pions-League, am Dienstag werden 
die ersten Spiele angepfiffen, darun¬ 
ter Borussia Dortmund gegen den AS 
Monaco. 

Nach den aktuellen Statistiken spielt 
der „arme“ BVB (Marktwert 376 
Mio.) gegen den ärmsten Verein (Mo¬ 
naco mit nur 197 Mio Marktwert). 
Am Mittwoch dann treffen zwei der 
reichsten Clubs Europas aufeinander, 
Real Madrid (766 Mio.) gegen Bayern 
München (556 Mio.). 

Wie auch immer die Spiele ausgehen, 
die UEFA spült weitere Millionen in 
die Vereinskassen. 

Di, 18.4., 20.45 Uhr, live nur im Pay- 
TV von Sky 

Mi, 19.4., 20.45 Uhr, ZDF 


Schickeria München - 
Linke Bayern-Ultras 

Wenn Politik im Stadion ausgetragen wird 



Choreographie der Schickeria München - Ultra-Gruppierung des FC Bayern München. 


D er FC Bayern München ist heu¬ 
te eine weltbekannte Marke und 
Fußballmannschaft, die schon 
immer polarisierte. Sei es auf dem 
Platz, als dominanter Klub, der mit 
namhaften Stars von Erfolg zu Erfolg 
eilt, oder der neben dem Platz immer 
wieder für Schlagzeilen als „FC Holly¬ 
wood“ sorgte. An der Säbener Straße 
ist immer was los. 

Im Windschatten der großen Spon¬ 
soren und Stars formierte sich in der 
rot-weißen Südkurve des ehemaligen 
Olympiastadions eine rege Fanszene. 
Der Anhang der Bayern rekrutierte 
sich traditionell eher aus dem Münch¬ 
ner Umland und darüber hinaus, wäh¬ 
rend die Stadt doch eher den blau-wei¬ 
ßen Münchener Löwen des TSV 1860 
die Daumen drückt. 

Der Fan-Support war und ist auch 
in München wichtig und machte dort 
vor den verschiedenen Strömungen 
nicht halt. Der regelmäßige Besuch 
von Fans großer und traditionsreicher 
Klubs aus dem europäischen Ausland 
belebte die Szene, wenn es z.B. im Eu¬ 
ropapokal zu einem der unzähligen 
Spiele kam. Die Fanmassen aus Mai¬ 
land, Barcelona, Madrid, Marseille, 
London und anderen Städten beein¬ 
druckten, einiges wurde übernommen. 
Die deutsche Fanszene orientierte sich 
seit jeher eher an der Ultra-Richtung, 
die ihren Ursprung in den Fankurven 
Südeuropas hat. 

Auf Bayern München berufen sich 
in aller Welt verstreute Fanclubs, die 


sich insbesondere bei den Auswärts¬ 
spielen und immer wieder verschie¬ 
den zusammensetzen. Die Idee war, 
sich unter einem Namen zu sammeln, 
um so noch aktiver und stärker auftre- 
ten zu können. Nach dem Gewinn der 
Champions League 2001 traten mehre¬ 
re Fanclubs zusammen unter dem Na¬ 
men „Projekt T-Block“ auf. Die Stim¬ 
mung sollte so im unteren Teil des 
Block T in der Südkurve des Olym¬ 
piastadions stattfinden. Nach wenigen 
Spielen war man jedoch nicht zufrie¬ 
den mit dem Ergebnis. Man erhoffte 
sich mehr. So trat die Szene erstmals 
Anfang März 2002 beim Süd-Derby 
in Stuttgart als „Gruppo Ultra“ auf. 
Die durchweg positive Stimmung und 
die Lautstärke gaben ihnen Recht. 
Nach einige internen Treffen großer 
und richtungsweisender Gruppen gab 
man wenig später die Gründung der 
„Schickeria München“ bekannt - eine 
neue Ultra-Gruppe war geboren. Sie 
gehört bis heute zu den bekanntesten 
und meinungsstärksten Fanszenen in 
Deutschland. 

Leider sieht das der normale Fuß¬ 
ballkonsument nicht immer auf den 
ersten Blick. Das große Engagement 
der Ultra-Gruppen in sozialen Pro¬ 
jekten und städtischer Jugendeinrich¬ 
tungen stoßen selten auf Resonanz im 
hysterischen Geschrei der Medien, das 
ertönt, sobald ein Bengalo abbrennt 
oder man sich nicht gesittet gegenüber 
Konzernen wie den Bullen aus Leip¬ 
zig äußert. 


Die überwiegend jungen Menschen 
der Ultras organisieren selbstständig 
Nachmittage zum Malen von Fahnen 
oder ermöglichen Geflüchteten durch 
Ticket-Aktionen den Besuch eines 
Bayern-Spiels. Die „Schickeria Mün¬ 
chen“ war es auch, die das Gedenken 
an den ehemaligen jüdischen Klub- 
Präsidenten Kurt Landauer wiederbe¬ 
lebte. Seit 2006 organisieren sie jähr¬ 
lich den Kurt-Landauer-Pokal, ein Fuß- 
ballturnier verschiedener Fanclubs und 
Freunde unter einem antirassistischen 
Banner. Für ihren unermüdlichen Ein¬ 
satz für das Gedenken bekamen sie 
2014 den Julius-Hirsch Preis vom DFB, 
der für „Freiheit,Toleranz und Mensch¬ 
lichkeit“ vergeben wird. Sie waren es 
auch, die sich klar gegen Homophobie 
in den Stadien einsetzten und zu den 
ersten gehörten, die ein „Refugees 
Welcome“-Banner direkt hinter dem 
Tor aufhängten. Außerdem unterhalten 
die rot-weißen Anhänger rege Freund¬ 
schaften zu anderen Ultra-Szenen, wie 
den USP (Ultra Sankt Pauli), oder der 
„Horda Azzuro“ vom FC Carl-Zeiss 
Jena, den „Ultramarines“ von Giron- 
dins Bordeaux oder ins Ruhrgebiet 
zum VfL Bochum. 

Über die vielen Erfolgsfans des FC 
Bayern kann man nur lächeln, aber der 
harte Kern der FCB-Fans hat gezeigt, 
dass es auch anders geht. Das Herz ei¬ 
nes Vereins machen immer seine Fans 
aus. Denn sie sind immer da. 

Andres Irurre 


Aus dem deutschen Blätterwald 


Rechtsaußen mit Scharnierfunktion 


Die „Junge Freiheit“ (JF) ist wohl die 
Wochenzeitung, die in der Vergangen¬ 
heit und in regelmäßigen Abstän¬ 
den für die meiste Aufregung sorg¬ 
te. Immer wieder gerieten promi¬ 
nente Politiker in die Schlagzeilen, 
weil sie der JF ein Interview gaben. 

Gegründet wurde die JF - da¬ 
mals noch als Schüler- und Stu¬ 
dentenzeitung - im Jahr 1986 von 
ihrem heutigen Chefredakteur 
Dieter Stein. Nachdem die JF in 
den ersten Jahren ihres Bestehens 
kostenlos an Universitäten verteilt 
wird, erscheint am 21. Januar 1994 
die erste Ausgabe der JF als Wo¬ 
chenzeitung. Antifaschisten klas¬ 
sifizieren die JF in ihren Anfangsjah¬ 
ren als neofaschistisch und machen auf 
allen Ebenen gegen sie mobil. So kam 
es zu gezielten Protestaktionen vor Ki¬ 
osken und Verkaufsstellen. Für Aufse¬ 
hen sorgte ein Brandanschlag auf die 
/F-Druckerei in Weimar. Infolge des¬ 
sen solidarisierten sich unter anderem 
Grünen-Politiker Daniel Cohn-Bendit 


und CSU-Mann Peter Gauweiler mit 
dem Blatt. 


JUNGE “'ft FREIHEIT 



Heutzutage sorgt die JF nur noch 
selten für Aufregung und Proteste. An 
ihrer politischen Ausrichtung geändert 
hat sich unterdessen nichts. Noch im¬ 
mer gilt die JF als die Haus- und Hof¬ 
zeitung der sogenannten Neuen Rech¬ 
ten. Gleichermaßen macht sie gegen 
Gender Mainstreaming, Muslime und 
Antifaschisten mobil. Zu ihren Ge¬ 


sprächspartnern gehörten umstrittene 
Personen wie der Polizeigewerkschaf¬ 
ter Rainer Wendt, die selbster¬ 
nannte DDR-Bürgerrechtlerin 
Vera Lengsfeld, oder auch die ehe¬ 
malige CDU-Bundestagsabgeord- 
nete Erika Steinbach. In den ver¬ 
gangenen Jahren konnte die Pos¬ 
tille ihren Wirkungsgrad entgegen 
des Trends auf dem Zeitungsmarkt 
deutlich vergrößern. So liegt die 
aktuelle Auflage der JF derzeit 
bei fast 30000 verkauften Exem¬ 
plaren - Tendenz steigend. 

Vor allem der Aufstieg der so¬ 
zialchauvinistischen und in Teilen 
offen rassistischen AfD dürfte der 
JF künftig weitere Leserspektren eröff¬ 
nen und sie noch fester am Markt eta¬ 
blieren. Dass die JF eine Schnittstelle 
zwischen Konservativen und Rechten 
darstellt - und oftmals nicht mehr der¬ 
art plump daherkommt wie in ihren 
ersten Jahren - macht sie eher gefähr¬ 
licher. 

Markus Bernhardt 

























